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Vorwort

Vorwort

1912 erschien das „Lernbuch der Staatsbürgerkunde.“von F. Ehringhaus. Daß sein

Werk im Jahr 2023 als Grundlage für eine Neuauflagedienen sollte, hat der Autor

damals wohl kaum vermutet. Diese überarbeitete Neuauflagewurde mit verschiedenen

weiteren Quellen angereichertund gibt einzigartige Einblick in die politische Landschaft

und die Struktur des Deutschen Reichs. In einer Zeit des Wandels und der Umbrüche,
sowohl national als auch international, ist es von größter Bedeutung,die Vergangenheit
zu kennen, um die Gegenwart besser zu verstehen und damit die Zukunft gestalten zu

können. Nur wer die Ordnung kennt, kann den Staat restaurieren.

An dieser Stelle setzt dieses Buch an. Es ist von besonderem Wert, da es uns Auskunft

darüber gibt, wie das deutsche Staatswesen verfassungsmäßigstrukturiert ist und wie es

funktioniert. Als Lehrbuch für das Selbststudium bietet es detaillierte Informationen

über die Organisation und die Funktionsweise der verschiedenen staatlichen Institu-

tionen. Angefangenvon der Monarchie, der Rolle des Kaisers und des Reichskanzlers

bis hin zu Legislative, Exekutive und Judikative. Man erfährt alles über die Rechte

und Pflichten der Deutschen, die Wahlprozesseund die Rolle der Volksvertretung, des

Reichstags.Zusätzlich ist ein Aufgabenteil enthalten, der die wichtigsten Fragen und

Antworten aus dem Lehrbuch aufgreift und zur Selbstprüfungdient.

Darüber hinaus vermittelt dieses Werk ein Verständnis für die staatsphilosophi-
schen Grundlagen, auf denen das deutsche Staatswesen basiert. Man erhält Einblicke

in die Entstehungsgeschichtedes Deutschen Reichs als Nationalstaat, die Wurzeln der

Verfassungund die Ideale, die unser Vaterland antreiben.

Es ist uns eine große Ehre, dieses auf Originalquellen basierende, auf die moderne

Zeit umgearbeitete und verständliche Lehrbuch für die deutsche Staatskunde präsen-
tieren und der deutschen Nation übergebenzu dürfen. Das Studium dieses Werkes bildet

die Grundlage für Schüler und soll auch einer zukünftigen Beamtenanwärterschaft zur

Wiederholung und Vorbereitung für Prüfungendienen.

August 2023.
Der Herausgeber.
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Das vorliegende Lehrbuch für Deutsche Staatskunde ist

eine neue und kommentierte Zusammenstellung ausge-
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A. Deutsches
Staatsrecht.

1. Selbsterhaltung, Staat und
Souverän.

Die Selbsterhaltung als das höchste Ziel des Staates, bis

zum Wesen der Vaterlandsliebe.

Der Staat, aus der menschlichen Natur hervorgegangen,
ist ein notwendiges Gut der Menschheit und erfüllt

gewisse, eigentümliche Zwecke wie die Volkswohlfahrt.

Die im Staat vereinigten Menschen wollen das Wohl des

Ganzen und das der einzelnen fördern, soweit es mit dem

Wohl der anderen vereinbar ist; sie wollen unabhängig,
frei sein von anderen Völkern: Jeder Staat ist souverän, d.

h. er ist vollkommen unabhängigund lebt nach eigenen
Gesetzen.

Um zu jeder Zeit frei und unabhängigzu sein, muß der

Staat vor allem sein eigenes Bestehen sichern. Die Selbst-

erhaltung ist demnach das oberste Recht jedes Staates;
der Schutz des Bundesgebietes,des innerhalb desselben

gültigen Rechts sowie die Pflege der Wohlfahrt des

Deutschen Volkes, das ist der Zweck des ewigen Bundes,
der den Namen Deutsches Reich führt. Das Bestehen

des Staates kann in Frage gestellt werden durch andere

Staaten, sonstige äußere Gegner oder durch Feinde von

innen.

2. Unsere Volkstugenden.

Ein Volk, welches sich seine Tugenden, Rechtschaf-

fenheit und lautere Wahrhaftigkeit in allen Beziehungen,
Treue gegen den Staat, Fröhlichkeit, Ordnung, Fleiß und

Arbeitsamkeit, Mäßigkeit und Sittsamkeit erhält, wird

A. Deutsches Staatsrecht.

7
Was ist das Ziel des Staates?

‚7
Welches ist der

wesentliche Zweck des

Deutschen Reichs?

/
Welches sind einige
unserer erstrebenswerten

Volkstugenden?
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A. Deutsches Staatsrecht.

Was verbindet uns mit

unserem Vaterland?

Seite 16 | Vaterlandsliebe.

fortbestehen und Kraft schöpfen zu neuen erfolgreichen
Anstrengungen. Ebenso muß jeder einzelne, dem das

Wohl seines Volkes und seiner Mitbürger am Herzen liegt,
von Jugend auf in der Übung namentlich der sittlichen

Tugendenseinen Stolz und seine Ehre suchen.

Das Volk aber, dessen Glieder sich dem irdischen

Vergnügen hingeben - und dies ist eine großeGefahr der

äußerlichen Gesittung oder Zivilisation -, die ihr eigenes
Wohl über alles stellen und alle Mittel der Lüge und der

Untreue anwenden, um ihre Lüste zu befriedigen, das

geht zugrunde. Unzählige Beispiele aus der Geschichte

beweisen die Wahrheit dieser Sätze.

3. Vaterlandsliebe.

Unser Vaterland hat uns Leben und Heimat, Eltern und

Geschwister, Freunde und Bekannte, Nahrung, Kleidung
und Bildung gegeben.Wir kennen seine eigenartigen
Schönheiten und erfreuen uns ihrer. Seine Bewohner

bilden mit uns eine großeFamilie, in der der einzelne an

den Freuden und Schmerzen des anderen teilnimmt. Wir

sprechenalle dieselbe Spracheund leben nach denselben

Sitter und gewohnten Gesetzen. Uns erhebt dieselbe

Erinnerung an die große Geschichte unserer Väter und

Mütter, die mit ihrem Herzblut die Einigkeit und Freiheit

unseres Vaterlandes erkämpften und unsere Kultur

pflegten; kurz, was wir sind und was wir haben. Alles

Edle, Große und Schöne, was des Menschen Geist erhebt,
schulden wir den Ahnen. Darum ist die Liebe zum Vater-

lande, der Patriotismus und Dankbarkeit gegen die Ahnen

die edelste Krone aller irdischen Tugenden.

Was wären wir ohne unser Vaterland? Verließen wir

es, so müßten wir uns in Spracheund Sitte, Glauben

und Gesetze anderer einleben; ganz anderes fühlen und

denken, uns an andere Lebensverhältnisse gewöhnen.
Wir wären einsam und verlassen mitten unter Millionen

von Menschen. Nur in unserem Vaterlande können wir



wahrhaft frei und glücklich leben. Darum heifst es bei

Schiller:

Ans Vaterland, ans teure, schließdich an,

Das halte festmit deinem ganzen Herzen.

Hier sind die starken Wurzeln deiner Kraft;
Dort, in der fremdenWelt stehst du allein,
Ein schwankes Rohr, das jederSturm zerknickt.

(Schiller, 1804)

Der wahre Patriot ist stolz auf sein Vaterland und liebt

es voll gesundenSelbstgefühls.Gleichzeitig achtet und

ehret er auch die fremden Völker, erkennt sie als gleich-
wertig und gleichberechtigt an und versucht, ihre eigene
Art zu verstehen.

4. Geschichte. Wie entstand das
Deutsche Reich?

Die Zerrissenheit Deutschlands in viele Staaten war

ein Ergebnis seiner Geschichte und des Charakters

seiner Bewohner, die, durch Mundart, Sitte und Überlie-

ferung geschieden,sich jederzeit in eine und mehr oder

weniger großeZahl von Stämmen geteilt haben und noch

teilen. Die Vielstaaterei hat im Laufe der Jahrhunderte
die verschiedensten Formen angenommen; durch den

Dreißigjährigen Krieg wurden die einzelnen Staaten fast

selbständig und die furchtbare Demütigung Deutsch-

lands durch Napoleon I. machte dem tausendjährigen
Römischen Reich Deutscher Nation 1806 ein Ende.

Nach dem Siegüber den korsischen Eroberer wurde 1815
der Deutsche Bund geschaffen,aber da er nur ein moderner

Staatenbund war, so war die vorhandene Uneinigkeit und

Ohnmacht nur oberflächlich verhüllt; sie brachte zahllose

Mißstände für das Leben und des Ansehens des Deutschen

Volkes mit sich, und die Sehnsucht unseres Volkes nach

einem starken, einigen Reiche (die nationale Idee) gab

A. Deutsches Staatsrecht.
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Wie entstand das

Deutsche Reich? Welche

Ereignisse haben zur

Entstehungbeigetragen?
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A. Deutsches Staatsrecht.

Welche Staatsform

wurde 1871 aus 25
deutschen Einzelstaaten

als Völkerrechtssubjekt
geschaffen?

> Bundesgeserzblatt
vom Jahre1870.S. 627ff.

-> Bundesgesetzblattvom

Jahre1871.S. 9 ff. und vom

Jahre1870.S. 654ff.

?
Welche wesentliche

Veränderungwurde durch

die Gründung des ewigen
Bundes für Angehörige

eines deutschen Staates in

allen übrigen deutschen

Staaten wirksam?

schließlich, neben dem Streben nach Anteil an der

Regierung (der konstitutionellen Idee), den hauptsäch-
lichen Anstoß zu der blutigen Revolution von 1848; aber

erst durch die großenTaten unter König Wilhelm I. wurde

die alte Uneinigkeit im Wesentlichen bereinigt.

Nachdem durch den Krieg von 1866 der Kampf um

die Vorherrschaft in Deutschland zugunsten Preußens

entschieden und Österreich aus dem Bunde ausgeschlossen
ward, wurde aus den Staaten im nördlichen  Deutschland

der Norddeutsche Bund unter preußischer Führung
geschaffen, der dann mit den süddeutschen Staaten

geheime Schutzbündnisse einging. Als nun Frankreich,
in seiner nationalen Eitelkeit durch den Aufschwung
der preußischen Großmacht gekränkt, den Krieg 1870
begann,um sich bis an den Rhein auszudehnen, da stand

Alldeutschland wie ein Mann auf, schlug den Friedens-

brecher zurück, und mitten im feindlichen Lande wurde

von den deutschen Fürsten das Deutsche Reich gegründet,
welches durch Blut und Eisen geeinigt war.

Der ewige Bund, der den Namen Deutsches Reich führt,
ist das Verfassungsbündnis,durch dessen Inkrafttreten am

1. Januar 1871, anstelle der zwischen dem Norddeutschen

Bunde und den Großherzogtümern Baden und Hessen                                                      vereinbarten Verfassung des Deutschen Bundes sowie der                                                            mit den Königreichen Bayern und Württenberg geschlos-                                                             senen Verträge vom 23. und 25. November 1870, aus 25

deutschen Einzelstaaten ein souveräner, föderaler Bundes-

staat als Völkerrechtssubjektgeschaffenwurde.

a) Durch den ewigen Bund werden erstmals in der langen
deutschen Geschichte die Angehörigeneines deutschen

Staates in allen übrigen deutschen Staaten nicht mehr

als Ausländer behandelt, sondern sind als Inländer

rechtlich gleichgestellt. Jeder Deutsche kann sich in

jedem deutschen Staat niederlassen, seinen Wohnsitz

nehmen, Gewerbe betreiben, an Wahlen teilnehmen

und öffentliche Ämter bekleiden.

Seite 18 ∫ Geschichte. Wie entstand das Deutsche Reich?



b) Durch den ewigen Bund kann jeder Angehörige eines

deutschen Staates in allen übrigen deutschen Staaten

Eigentum erwerben. Der ewige Bund garantiert und

schützt dieses Recht auf Eigentum.

c) Derewige Bund gewährleistetdie Freiheit der Deutschen

von außerdeutschen Einflüssen, insbesondere von den

Einflüssen des Vatikans, des römisch-katholischen

Papsttums und dessen kanonischen Rechtes.

d) Der ewige Bund erfand für die Wohlfahrt aller

Deutschen den Begriff des Sozialstaats und führte

darauf die weltweit erste Sozialgesetzgebungein:

Arbeitslosenversicherung, Krankenversicherung,
Unfallversicherungund Rentenversicherung.

e) Der ewige Bund etablierte den Verwaltungsgrundsatz
„Das allgemeineWohl ist das höchste Gesetz.“ in allen

deutschen Staaten. Die Aufgabeder Verwaltung ist die

Vollziehung der Gesetze und die fürsorgendeTätigkeit
der Behörden überhaupt.

f) Der ewige Bund hat einen in allen deutschen Staaten

einheitlichen Rechtsraum geschaffen.Dazu wurden

bundesweit geltende Gesetze eingeführt, die inter-

national große Beachtungfanden, unter anderem das

Bürgerliche Gesetzbuch. Das Gerichtswesen wurde

bundesweit einheitlich geregelt. Seither gilt im

gesamten Gebiet des Bundes dieselbe Regelung für

Zivil- und Strafprozesse.Der ewige Bund garantiert und

überwacht die Einhaltung und ergreift Maßnahmen im

Falle der Justizverweigerung.

g) Der ewige Bund garantiert allen Deutschen gegenüber
dem Ausland seinen Schutz. Er verpflichtet alle Glied-

staaten zum gemeinsamen Schutz des Bundesgebietes.
Der Gesamtstaat ist durch völkerrechtliche Verträge
internationalen Abkommen beigetreten, u. a. dem

Abkommen betreffend die Gesetze und Gebräuche

A. Deutsches Staatsrecht.
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A. Deutsches Staatsrecht.

>

Was gilt als „Geburtstag“des

neuen Deutschen Reichs,
genannt Kaiserreich?

des Landkriegs,welches der Zivilbevölkerung im Falle

kriegerischer Auseinandersetzungen internationalen

Schutz gewährt.

5. Die Gründung des Deutschen
Reichs.

Der 18. Januar 1871, an dem im Spiegelsaaldes Schlosses

zu Versailles Preußens König Wilhelm I. zum erblichen

Kaiser proklamiert wurde, ist der Geburtstag des neuen

Deutschen Reichs. Dies ist nicht, wie das alte römische

Reich, eine Wahlmonarchie, sondern es beruht im Kern

auf der Preußischen Erbmonarchie; es strebt nicht eine

Weltherrschaft an, sondern will ein nationales Reich

sein; jede Abhängigkeit der Krone von Papsttum und

ihre Weihe durch die Kirche ist beseitigt, der Kaiser ist

sogar Protestant; die Fürsten sind nicht mehr die Vasallen

(Lehnsmänner) des Kaisers, sondern seine Verbündeten;
der Kaiser ist nicht ein machtloser Schatten, sondern

mächtig und stark.

Der ewige Bund, der den Namen Deutsches Reich führt,
ist ein Bundesstaat. Er besitzt eine den Einzelstaaten

übergeordneteRechtsebene, die Vorrang vor der Rechts-

ebene der Einzelstaaten hat.

Das Reich ist ein ewiger Bund sämtlicher Deutschen

Staaten zum Schutz des Bundesgebietesund des in ihm

geltenden Rechts sowie zur Pflege der Wohlfahrt des

Deutschen Volkes. Alles, was diesen Zwecken dient, kann

im ganzen Reich einheitlich geregeltwerden; ausdrücklich

ist der alleinigen Gesetzgebungdes Reiches überwiesen:

das Heerwesen und die Kriegsmarine, das gesamte Rechts-

wesen, das Post- und Telegraphenwesen,die Presse und

das Vereinswesen, der Schutz der Deutschen zur See und

im Ausland, Handel und Verkehr, die Zölle und die für

die Zwecke des Reiches zu verwendeten Steuern. Das

Reich ist daher ein Bundesstaat. Die Einzelstaaten haben

nur insoweit ihre Selbständigkeitbewahrt, als diese nicht
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zugunsten der Reichsgewalteingeschränktist. Die Reichs-

gesetze gehenden Landesgesetzender Einzelstaaten vor:

Reichsrecht bricht Landrecht. Doch sind mehrere Einzel-

staaten, besonders den süddeutschen bei Gründung
des Reiches, verschiedene Reservat- oder Sonderrechte

zugestandenworden, die nur mit ihrer Zustimmung
beseitigt oder abgeändertwerden dürfen.

6. Aktueller Status des Deutschen
Reichs.

6.1. Handlungsunfähigkeit.

Der Deutsche Staat ist mangels verfassungsmäßiger
Organe seit November 1918 handlungsunfähig. Der

Gesamtstaat, verfaßter Bundesstaat und anerkanntes

Völkerrechtssubjekt, ist das Deutsche Reich mit seiner

Verfassung vom 16. April 1871 im Rechtsstand vom 27.
Oktober 1918und Gebietsstand vom 27. Juli 1914.

6.2. Der Kriegs- und Belagerungszustand.

„Die Erklärung des Kriegszustandesam 31. Juli 1914 zog                                                gemäß Artikel 68 der Reichsverfassung das Preußische Gesetz                                                      über den Belagerungszustand nach sich.  Dadurch

wurde im Deutschen Reich eine Militärverwaltung einge-
richtet. Im Königreich Bayern wurde der Kriegs- und

Belagerungszustandvom Bayrischen König erklärt. Die

Zivilverwaltungs- und Gemeindebehörden der Bundes-

staaten (außer Bayern), wie auch das gesamte Militär

stehen unter dem Oberbefehl des Deutschen Kaisers. Auf

Grundlage des Belagerungszustandessind häufig unter

anderem folgendeArtikel der Landesverfassungenaußer

Kraft gesetzt worden:

h) Freiheit der Person,

i) Unverletzlichkeit der Wohnung,

A. Deutsches Staatsrecht.

Was ist der aktuelle Status

des Deutschen Reichs?

7
Was fehlt dem Deutschen

Gesamtstaat zur                                                                                                                                    Wiederherstellung seiner                                                                                                                       Handlungsfähigkeit.

Wie lauten die                                                                                                                                            letztgültigen Stände?

s

-> Reichsverfassung
(Nr. 628, Reichs-Geserzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

> Gesetz über den

Belagerungszustand(Nr. 3419,

Preußische-Gesetz-Samnl.
1851,Nr. 26 S. 451 ff)

2
Welche verfassungsmäßigen
Rechte können mit Artikel

68 Reichverfassungaußer

Kraft gesetzt sein?
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A. Deutsches Staatsrecht.

Wer allein kann den Kriegs-
und Belagerungszustand

aufheben und den

Frieden erklären?

Wem steht rechtmäßig
das Amt des Deutschen

Kaisers zu?

j) Meinungsfreiheit,

k) Sondergerichte,

l) Sonderstrafrecht.

Zudem wurden von der Militärverwaltung zahlreiche

regionaleSonderregelungenerlassen, wie das Kündigungs-
verbot von Wohnungen oder das Verbot des Waffen-

tragens und -verkaufs. Der Belagerungszustandwird durch

Beendigungdes Kriegszustandesaufgehoben;er ist noch

in Kraft und deshalb befindet sich das Deutsche Reich bis

zum heutigenTag im Belagerungszustand.

Allein der Deutsche Kaiser ist gemäßArtikel II der

Reichsverfassungzur Beendigungdes Kriegs- und Belage-
rungszustandesberechtigt. Nur der Deutsche Kaiser kann

den Frieden erklären, Bündnisse und andere Verträge mit

fremden Staaten eingehen, Gesandte beglaubigen und

empfangen.Das Amt steht rechtmäßig Seiner Majestät
Georg Friedrich, König von Preußen als Thronfolger des

Hauses Hohenzollern zu.

7. Was ist eine Verfassung?

Die Sitten und Gebräuche, Ordnungen und Gesetze,
die sich in jeder Gemeinschaft und erst Recht in jedem
staatlichen Gemeinwesen von Anfang an unbewußt und

als notwendige Folge der menschlichen Natur bilden,
haben zunächst den Zweck, Leben und Eigentum, Besitz

und Ehre der Volksgenossenvor den Übergriffenanderer

Volksgenossenzu schützen, sodann aber auch Land und

Gut des ganzen Stammes oder Staates gegen Angriffe
fremder Staaten zu verteidigen, also Ruhe und Ordnung
im Innern und Schutz nach außen herzustellen.

Die Grundsätze, die die Volksgemeinschaftbei diesen

Ordnungen und Gesetzen durchführen will, nennt man

ihr Recht; es wird zuerst als ungeschriebenesGewohn-
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heitsrecht überliefert, bei höherer Kultur aber schriftlich

festgestelltund entwickelt sich ebenso unbewußt, eigen-
artig und natürlich wie die Sprache,die Sitte und die

Religion.

Die Art und Weise nun, wie die Vielheit der Volksge-
nossen sich zu einem einheitlichen, einen bestimmten

Willen ausdrückenden Volksganzen zusammenschließt,
sich gewissermaßenzu einer einzigen Persönlichkeit,
einem Gesamtwillen gestaltet, nennt man die Verfassung
eines Volkes. Es bildet sich in jedem Staat eine Obrigkeit
oder Regierung: die Herrschaften heißen Untertanen,
wenn sie lediglich gehorchenmüßten, oder aber Bürger,
sofern sie selbst irgendeinen Anteil an der Bildung des

Volkswillens haben.

Die Gesamtheit aller Maßregelndagegen,die den Willen

dieser einen Volkspersonunter den Volksgenossendurch-

führen und die Ordnung bei ihnen aufrechterhalten sollen,
bezeichnet man als Verwaltung des Staates.

8. Die Geschichte der Verfassungen.

„Erst durch den Absolutismus (17./18.Jahrhundert) sind

einheitliche Staaten geschaffenworden. Freilich herrschte

hier der Fürst ganz allein. (Ludwig XIV.“ L'etat, c'est moi“

= Der Staat bin ich.) Auch die Fürsten des aufgeklärten
Absolutismus wie Friedrich II. („Ich bin der erste Diener

meines Staates."), taten wohl alles für, aber nichts durch

das Volk. Das führte in Frankreich zur Revolution,
wodurch das regierende Königshaus abgesetztund die

Volksherrschaft erklärt wurde. Aus den revolutionären

Wirren schwangsich Napoleon Bonaparte zunächst zum

Herrscher über Frankreich auf, um dann mit militärischer

Gewalt das übrige Europa unter seine Machtsphäre zu

zwingen. Napoleonunterwarf einen deutschen Staat nach

dem anderen und gliederte sie dem Rheinbund an, der als

Staatenbund napoleonischerVasallen bezeichnet werden

kann. Auf diese Weise besorgte er den Untergang des

A. Deutsches Staatsrecht.

2
Was ist eine Verfassung?

2
Welche Umstände

führten zur Entwicklung                                                                                                                     der Reichsverfassung                                                                                                                             aus dem Jahr !871?
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A. Deutsches Staatsrecht.

2
Wann wurden die

ausgewähltwichtigen
Bündnisse nach

Zusammenbruch des

Deutschen Reichs 1806

bis zur Reichsgründung
1871geschlossen?

Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, das mit

der Niederlegungder Kaiserwürde durch Kaiser Franz II.

im Jahr 1806 endigte. In diesem Jahr wurde auch Preußen

von Napoleonmilitärisch niedergerungenund besetzt.

Durch die Auflösung des Reichs und den Beitritt zum

Rheinbund trat Bayern — seit dem PreßburgerFrieden

vom 26. Dezember 1805 als Königreich anerkannt — in

die Reihe der „souveränen“ Vasallen-Staaten ein. Um

dem neugebildetenKönigreiche eine staatliche Einheit zu

geben,beseitigte Maximilian Josephdie alten landständi-

schen Institutionen und proklamierte die Verfassungvom

18. Mai 1808. Das Königreich Bayern ist damit der älteste

deutsche Verfassungsstaatim modernen Sinn.

Die napoleonischeZwingherrschaft in Europa endigte
1815durch die Befreiungskriegeder Koalition aus Preußen,
Rußland und Österreich. Das zerrüttete Staatengefüge
Europas wurde im Friedensschluss auf dem Wiener

Kongress neu geordnet. Ein Teil der Kongressaktewar

die Deutsche Bundesakte, ein völkerrechtlicher Vertrag
über die Gründung eines Staatenbundes, des Deutschen

Bundes. Die Bundesakte wurde am 10. Juni ı815 von 39
Staaten unterzeichnet.

Artikel XIII der Bundesakte bestimmte „In allen Bundes-

staaten wird eine landständische Verfassungstattfinden.“

und war damit maßgeblichfür den deutschen Frühkonsti-

tutionalismus, insbesondere in den süddeutschen Staaten.

Schon 1816 verabschiedeten das Fürstentum Schaumburg-
Lippe und das GroßherzogtumSachsen-Weimar-Eisenach

landständische Verfassungen,das GroßherzogtumBaden

folgte 1818 und das Königreich Württemberg 1819.

In Preußen dauerte diese Entwicklung länger,denn die

1815 vom Preußischen König Friedrich Wilhelm III. nach

dem BefreiungskriegeversprocheneVerfassungwurde erst

infolge der Reaktion nach der Revolution von 1848 von

Friedrich Wilhelm IV. dem Volk aus eigener Kraft gegeben;
diese „oktroyierte“, d. h. ohne formelle Mitwirkung des
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Volkes gegebeneVerfassung— der die belgischevielfach

als Muster diente — ist dann von der Volksversammlung
beraten, angenommen und 1850 veröffentlicht worden.

So entstand durch „Konzession“ des Königs mit nachträg-
licher Genehmigung des Volkes die konstitutionelle

Monarchie in Preußen.

Der Deutsche Bund bestand über 5ı Jahre und löste

sich anlässlich des deutsch-deutschen Krieges 1866 auf.

Nachdem Österreich im Friedensschluss auf jede weitere

Einflußnahme hinsichtlich einer deutschen Staats-

gründungverzichtete, verpflichteten sich 21 norddeutsche

Staaten in den sog. Augustverträgen des Jahres 1866 zur

Stiftung eines deutschen Bundesstaates unter der Führung
Preußens.

1867 gründete sich darauf der Norddeutsche Bund.

Dieser war ein im Gegensatz zum Staatenbund des

Deutschen Bundes ein Bundesstaat, welcher die norddeut-

schen Staaten umfasste und mit einer Zentralgewalt
ausgestattet wurde. Das Deutsche Reich ist der durch den

Beitritt der vier süddeutschen Staaten 1870 erweiterte

Norddeutsche Bund. Seine Verfassungist durch Verein-

barung zwischen Fürsten und Einzellandtagenund durch

Verhandlung mit dem direkt gewähltenverfassungsbera-
tenden Reichstagzustande gekommen.NachMontesquieu
umfaßt die Tätigkeit des Staates: die Gesetzgebung,die

Verwaltung und die Rechtsprechung.Diese Einteilung ist

auch in die Preußische Verfassungübernommen worden.

staaten als auch die Reichsverfassung,„haben im Laufe der

Zeit auf gesetzlichemWege mannigfacheVeränderungen
erfahren, daß der Text der Verfassungsurkundenallein

kein richtiges Bild von dem Verfassungszustandgibt.“
(Ehringhaus,1915, S. 7.)

‚Während der frühere, im Jahre 1815 geschlossene
Deutsche Bund nur eine völkerrechtliche Vereinigung
selbständiger Staaten - ein Staatenbund war, [...] ist

A. Deutsches Staatsrecht.

Wie ist die Gewalt im

Staat aufgeteilt?

>

-> Empfohlenwerden

die Verfassungsurkunden
von Pannier, Reklam

Nr. 2732 und 3870.

Worin liegt der wesentliche

Unterschied des

ewigen Bundes zu dem

&

vorangehendenDeutschen

Bund nach 1806?
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A. Deutsches Staatsrecht.

Welche Staatsformen

kennen wir?

nunmehr durch die erwähnten Verfassungsbündnisseein

organisches Staatswesen - ein Bundesstaat geschaffen
worden.“ (Riedel)

9. Überblick über die Staatsformen.

„Die Staatsgewaltmuß von einem Organ des Staates

ausgeübtwerden. Das oberste Recht dieses Organes ist die

Gesetzgebung.Zu ihrer Durchführung ist die Rechtspre-
chung nötig, alle übrigen Staatsgeschäftewerden durch

die Verwaltung erledigt. Sind alle übrigen drei Gewalten

in einer Person (dem Monarchen) vereinigt, so sprechen
wir von einer absoluten Monarchie. Ist das Volk oder ein

Teil desselben (Aristrokratie) an der Gesetzgebungund

Verwaltung beteiligt, so entsteht eine konstitutionelle

oder beschränkte Monarchie (Preußen). In einer Republik
wählt das Volk oder eine bestimmte Klasse desselben die

Organe des Staates (Präsident, Senat) und ist, wie in der

konstitutionellen Monarchie, in den Kammern an der

Ausübung der Staatsgewaltbeteiligt. Mehrere Staaten

können sich zu einem Staatenbund (Deutscher Bund

1815—1866)oder einem Bundesstaat (Deutsches Reich,
USA, Schweiz) vereinigen.“ (Eckardt et al., 1912, S. 2.)

10. Aufbau des Staates.

„Große Staaten müssen wieder in kleinere Verwaltungs-
bezirke eingeteilt werden, deren Grenzen vielfach durch

die früheren Stammesgrenzen oder durch geschicht-
liche politische Einheiten bestimmt werden. So zerfällt

Preußen in Provinzen, die Provinzen bestehen aus Regie-
rungsbezirken, diese aus Kreisen, und als letzte Einheit

finden wir die Stadt- und Landgemeinden.Jeder kleinere

Verwaltungsbezirk ist dem nächst höheren unterge-
ordnet, der Staat allein kennt keine Macht über sich, er ist

unabhängig,souverän. Nur im Bundesstaat hat der Einzel-

staat einen Teil seiner Machtbefugnissean die Obergewalt
abgetreten.
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Um die einzelnen Staatsbürger an der Ausübung
der Staatsgewaltzu beteiligen, ist ihnen das politische
Wahlrecht verliehen worden. Außerdem regieren sich

die Gemeinden und einige andere Verwaltungseinheiten
teilweise selbst auf Grund eines staatlichen Gesetzes. In

diesem Selbstverwaltungskörperwerden viele Ämter durch

Staatsbürgerim Ehrenamt (unbesoldet) verwaltet. Daher

ist es für jeden Staatsangehörigenvon großerBedeutung,
die Einrichtungen und den Zweck des Staates kennen zu

lernen. Diese Kenntnisse vermittelt das Staatsrecht, das im

weiteren Sinne die gesamte Gesetzgebungumfaßt. Nach

den Gegenständender Gesetzgebungunterscheiden wir

Zivilrecht (hauptsächlichBürgerlichesRecht), Strafrecht

und Staatsrecht im engeren Sinne.“ (Eckardt et al. 1912, S. 3.)

11. Die Grundzüge der Deutschen

Reichsverfassung von 1871.

Die Staatsform des 1871 verfaßten, föderalen Bundes-

staates Deutsches Reich ist eine Pleonokratie vom Typus
einer konstitutionellen aristokratischen Republik.

Die Verfassungsurkunde trägt das Datum vom

16. April 1871.

Die Nationalfarben sind schwarz-weiß-rot.

An der Spitze des Reichs stehen der Bundesrat und der

Kaiser; dieser ist der jedesmaligeKönig von Preußen mit

dem Titel „Deutscher Kaiser“.

Die gesetzgebendeGewalt (Legislative)wird durch den

Bundesrat und den Reichstagausgeübt.Die vollziehende

Gewalt (Exekutive) ist zwischen Bundesrat und Kaiser

geteilt. Sie wird in weiten Teilen vom Reichskanzler

ausgeübt.Die richterliche Gewalt (Judikative) wird durch

das Reichsgerichtin Leipzig nach den Gesetzen ausgeübt.
(Ehringhaus)

A. Deutsches Staatsrecht.

4

Wie werden die

>

einzelnen Staatsbürger
an der Ausübung der

Staatsgewaltbeteiligt?

2
Kennst Du die Grundzüge
derReichsverfassung
von 1871?

?
Was sind die

Nationalfarben?
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A. Deutsches Staatsrecht.

12. Staatsgebiet.

12.1. Das Deutsche Reich.

NORDSEE

u Warschau

o Brünn

Kaiserreich Königreich Ungarn
Frankreich

Linz

azug Österreich
Zuech FHZ = Fürstentum Hohenzollern (zu Preußen)

N - GH = Großherzogtum Hessen
offinsbruck LD = Fürstentum Lippe

a oBERN Fr OLD = zu Großherzogtum Oldenburg
ü RÄL = Fürstentum Reuß ältere Linie

Schweiz RIL = Fürstentum ReußjüngereLinie
©Klagenfurt FAIRE SA = Herzogtum Sachsen-Altenburg
Dra O SCG = Herzogtum Sachsen-Coburg und Gotha

SL = Fürstentum Schaumburg-Lippe
; SMG = Herzogtum Sachsen-Meiningen

ss SR = Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt
. SWE = Großherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach

Italien W = Fürstentum Waldeck und Pyrmont
(Landesteil Pyrmont)

Abbildung:Das Deutsche Reich 1916.
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Das Bundesgebietbesteht aus 25 Bundesstaaten und

dem Reichsland Elsaß-Lothringen. Durch Reichsgesetz
betreffend die Vereinigung von Elsaß und Lothringen mit

Reichsgesetzvom 20. Juni 1872, wurde die Reichsver-

fassungzum 1. Januar 1874 im Reichsland Elsaß-Lothringen
in Kraft gesetzt. Die hierzu erforderlichen Bestimmungen
ergingen durch Reichsgesetzbetreffend die Einführung
der Verfassungdes Deutschen Reichs in Elsaß-Lothringen
vom 25.Juni1873.

12.2. Die einzelnen Bundesstaaten.

Vier Königreiche.

(1) Königreich Preußen

(2) Königreich Bayern

(3) Königreich Württemberg

(4) Königreich Sachsen

Sechs Großherzogtümer.

(1) GroßherzogtumBaden

(2) GroßherzogtumMecklenburg-Schwerin

(3) GroßherzogtumHessen

(4) GroßherzogtumOldenburg

(5) GroßherzogtumSachsen-Weimar-Eisenach

(6) GroßherzogtumMecklenburg-Strelitz

Fünf Herzogtümer.

(1) Herzogtum Braunschweig

A. Deutsches Staatsrecht.

?
Aus wie vielen

Bundesstaaten besteht

das Bundesgebiet?Wie

heißt das Reichsland

im Bundesgebiet?

> Nr. 654.Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 25, Seite 212 ff

> Nr. 940. Reichs-Gesetzbl.

1873,Nr. 18, Seite 161.

2
Aus welchen einzelnen

Bundesstaaten besteht

das Deutsche Reich?
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A. Deutsches Staatsrecht.

(2) Herzogtum Sachsen-Meiningen

(3) Herzogtum Anhalt

(4) Herzogtum Sachsen-Coburgund Gotha

(5) Herzogtum Sachsen-Altenburg

Sieben Fürstentümer.

(1) Fürstentum Lippe

(2) Fürstentum Waldeck

(3) Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt

(4) Fürstentum Schwarzburg-Sondershausen

(5) Fürstentum Reuß jüngerer Linie

(6) Fürstentum Schaumburg-Lippe

(7) Fürstentum Reuß älterer Linie

Drei Stadtstaaten.

(1) Freie und Hansestadt Hamburg

(2) Freie und Hansestadt Lübeck

(3) Freie Hansestadt Bremen

Ein Reichsland (kein Bundesstaat).

(1) Reichsland Elsaß-Lothringen

Das Reichsland gilt gemäßder Verfassungnicht als

Bundesstaat. In vielen Gesetzen wird es trotzdem als

Bundesstaat behandelt, dies muß jedoch im Gesetz selbst

stehen. (Ehringhaus)
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13. Staatsangehörigkeit.

13.1. __ Welches sind die Hauptbestimmungen
über die Staatsangehörigkeit?

„Die Bundesangehörigkeitwird durch die Staatsange-
hörigkeit in einem Bundesstaat erworben.“ Infolgedessen
sind beispielsweisealle Preußen zugleich Deutsche: Man

kann nicht bloß Preuße oder Deutscher sein, vielmehr nur

beides zugleich.

Mit dem Inkrafttreten des Reichs- und Staatsangehörig-

angehörigen als Rechtssubjekt„Deutscher“normiert.

Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit in einem

Bundesstaat (88 3 bis 32)oder die unmittelbare Reichsan-

gehörigkeit (88 33 bis 35)besitzt. (Bazille)

13.2. Indigenat.

Früher galten Angehörige eines Deutschen Staates in

einem anderen Deutschen Staat als Ausländer. Seit 1870
besteht das „Indigenat“, d.h. Angehöriger des Deutschen

Reichs ist jeder, der in einem Bundesstaat die Staats-

angehörigkeit besitzt. Das bedeutet, daß außerhalb des

Rahmens der Reichsverfassungweder ein Deutsches Volk,
noch Deutsche existieren. (Bazille)

13.3. Reichsangehörigkeit und

Einzelstaatsangehörigkeit.

Das Deutsche Reich ist ein föderaler Bundesstaat. Das

Deutsche Volk setzt sich zusammen aus den Staatsangehö-
rigen der Bundesstaaten des Deutschen Reichs. In Bundes-

staaten gibt es außer der Zugehörigkeit zu dem Bunde

als Ganzem noch die Zugehörigkeit zu den Einzelstaaten

und wir finden demgemäßauch in Deutschland außer

der Reichs- oder Bundesangehörigkeitdie Einzelstaats-

angehörigkeit. Dies sind natürlich nicht zwei durchaus

verschiedene, von einander unabhängigeStaatsangehörig-

A. Deutsches Staatsrecht.

‚2
Wird die

Reichsangehörigkeit
automatisch durch

Staatsangehörigkeitin einem

Bundesstaat erworben?

‚7
Was bedeutet die

Abkürzung „RuStAG“?

zw Nr. 4263,Reichs-Gesetzbl.

1913, Nr. 46 5. 583ff.

‚7
Wie ist das Rechtssubjekt
„Deutscher“ normiert?

‚2
Besteht das Indigenat auch

für Reichsangehörige?

‚7
Wie hängt die

Reichsangehörigkeitmit der

Einzelstaatsangehörigkeit
zusammen?
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A. Deutsches Staatsrecht.

Wann können

mehrere deutsche

Staatsangehörigkeiten,das

heifst Staatsangehörigkeit
in mehreren Einzelstaaten

aufgenommenwerden?

Was bedeutet das

„gemeinsame Indigenat“?
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keiten; dieselben hängenvielmehr aufs engste miteinander

zusammen, und zwar ist die Reichsangehörigkeitdurch die

Einzelstaatsangehörigkeitbedingt. Wer einem Deutschen

Bundesstaat angehört, ist eben damit auch Angehöriger
des Deutschen Reichs. Wer die Preußische Staatsangehö-
rigkeit oder die Württembergische,die Hamburgischeusw.

besitzt, besitzt eben damit auch die Reichsangehörigkeit.
Wer Preuße, Württemberger, Hamburger usw. ist, ist eben

damit auch Deutscher. Eine selbständigeReichsangehö-
rigkeit ohne die Grundlage der Einzelstaatsangehörigkeit
gibt es in der Regelnicht; man kann nicht Deutscher sein,
ohne zugleichPreufßse oder Bayer oder Bremer usw. zu sein.

Und wer die Einzelstaatsangehörigkeitverliert, verliert

gleichzeitig damit die Reichsangehörigkeit.

Von diesen Grundsätzen gibt es eine Ausnahme.

Ausländern, welche sich in den Deutschen Schutz-

gebieten (Kolonien) niederlassen, ebenso den Eingebo-
renen der Schutzgebiete,kann der Reichskanzler gem.

& 33 RuStAG die unmittelbare Reichsangehörigkeit
verleihen.

Die genannten Personen besitzen also die Reichsangehö-
rigkeit, ohne eine Einzelstaatsangehörigkeitzu besitzen.

Eine mehrfache Deutsche Staatsangehörigkeit ist

möglich und kommt nicht selten vor, denn dadurch, daß

sich z. B. ein Bayer in die Württembergische Staatsan-

gehörigkeit aufnehmen läßt, verliert er die Bayerische
Staatsangehörigkeitnicht. Gleiches gilt bei Anstellung im

Staats-, Kirchen-, Schul- oder Kommunaldienst. (Bazille)

13.4. Gemeinsames Indigenat.

„Für ganz Deutschland besteht ein gemeinsames
Indigenat mit der Wirkung, daß der Angehörige eines

jeden Bundesstaates in jedem anderen Bundesstaat

als Inländer zu behandeln und demgemäßzum festen



Wohnsitz, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Ämtern,
zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlangung des

Staatsbürgerrechts und zum Genufße aller sonstigen
bürgerlichenRechte unter denselben Voraussetzungen wie

der Einheimische zuzulassen, auch in Betreff der Rechts-

verfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich zu

behandeln ist“ (Bazille)

14. Erwerb einer Deutschen

Staatsangehörigkeit.

Sie erfolgt durch:

14.1. _ Abstammung.

Durch die Geburt erwerben eheliche Kinder eines

Deutschen die Staatsangehörigkeit des Vaters, unehe-

liche Kinder einer Deutschen die Staatsangehörigkeitder

Mutter. Die durch Geburt erlangte Staatsangehörigkeit
verbleibt auch, wenn die Eltern ihre Staatsangehörigkeit
zu späterem Zeitpunkt aufgebenoder verlieren, es sei

denn die Eltern haben für das minderjährige Kind eine

Entlassungbeantragt.

14.2. Legitimation.

Ist der Vater eines unehelichen Kindes ein Deutscher, so

erwirbt das Kind durch eine Legitimation, die Staatsange-
hörigkeit des Vaters und verliert gleichzeitig die bisherige
von der unehelichen Mutter erworbene Staatsangehö-
rigkeit. Die Legitimation erfordert keinen Verwaltungsakt
der Behörden.

14.3. _ Verheiratung.

Die Verheiratung mit einem Deutschen begründet für

die Ehefrau die Staatsangehörigkeitdes Mannes. Die so

erworbene Staatsangehörigkeitverbleibt der Ehefrau auch

A. Deutsches Staatsrecht.

7
Wie wird die

Staatsangehörigkeitin einem

Bundesstaat erworben?
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A. Deutsches Staatsrecht.

nach dem Tode des Ehemanns und nach der Ehescheidung;
auf in eine Ehe eingebrachteKinder aus einer früheren Ehe

der Ehefrau geht dieselbe nicht über.

14.4. Anstellung.

Im unmittelbaren oder mittelbaren Staats-, Reichs-

dienst, im Dienste einer Gemeinde oder eines Gemeinde-

verbandes, im öffentlichen Schuldienst oder im Dienste

einer von dem Bundesstaat anerkannten Religionsgesell-
schaft führt die Anstellung zum Erwerb der Staatsangehö-
rigkeit des Dienstortes.

14.5. Aufnahme.

Jeder Deutsche hat das Recht auf Aufnahme in eine

Einzelstaatsangehörigkeit,die er noch nicht besitzt. Die

Aufnahme erfolgt unter bestimmten Bedingungendurch

einen Antrag. Bei anschließender Erteilung der Aufnah-

meurkunde seitens einer höheren Verwaltungsbehörde
gilt, mit dem Zeitpunkt der Aushändigung der Aufnah-

meurkunde, die Staatsangehörigkeitals erworben.

14.6. Naturalisation.

Mit Naturalisation bezeichnet man die Erteilung einer

Deutschen Staatsangehörigkeitan einen Ausländer. Ein

Rechtsanspruchauf Naturalisation besteht nicht. Voraus-

setzungen sind die unbeschränkte Geschäftsfähigkeitin
seiner Heimat, ein unbescholtener Lebenswandel, ein

Unterkommen und an diesem Ort, sich und seine Angehö-
rigen zu ernähren imstande zu sein. Bei Genehmigung
seines Antrags, welche der Zustimmung des Bundesrats

bedarf, muß der Ausländer in dem Bundesstaat, in dessen

Gebiet er sich niedergelassenhat, eingebürgertwerden.

Naturalisation ist eine selten erteilte Aufnahme in das

deutsche Indigenat. Der Brite H. S. Chamberlain sprach
nach seiner Naturalisation fortan ebenso gerührt wie
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geehrt davon, daß er zwar nicht deutschgeborenaber

deutscherkoren sei.

14.7. Wiederaufnahme.

Mit Wiederaufnahme bezeichnet man die Erteilung
einer Deutschen Staatsangehörigkeit an ehemalige
Deutsche, die einen Ausländer geheiratethaben oder als

Minderjähriger entlassen wurden.

14.8. Renaturalisation.

Einem ehemaligen Deutschen kann auf Antrag die

Staatsangehörigkeit des Bundesstaats, dem er früher

angehörthat, wieder verliehen werden, auch ohne daß er

sich in Deutschland wieder niederläßt; ein Recht hierauf

hat er aber nicht. (Bazille)

15. Verlust der Staatsangehörigkeit.

Wenn hier vom Verlust der Staatsangehörigkeit
gesprochenwird, so ist damit der Verlust aller Deutschen

Einzelstaatsangehörigkeitengemeint.

Diese gehtverloren durch:

15.1. Legitimation.

Wenn der legitimierende Vater einem anderen Staate

angehört als die Mutter. Hierzu zählt auch ein ausländi-

scher Staat, wenn die Legitimation gemäßden Deutschen

Gesetzen wirksam ist.

15.2. _Verheiratung.

Eine Deutsche verliert durch die Verheiratung mit dem

Angehörigen eines anderen Bundesstaats oder mit einem

Ausländer ihre bisherigeStaatsangehörigkeit.

A. Deutsches Staatsrecht.

‚2
Wie kann die

Staatsangehörigkeit
in einem Bundesstaat

verloren werden?

Verlust der Staatsangehörigkeit. | Seite 35



A. Deutsches Staatsrecht.

15.3. _ Nichterfüllung der Wehrpflicht
(Fahnenflucht).

Ein Deutscher, der im Inland weder seinen Wohnsitz

noch seinen dauernden Aufenthalt hat, das zwanzigste
Lebensjahrvollendet hat und bis zum vollendeten einund-

dreifsigsten Lebensjahr keine Entscheidung über seine

Dienstverpflichtung herbeigeführt hat, verliert alle seine

Deutschen Staatsangehörigkeiten.

15.4. Erwerb einer ausländischen

Staatsangehörigkeit.

Ein Deutscher, der im Inland weder seinen Wohnsitz

noch seinen dauernden Aufenthalt hat, verliert nach

Antragstellung seine Staatsangehörigkeitmit dem Erwerb

einer ausländischen Staatsangehörigkeit.

15.5. Entlassung.

Man unterscheidet:

« Die Entlassung mit der Absicht, Reichsangehöriger
zu bleiben, z. B. bei Niederlassungin einem anderen

Bundesstaat.

« Die Entlassungmit gleichzeitigemVerlust der Reichs-

angehörigkeit,z. B. bei Auswanderung.

15.6. _ Aberkennung.

Durch die Behörde in 2 Fällen:

(1) Ein Deutscher, der sich im Ausland aufhält, kann

seiner Staatsangehörigkeit durch Beschluß der

Zentralbehörde seines Heimatstaats verlustig
erklärt werden, wenn er im Falle eines Krieges oder

einer Kriegsgefahreiner vom Kaiser angeordneten
Aufforderung zur Rückkehr keine Folgeleistet.
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A. Deutsches Staatsrecht.

(2) Tritt ein Deutscher ohne Erlaubnis seines

Deutschen Heimatstaats in fremde, ausländische

Staatsdienste, so kann die Zentralbehörde seines

Heimatstaats denselben durch Beschluß seine

Staatsangehörigkeitverlustig erklären, wenn er

einer ausdrücklichen Aufforderung zum Austritt

nicht Folgeleistet. (Bazille)

„Erst durch die Regelungder Staatsangehörigkeitsind 2
die Deutschen wirklich zu Bürgerneines gemeinsamen Durch welche wesentliche
Staates und zu Kindern eines gemeinsamenVaterlandes Regelungsind die

geworden.“(Bernheim) Deutschen zu Kindern

eines semeinsamen

Anmerkung. „Der Angehörige eines jeden Bundesstaates Vaterlandes geworden?
muß in jedemanderen Bundesstaat als Inländer behandelt

werden; er darf also nicht beschränkt werden in der Wahl

seines Wohnsitzes, im Gewerbebetrieb, bei Übernahme
öffentlicher Ämter, bei Erwerbungvon Grundstücken, bei

allen bürgerlichenRechten (politische Rechte des Einzel-

staates stehen nur den eigenen Staatsangehörigendes

Landes zu).“ (Ehringhaus,1915, S. 9.)

16. Die öffentlichen „Rechte der

Staatsbürger“.

Durch die Verfassung sind die Staatsangehörigen ‚7
(Staatsbürger)geworden.Seitdem unterscheidet man die Welche öffentlichen Rechte
Rechte in zwei Klassen, in haben die Staatsangehörigen

(Staatsbürger)gemäß
+ Staatsbürgerlicheoder politische, die nur Vollbürgern Reichsverfassungneben

zustehen. den staatsbürgerlichen
oder politischen Rechten?

« Bürgerliche (Grundrechte), die grundsätzlich allen

Bürgern zustehen.

Die Deutsche Reichsverfassungenthält nichts von den

Rechten der Bürger, da die Verfassungender Einzelstaaten

sie enthalten; wohl aber ist eine Reihe wichtiger Rechte

durch Reichsgesetzegeregelt.(Bernheim)
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2
Welche staatsbürgerlichen

Rechte sichern dem Bürger
Anteil an der Staatsgewalt?

04
Wie werden die bürgerlichen

Rechte unterschieden?

T
Welche Vorteile, die der

Staat (das Reich) als

solcher gewährt,gebendie

(positiven) Schutzrechte?

17. Staatsbürgerliche, politische
Rechte.

Sie sichern dem Bürger Anteil an der Staatsgewalt.

° Aktives und passives Wahlrecht.

« Das Recht, (politische) Vereine zu bilden.

« Das Recht, die Meinung frei zu äußern.

18. Bürgerliche Rechte.

Hier kann man unterscheiden:

° nach außen: positive Schutzrechte (Ansprüche auf

positive Leistungen),

° nach innen: negative Grundrechte (Unterlassen von

Eingriffen), auch Freiheits- und Gleichheitsrechte

genannt.

18.1. Positive Schutzrechte.

Sie geben einen Rechtsanspruchauf alle Vorteile, die

der Staatsverband als solcher gewährt.

° Anspruch auf Schutz gegenüberdem Ausland.

° Anspruch auf Schutz durch inländische Gerichte.

- Anspruch auf Fürsorge des Staates in der inneren

Verwaltung (gleichmäßigeBehandlung).
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18.2. Grundrechte (Gleichheits- und

Freiheitsrechte).

Geschichte.

Die Grundrechte sind keine Schöpfung des franzö-

sischen Geistes, sondern von den Puritanern Englands
nach Amerika übertragen und von dort nach Frankreich

übernommen worden. Hier wurden sie 1789 von der

Nationalversammlungverkündigt. Dadurch wurden sie in

Europa bekannt und gingen in fast alle Verfassungenüber,
so auch in die Preußische.

In die Reichsverfassungsind Grundrechte nicht aufge-
nommen, weil sie bei der Gründung des ewigen Bundes

bereits in den Verfassungender Einzelstaaten verankert

waren.

Die Französische Revolution und die naturrechtliche

Zeit betonen, daß gewisse Rechte „allgemeineMenschen-

rechte“, d. h., daß sie den Menschen angeborenseien, sie

also jedem von Natur zustehen, die der Staat nicht zu

gewähren, sondern nur anzuerkennen hätte (subjektive
Rechte).

Unter dem Einfluß der Fürstengewalthat man sie später
als Rechte der Staatsbürgerhingestellt, die der Staat den

Untertanen gewähre(objektive Rechte), während es doch

eigentlich Menschen-, Bürgerrechte sind. In Fürsten-

herrschaften haben sie objektiven, in Volksherrschaften

subjektiven Charakter. (Bernheim)

18.2.1. Gileichheitsrechte.

Bedeutungder Rechte.

Um richtig zu ermessen, wieviel bisher schon erreicht

worden ist, sei hier nach Bernheim auf die früheren recht-

losen Zustände hingewiesen.Dadurch verlernen wir das

Nörgeln und lernen, dankbar zu sein für das Erreichte.

A. Deutsches Staatsrecht.
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Wieso verbürgendie

Gleichheitsrechte nicht

jedem gleicheRechte?

2
Was sind Freiheitsrechte

des einzelnen?
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Grundsatz:

Alle sind vor dem (Reichs-)Gesetz gleich.Daraus folgt:

e hinsichtlich des Standes: Standesvorrechte und Bevor-

zugungen gibt es nicht (einzelne nur für Fürsten und

den hohen Adel).

°e hinsichtlich Ämter: Sie sind allen Befähigten
zugänglich.

- hinsichtlich des Rechtes: Ausnahmegerichte gibt
es nicht, niemand darf seinem gesetzlichenRichter

entzogen werden.

„Damit sind alle Schranken weggeräumt, die Bürger,
Bauern und Adel in rechtlicher und politischer
Hinsicht trennten; Leibeigenschaftund Hörigkeit sind

verschwunden; ganze Gemeinschaften in die Reihe der

Staatsbürgeraufgenommen,allen Bürgern ist der Zutritt

zur gemeinsamen politischen und kulturellen Arbeit

eröffnet, auch der Weg zu öffentlichen Ämtern, die

nicht mehr an die Meistbietenden verkauft werden oder

einer bestimmten privilegierten Klasse vorbehalten sind.

Verschwunden sind alle Bevorzugungen bei Bezahlungvon

Abgabenund Steuern.“ (Bernheim)

Anmerkung: Die Gleichheitsrechte verbürgennicht jedem
die gleichenRechte, sie gebennur den gleichenAnspruch,
nicht willkürlich, gesetzlosbehandelt zu werden.

18.2.2. Freiheitsrechte.

l. Freiheitsrechte des einzelnen.

a) Die Freiheit der Person, das heißt: Jeder kann im

Rahmen der Rechtsordnung tun und treiben, was

er will; niemand darf seinem gesetzlichen Richter

entzogen werden; Strafen können nur durchs Gesetz



verhängt werden; die Freiheit kann nur gesetzlich
beschränkt werden. Es gibt keine grundloseVerhaftung
bei Nacht und Nebel mehr, keine Aburteilung ohne

Verhör und Angabe von Gründen, keine Verschickung
in Verbrecherkolonien, keine Kabinettsjustiz.

b) Freiheit der Wohnung (Hausfriedensbruch). Es gibt
keine willkürlichen Haussuchungen.

c) Freiheit des Eigentums. Jeder darf über sein Eigentum
frei verfügen. Es gibt keine Konfiskationen und

Vermögensentziehungen, keine mittelalterlichen

Abhängigkeitsverhältnisse, wie Erbuntertänigkeit,
feudale Lasten, Fronden, keine Hinderungen und

Beschränkungendes Verkehrs mit liegendenGütern.

d) Freizügigkeit.Jederkann sich an jedemOrte aufhalten

und Gewerbe treiben. Damit fällt jede Bindung an die

Scholle, jede Beschränkungdurch Heimatschein und

Bürgerbrief.

Nae) Freiheit der Auswanderung. Jeder — nicht mehr

Wehrpflichtige — darf auswandern. Damit entfällt

jedes Abzugsgeld und jede Erlaubnis des Guts- und

Landesherrn.

f) Gewerbefreiheit. Sie ist nur für einige gefährliche
und störende Gewerbe im öffentlichen Interesse

beschränkt, außerdem durch die Zwangsinnungen und

durch die Meisterprüfung. Damit fällt jeder Berufs-

und Paß-, jeder ungesunde,übertriebene Zunftzwang,
alle Zwangs- und Bannrechte, alle Beschränkungender

Gewerbe auf die Städte.

g) Briefgeheimnis. Damit fällt jedes schwarze Kabinett,
in dem beliebig jede Korrespondenz durchschnüffelt

wird.

h) Denkfreiheit. Die Wissenschaft und die Lehre sind

frei. Jeder auf Grund des Befähigungsnachweisesdazu

A. Deutsches Staatsrecht.
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Welche Freiheitsrechte

gelten beim

Zusammenschluß

mehrerer Personen?
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Berechtigtedarf unterrichten. Damit fällt jede Unter-

drückung des freien Wortes auf Rednerbühnen und in

Lehrveranstaltungen.

i) Preßfreiheit. Jederdarf durch Wort, Schrift und Druck

seine Meinung frei äußern, die Zensur ist abgeschafft.
Damit fällt in Literatur und Tagespressejede Gesin-

nungsschnüffelei,die oft bis in die Kreise der Familie

reichte und ängstlich jede Äußerungüber öffentliche

Zustände abmessen lehrte.

j) Gewissens-(Religions-Jfreiheit. Damit fällt jede
Ausschließung von öffentlichen Ämtern und jede
Zurücksetzungwegen des Bekenntnisses.

k) Beschwerde- und Petitionsrecht. Jeder darf sich mit

Beschwerden und Bitten an die Volksvertretungund die

Behörden wenden. Damit fällt jedeUnterdrückung und

Bestrafungdes Recht suchenden Bürgers. (Bernheim)

II. Freiheitsrechte beim Zusammenschluß mehrerer

Personen.

a) Verehelichungsfreiheit (außer beim Militär). Es gibt
keine polizeilichen Beschränkungender Ehe mehr, wie

Genehmigung,Gemeindeangehörigkeit,guter Ruf.

b) Vereinigungsfreiheit zu religiösen Gesellschaften und

zur Ausübung der Religion. Es gibt keine Ketzer- und

Judenverfolgungen,Inquisitionen.

c) Vereinsfreiheit. Es gibt keine willkürliche Beschränkung
bei Vereinsbildungen.

d) Versammlungsfreiheit (ohne vorherige polizeiliche
Erlaubnis in geschlossenenRäumen). Es gibt keine

Verfolgungen wie zur Zeit Metternichs (Burschen-
schaft). (Bernheim)



Anmerkung. Selbstverständlich können und müssen viele

dieser Rechte im allgemeinenInteresse beschränkt werden,
aber sie sind doch stets willkürlicher Gewalt entzogen
und gesetzlicher Feststellung und Handhabung unter-

stellt. Bei Verhängungdes Belagerungszustandeswerden

viele Rechte, besonders die persönlichen,wie Preß- und

Versammlungsfreiheit, aufgehoben. Die Rechte und

Pflichten sowie die Grundrechte der Staatsangehörigen
in einem Bundesstaat, können aus den jeweiligen Bundes-

staatenverfassungenentnommen werden. (Ehringhaus)

19. Die Pflichten der

Reichsangehörigen.

„Die Verkündigung der Menschenrechte war gegen die

bisherige Willkürherrschaft des Absolutismus gerichtet.
Es kam darauf an, die beeinträchtigten Rechte der Unter-

tanen gegen alle Beschränkungenzu sichern. Darum wurde

es ängstlich vermieden, von Pflichten zu reden. Man

glaubtespäter, durch die Ausübungder Rechte würden die

Bürger zum Bewußtsein der politischen Pflichten erzogen.
Das ist aber nur zum Teil geschehen.“(Ehringhaus,19135,
S. 14.)

Daher schreibt Bernheim:

„Man hat es jedenfallsversäumt, auf die Pflichten
mit Nachdruck hinzuweisen und es den Bürgern
einzuprägen, daßsie nicht nur Rechte,sondern auch

Pflichtengegen den Staat haben,ja, daßihre Interessen

nur in und mit ihm bestehen können, daßsie nichts

sind ohne ihn, und ihr Wohl und Wehe von dem des

Staates abhängt.Die Unterlassungdieses Hinweises

hat leider bewirkt, daßin den weitesten Kreisen die

Meinung herrschend gewordenist, wenn es sich um

Interessen des Staates handelt, sei nur von Rechten an

denselben die Rede,könne nur davon die Rede sein,
während die Pflichtenals ein mißliebiger,von der

StaatsgewaltgeübterZwang angesehenwerden. Das ist

A. Deutsches Staatsrecht.
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7
Welche allgemeinen

staatsbürgerlichenPflichten

ergebensich aus der Natur

jedesmodernen Staates?

a RV Art. 11 (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

Welche ist die alleinige
Staatsbürgerpflicht,

die durch die

Reichsverfassungbesteht?

nicht nur ein Mangelan Gemeingefühl,sondern auch

der politischenEinsicht und Bildung,für die gründlich
zu sorgen man verhängnisvollerweiseversäumt hat, als

man dem Volke wesentlichen Anteil an der Regierung
des Landes gab.“

Die Staatsangehörigkeitist in erster Reihe ein Kreis

von Pflichten; aus den Pflichten ergibt sich ein Kreis von

Rechten.

„Alle diese Rechte und Freiheiten müssen natürlich von

den Bürgern in rechtem Sinne angewendetwerden. Keiner

darf seine Freiheit dazu mißbrauchen, die Rechte eines

anderen anzutasten, denn jedem ist ja gleiche Freiheit

und gleichesRecht zugesichert,und jeder muß stets daran

denken, daß er seine Freiheit gebrauchensoll; nicht nur

zu seinem Wohle, sondern auch zum Wohle aller seiner

Mitbürger seines Vaterlandes.“ (Giese et al., 1910, S. 66.)

Jeder Bürger muß als Glied des Reiches für dessen

Bestand und Erhaltung nach seinen Kräften sorgen, da von

dem Wohle des Staates sein eigenes Wohl abhängt.

Die allgemeinenStaatsbürgerpflichten,die sich aus der

Natur jedesmodernen Staates ergeben,sind folgende:

Treue zum Landesherrn sowie Gehorsam gegen die

Obrigkeit, die Regierung und die Gesetze innerhalb der

Grenzen ihrer Zuständigkeit. Jede Obrigkeit ist zum

Wohle der Gesamtheit eingesetzt und darum muß jeder
einzelne ihr gehorchen.Gegen etwaige Übergriffeder

obrigkeitlichen Personen darf man sich bei den vorge-
setzten Behörden beschweren oder bei den Gerichten

Klageerheben (Giese et al.);
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b) Die Wehrpflicht, die nicht nur eine Pflicht, sondern

auch ein Recht, ja das Recht des freien Mannes ist.

Alleinig_die, Wehrpflicht,wird durch die Reichsver- 5 RV Arcıs7 (Nr.

fassunggeregelt; 628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)
c) Die Steuerpflicht nach den Bestimmungen der Gesetze.

Alle Steuern dienen zur Erhaltung der Staatseinrich-

tungen, also zum Besten jedeseinzelnen Bürgers. Sie

werden nach der Leistungsfähigkeitund dem Vermögen
der einzelnen verteilt und nach dem Beschluß der

Volksvertretung erhoben. (Giese et al.) Gerade hier

zeigte sich die geringe politische Bildung, insofern sich

selbst Gebildete nicht schämten, die unbedingt nötigen
Steuern widerwillig zu bezahlen oder pflichtwidrig der

Steuerzahlungzu entziehen. Und doch lehrt geradeein

Blick in die Deutsche Geschichte, daß in dem Mangel
an Einkünften vor allem die Ohnmacht des früheren

Deutschen Reichs begründetwar (Ehringhaus);

d) Die Schulpflicht, die eine Grundbedingungder bürger-
lichen und der staatsbürgerlichenFreiheit ist und eine

Quelle der Wohlfahrt des Staates bildet. Danach muß

jedes Kind in der Regel vom vollendeten 6. bis zum

vollendeten 14. Jahre die Volksschule besuchen oder in

anderer Weise unterrichtet werden; sonst machen sich

die Eltern oder Vormünder strafbar;

e) Die Pflicht zur Übernahme bürgerlicher Ehrenämter,
insbesondere der Selbstverwaltung. Diese erfordern

oft viel Zeit und Mühe, ohne daß eine Entschädigung
gewährt wird, und darum werden vorwiegend auch

nur vermögendePersonen zu solchen Ämtern heran-

gezogen. Sie aber sollen es sich zur Ehre rechnen, auf

diese Weise dem Wohle ihrer Mitbürger zu dienen.

„Außer diesen genannten Pflichten hat jeder Bürger
natürlich die Verpflichtung in seiner besonderen Art für

das Wohl seines Vaterlandes tätig zu sein, sei es durch

Teilnahme an den Wahlen und Versammlungenoder durch

Vorschlägefür bessere und nützliche Staatseinrichtungen
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oder besonders durch einen ehrenhaften Lebenswandel.

Nur wenn alle Bürger für das Wohl des Staates tätig sind,
kann dieser gedeihen.“(Giese et al., 1910, S. 67.)

Die Reichsangehörigenhaben gegen das Reich dieselben

Pflichten, welche in jedem Staate den Staatsangehörigen
obliegen,nämlich zum verfassungsmäßigenGehorsam und

zur Treue. (Laband)

19.1. __Gehorsamspflicht.

Der Angehörige eines Deutschen Staates ist nun

der Staatsgewaltseines Heimatlandes und damit auch

der darüberstehenden souveränen Gewalt des Reiches

untertan. Die Reichsangehörigkeit ist wesentlich die

Pflicht, den Geboten und Verboten der Reichsgewalt,
welche in gesetzlicherWeise erlassen werden, Gehorsam

zu leisten.

Da nun die Kompetenz des Reichs und die der Einzel-

staaten vielfach ineinandergeschlungensind und die

Einzelstaaten auch auf den dem Reich zugewiesenen
Gebieten des Staatslebens regelmäßig das Recht zur

Selbstverwaltunghaben, so läßt sich die Gehorsamspflicht
gegen das Reich nicht von der gegen das Land äußerlich

abgrenzen.Wer im Falle einer strafrichterlichen Erkenntnis

oder der Verfügung einer Zollbehörde nachkommt, wer

den Anordnungen der Militärbehörde gemäßund so fort

handelt, der leistet gleichzeitig dem Reich Gehorsam, da

das Reich die Straf-, Zoll- und Militärgesetzehandhabt. Es

ist daher unmöglich, die Pflichten gegenüberdem Reich

einzeln aufzuzählen und denjenigengegenüberzu stellen,
welche mit dem Staatsbürgerrechtdes jeweiligen Einzel-

staats verknüpft sind. (Laband)

19.1.1. Pflichten für jeden Deutschen auf

Grundlage der Gesetze.

Aus der Rechtsordnung ergeben sich für jeden
Deutschen eine Fülle von Pflichten. Die Unterwerfung
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unter die Reichs- und Staatsgewaltbegründet für den

Deutschen eine Pflicht zum Gehorsam, aber nur innerhalb

der Grenzen von Verfassungund Gesetz. Der Staatsbürger
ist den Behörden nur insoweit Gehorsam schuldig, als

deren Anordnungen sich auf dem Boden des Gesetzes

bewegen.

Natürlich bleibt es jedemunbenommen, mit gesetzmä-
ßigen Mitteln auf die Abänderung von Gesetzen hinzu-

wirken; aber solangediese als Gesetze nicht abgeändert
sind, sind diese zu befolgen.Der Staatsbürgerkann die

Amtshandlungen der Behörden bezüglich ihrer Gesetz-

mäfßsigkeitvor den gesetzlichverordneten Instanzen und

im gesetzlichverordneten Verfahren anfechten. (Bazille)

19.1.2. Gehorsamspflicht für Deutsche auch

im Ausland.

Allgemein läßt sich sagen, daß jeder Deutsche der

Reichsgewaltund der Staatsgewaltseines Heimatlandes

unterworfen ist, gleichgültig, wo er sich befindet. Auch

nach dem Verlassen des heimatlichen Bodens bleibt der

Deutsche der heimischen Staatsgewaltunterworfen, wie

er ja auch im Ausland den Schutz des Deutschen Reichs

genießt. Freilich hat er den heimischen Gesetzen und

Verordnungen nur insoweit zu gehorchen,als dies eben

tatsächlich möglich ist. Insbesondere gehen die Gesetze

seines Aufenthaltsstaats denjenigen seines Heimatstaats

im Falle des Widerstreits vor. (Bazille)

19.1.3. Gehorsamspflicht für Fremde im

Staatsgebiet.

Der Staat legt die Gehorsamspflichtauch Fremden auf,
welche sich in seinem Gebiete aufhalten, denn sie genießen
den Schutz und die Wohlfahrtspflege des Staates mit.

Dieser Zustand beruht faktisch lediglich auf der Tatsache

des Aufenthaltes im Machtbereich des Staates und hört

bei Verlassen des Staatsgebietsvon selbst auf. Auch bringt
der Staat diese Macht gegen Fremde nur in beschränktem

A. Deutsches Staatsrecht.
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Umfang zur Geltung; insbesondere verlangt er von ihnen

weder Militärdienste noch die Führung von Amtsge-
schäften oder andere öffentlich-rechtliche Funktionen.

(Bazille)

19.2. Die Treueverpflichtung.

Die Pflicht zur Treue beinhaltet die Rechtspflicht zur

Unterlassungvon Handlungen, die auf die Beschädigung
des Staates abzielen. Der Staat bedroht solche Handlungen
zwar auch mit Strafe, allerdings beruhen diese nicht auf

Verletzung einer Rechtspflicht, sondern auf dem politi-
schen Interesse des Staates, sich durch die Strafandro-

hungengegen feindliche Angriffe zu schützen, ganz gleich
von wem die Angriffe ausgehen.(Laband)

19.2.1. Treuebruch, Hoch- und Landesverrat.

Der „Verrat“ setzt nach dem Wortsinn und dem Rechts-

bewußtsein des Volkes die Verletzung eines Treueverhält-

nisses voraus; der Hoch- und Landesverrat hingegenden

Treuebruch des Staatsgenossengegen den Staat und das

Vaterland. In gleicher Weise beruht die Majestätsbelei-
digung als ein besonderes Delikt auf der Verpflichtung des

Staatsangehörigenzur Treue und Pietät gegen den Träger
der Staatsgewaltund vornehmsten Vertreter des Staates.

Hoch- und Landesverrat und Majestätsbeleidigung
enthalten, weil sie zu den Staatsverbrechen gehören,ein

subjektivesMoment von staatsrechtlicher Natur.

Die Verpflichtung zur Treue gilt sowohl gegen den

Einzelstaat, dem jemand angehört, als auch gegen das

Reich. Außerdem erfüllen feindseligeHandlungen gegen

jeden der Einzelstaaten das subjektive Moment des

Treubruches zum Verrat. (Laband)

19.2.2. Pietätspflicht.

Ebenso ist die Beleidigungdes Oberhauptesdes Reiches

in gleicherWeise wie die Beleidigungdes eigenen Landes-
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herın eine Verletzung der mit der Untertanentreue

verbundenen Pietätspflicht. Das Untertanenverhältnis

besteht zum eigenen Staate und zum Reich, und deshalb

sind in jedem Staat der eigene Landesherr und der Kaiser

(als Oberhaupt des Reiches) mit einem höheren straf-

rechtlichen Schutz gegen Tätlichkeiten und Beleidigungen
ausgestattet als die anderen Deutschen Landesherren.

(Laband)

19.2.3. Treue im Kriegszustand.

Der Krieg und der Kriegszustand sind eine völker-

rechtliche und damit ausschließliche Angelegenheit des

Reiches. Kriegsgefahrbedroht das Reich als Ganzes; der

Aufenthalt von Deutschen im Ausland zu solcher Zeit

kann daher nur mit der Untertanentreue gegen das Reich,
nicht gegen einen einzelnen Staat, kollidieren. Deshalb ist

die Aufforderung zur Rückkehr vom Kaiser, nicht von den

einzelnen Staaten zu erlassen. (Laband)

19.2.4. Kollision mit der Treuepflicht durch

Eintritt in fremde Staatsdienste.

Unter fremden Staatsdiensten sind nur Dienste bei

einem nicht zum Reich gehörendenStaat zu verstehen.

Weder der Reichsdienst noch der Dienst bei einem anderen

Bundesstaat ist ein fremder Staatsdienst. (Laband)

Zur Annahme fremder Standeserhöhungen,Führung
fremder Titel, Tragen fremder Orden innerhalb Deutsch-

lands bedarf der Deutsche in der Regelder Genehmigung
seines Landesherrn. (Bazille)

20. Pflichten auf Grundlage der
Rechtskreise Reich und Land.

Ein Deutscher gehört immer zwei Rechtskreisen (Reich
und Land) an; mit ihren Verfassungen(Reichs- und

A. Deutsches Staatsrecht.

‚7
Warum wird im

Kriegszustanddie

Aufforderung zur Rückkehr

von Deutschen im

Ausland vom Kaiser und

nicht von den einzelnen

Staaten erlassen?
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® RVArt. 57.

Dieser Artikel findet auch

auf Bayern Anwendung.
Zwar ist das Gesetz,

die Verpflichtung zum

Kriegsdienstebetreffend,
vom 9. November 1867

zur Zeit in Bayern noch

nicht eingeführt,allein

es kann mit wenigen,
die Militärhoheit und

das Verordnungsrecht
betreffenden

Modifikationen jeden
Augenblick daselbst in

Wirksamkeit gesetzt
werden (vergleichedie

Rede des Präsidenten

des Bundeskanzleramtes

vom 5. Dez. 1870 Sten.

Ber. S. 69). Das bayrische
Wehrverfassungsgesetz
vom Jahre 1868 beruht

übrigens,abgesehenvon

den Bestimmungen über

die Dienstzeit, auf den

nämlichen Grundsätzen

wie das eben erwähnte

norddeutsche Bundesgesetz.
Für Württemberg besteht

hinsichtlich dieses Artikels

keine Ausnahme.

Landesverfassungen)in Verbindung mit Gesetzen (Reichs-
und Landesgesetzen).

Da die Reichsverfassunglediglich die allgemeine
Wehrpflicht als Pflicht jedes Deutschen beinhaltet,
ergebensich die meisten Pflichten aus den Landesverfas-

sungen in Verbindung mit Gesetzen. Zwei der Pflichten,
die Wehr- und die Schulpflicht werden im folgendenüber

die Rechtskreise, Bund und Länder, sprich Reich und

Einzelstaaten, hinweg dargestellt. So soll ein Eindruck

davon vermittelt werden, wie nun die Kompetenz des

Reiches und die der Einzelstaaten vielfach ineinanderge-
schlungensind und die Einzelstaaten auch auf den dem

Reich zugewiesenen Gebieten des Staatslebens regelmäßig
Selbstverwaltunghaben. (Laband)

20.1. Die Wehrpflicht.

Vieles ist reichseinheitlich geregelt. Die Wehrpflicht
gehört (weitgehend) dazu. Die Verbindungen beider

Rechtskreise gestaltetsich wie folgt:

Als Deutscher mit Staatsangehörigkeit in Preußen

und damit gleichsam mit Reichsangehörigkeit,besteht

theoretisch in beiden Rechtskreisen die Wehrpflicht. Die

Wehrpflicht ist in jedemder beiden Rechtskreise geregelt.
Da die Reichsgesetze— wenn sie das gleicheregeln - den

Landesgesetzender Einzelstaaten vorgehen(Regel:Reichs-

recht bricht Landrecht.), gilt folgendes:

„JederDeutsche ist wehrpflichtig und kann sich in

Ausübungdieser Pflicht nicht vertreten lassen.“

In Verbindung mit

(Reichs-)Gesetz,betreffenddie Verpflichtungzum Kriegs-
dienste. Vom 9. November 1867.
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Bundesgesetzblattdes Norddeutschen Bundes, Band 1867,
Nr. 10, Seite 131

— 136.

In Verbindung mit

(Reichs-)Gesetz (Nr. 3125) betreffendÄnderungder

Wehrpflicht.Vom ı5. April 1905.

Deutsches ReichsgesetzblattBand 1905, Nr. 16, Seite 249
-

250.

‚Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher

Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach

erfolgter Zustimmung des Bundesrats

und des Reichstags,was folgt:

Artikel 1.

An die Stelle des ersten Absatzes des Artikels 59 der

Verfassungdes Deutschen Reichs vom 16. April 1871
(Bundes-Gesetzbl. 1871Nr. 16) tritt folgendes:

JederwehrfähigeDeutsche gehört sieben Jahre lang, in

:
der Regelvom vollendeten zwanzigsten bis zum begin-

: nenden achtundzwanzigstenLebensjahre,dem stehenden :
; Heere, die folgendenfünf Lebensjahreder Landwehr ;
: ersten Aufgebotsund sodann bis zum 31. März des Kalen- :
:

derjahrs, in welchem das neununddreißigsteLebensjahr
:

vollendet wird, der Landwehr zweiten Aufgebots an“

20.2. Die wohlwollende Schulpflicht.

Vieles ist reichseinheitlich geregelt. Das Schulsystem
gehört jedoch nicht dazu. Weder die Reichsverfassung,
noch die Reichsgesetzenormieren die Schulpflicht bzw.

das Schul- und Unterrichtswesen. Stattdessen ist die

Schulpflicht jeweils auf Landesebene geregelt.JedesLand
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hat ein eigenes Schulgesetz,das die Schulpflicht normiert.

Hier exemplarischfür den Preußischen Staat:

LJ Landesverfassungfür den PreußischenStaat. Artikel 2ı.

Vom 31. Januar 1850.

„Für die Bildung der Jugendsoll durch öffent-

liche Schulen genügendgesorgt werden.

[Abs. 2] Eltern und deren Stellvertreter dürfen

ihre Kinder oder Pflegebefohlenennicht ohne

den Unterricht lassen, welcher für die öffent-

lichen Volksschulen vorgeschriebenist.

Die folgendestaatsrechtliche Auslegungvon Artikel 21

steht

in Verbindung mit

LU AllgemeinesLandrecht (ALR) für die PreußischenStaaten.

Vom 01.06.1794.

„Der hierdurch von der Verfassungsurkundeausgespro-
chene Grundsatz ist im preußischenStaate bereits vor

Erlaßß der Verfassungsurkundegesetzlichfestgestellt
worden; die Bestimmung des zweiten Absatzes des Art.

21 [siehe oben] gehört daher nicht zu denjenigen,welche

vorläufig für suspendiertzu erachten sind. Das allge-
meine Landrecht hat nämlich in Teil II, Tit. 12 bereits

bestimmt, daß jeder Einwohner, welcher den nötigen
Unterricht für seine Kinder in seinem Hause nicht

besorgenkann oder will, schuldigsei, dieselben nach

zurückgelegtemfünften Jahre zur Schule zu schicken

(8 43)und daß nur unter Genehmigungder Obrigkeit
und des geistlichenSchulvorstehers ein Kind länger

von der Schule zurückgehalten,oder sein Schulunter-

richt wegen vorkommender Hindernisse für einige Zeit

ausgesetzt werden kann (8 44), sowie daß der Schul-

unterricht so langefortgesetztwerden muß, bis ein
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Kind, nach dem Befunde seines Seelsorgers,die einem

jedenvernünftigen Menschen seines Standes notwen-

digen Kenntnisse erworben hat.“ (Rönne 1915, S. 265.)

21. Staatsorgane.

Die Reichsgesetzgebungund Macht im Reich werden

ausgeübtdurch die Organe des Deutschen Reichs; dem

Kaiser (als Präsidium), dem Reichskanzler, dem Bundesrat

und dem Reichstag.

Gemäß der Reichsverfassungist die Macht im Reich wie

folgt geteilt:

« Legislative. Die gesetzgebendeGewalt wird durch den

Bundesrat und den Reichstagausgeübt.

« Exekutive Die vollziehende Gewalt liegt beim

Bundesrat als Inhaber der Reichsgewalt,sie wird vom

Kaiser überwacht und in weiten Teilen vom Reichs-

kanzler ausgeübt.

° Judikative. Die richterliche Gewalt wird durch das

Reichsgerichtin Leipzig nach den Gesetzen ausgeübt.

21.1. Der Bundesrat.

Die Souveränität und Staatsgewaltdes Deutschen Reichs

liegt bei den im Bundesrat vereinten Regierungender Bundes-

staaten (Bundesfürsten der Monarchien und den Senaten der

Hansestädte).

A. Deutsches Staatsrecht.

Durch wen werden die

Reichsgesetzgebungund

Macht im Reich ausgeübt?

?
Wie ist die Macht

im Reich gemäß
Reichsverfassunggeteilt?

sis RV Art. 6 bis ı0

(Nr. 628, Reichs-Geserzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

?

Bei wem liegt die

>

Souveränität des

Deutschen Reichs?
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= RV, Art.ı7 (Nr. 628, Reich-

Gesetzbl. 1871,Nr. 16, S. 63ff)

2
Welches Vorrecht haben

die Mitglieder des

Bundesrats im Reichstag?
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21.1.1. Zusammensetzung des Bundesrats.

a) Er besteht aus den Vertretern der 25 Bundesstaaten und

Elsaß-Lothringen.

b) Diese haben insgesamt 61 Stimmen, davon hat Preußen

nur 17 bzw. ı8 (mit Waldeck), obwohl es 2/3 vom

Deutschen Reich umfaßt! Bayern 6, Württemberg
und Sachsen 4, Baden, Hessen und Elsaß-Lothringen
3, Mecklenburg-Schwerin und Braunschweig 2, alle

anderen Staaten ı. Waldeck hat seine Stimme an

Preußen abgegeben(daher hat Preußen 18).

c) Den Vorsitz führt der Reichskanzler, der meistens

zugleichPreußischer Ministerpräsident ist.

d) Seine Versammlungen sind nicht öffentlich. Seine

Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt.

e) Die Bevollmächtigtender Staaten haben ihre Stimmen

als Beauftragteder Regierung abzugeben,— anders als

im Reichstagund im Landtag. — Die Stimmen einer

Regierung können außerdem nur einheitlich abgegeben

(Ehringhaus)

21.1.2. Vorrechte der Mitglieder des

Bundesrats.

Sie dürfen jederzeit im Reichstagreden - freilich dürfen

sie nicht Mitglieder des Bundesrats und Reichstagsgleich-
zeitig sein — und die Ansicht ihrer Regierung vertreten,

auch wenn die Majorität des Bundesrats anderer Meinung
war. — Tatsächlich tun sie es nicht im Interesse der

Einigkeit. (Ehringhaus)



21.2. Der Kaiser.

Artikel ıı der Reichsverfassungbestimmt:

„Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von

Preußen zu, welcher den Namen Deutscher Kaiser führt.

Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten,

im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu

schließen, Bündnisse und andere Verträge mit fremden

Staaten einzugehen,Gesandte zu beglaubigenund zu

empfangen.Zur Erklärung des Krieges im Namen des

Reichs ist die Zustimmung des Bundesrathes erfor-

derlich, es sei denn, daß ein Angriff auf das Bundes-

gebietoder dessen Küsten erfolgt. Insoweit die Verträge
mit fremden Staaten sich auf solche Gegenstände

beziehen, welche nach Artikel 4 in den Bereich der

Reichsgesetzgebunggehören,ist zu ihrem Abschluß die

Zustimmung des Bundesrathes und zu ihrer Gültigkeit
die Genehmigungdes Reichstageserforderlich“

21.2.1. Doppelstellung.

Der Kaiser hat also eine staatsrechtliche Doppelstellung.
Er ist einmal Deutscher Kaiser in Angelegenheitendes

Reichs, sodann ist er König von Preußen in rein preußi-

Reichskanzlers,welcherdadurchdie Verantwortlichkeit

21.2.2. Die Stellung des Kaisers zu den

anderen Bundesfürsten.

Der Kaiser ist ihnen nicht übergeordnet,sondern hat nur

eine bevorzugteStellung; er ist der Erste unter Gleichen

(Primus inter pares).Daher spricht man von verbündeten

Regierungen. Politisch freilich überragt der Kaiser seine

Verbündeten infolge der ihm zustehenden Machtbefug-

A. Deutsches Staatsrecht.

Welche Rechte und

Pflichten hat der Kaiser

gemäßArt. ıı der

Reichsverfassung?

‚7
Wieso hat der Kaiser eine

Doppelstellung inne?

zr RV, Art73 (Nr.

628, Reich-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

?
Welche Stellung nimmt

der Kaiser zu den anderen

Bundesfürsten ein?
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‚7
Nach welchem

Verfassungsrechtregelt
sich das Recht zur

Thronfolgeausschließlich?

Welches Staatsorgan
im Reich kann als

die „Volksvertretung“
bezeichnet werden?

‚?
Durch welche Adjektive
läßt sich das Wahlrecht

für den (nicht im)

Reichstagbeschreiben?

Wie viele Abgeordnete
hat der Reichstag?

> RV, Art.23 (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)
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nisse und als Herrscher des größtenBundesstaats Preußen.

Das Recht zur Thronfolge regelt sich ausschließlich nach

der Verfassungsurkundefür den Preußischen Staat vom

31. Januar 1850.

21.3. Der Reichstag.

Der Reichstag ist verfassungsrechtlich ein Organ
des Reiches, politisch eine Vertretung der Regierten
gegenüberdem Bundesrat und dem Kaiser. Er hat die

Interessen der Gesamtheit wahrzunehmen, deshalb wird

in Art. 29 der Reichsverfassungbestimmt: „Die Mitglieder
des Reichstagssind Vertreter des gesamten Volkes und an

Verträge und Institutionen nicht gebunden“

21.3.1. Die wichtigsten Bestimmungen über

den Reichstag.

(1) Er ist die Vertretung des gesamten Deutschen

Volkes (Einkammersystem).

(2) Die Mitglieder des Reichstagswerden vom Volk

auf fünf Jahre gewählt, und zwar durch allge-
meine, gleiche, direkte, geheime Wahl. Absolute

Mehrheit, d. h. mindestens eine Stimme mehr als

die Hälfte aller Stimmen entscheidet, sonst erfolgt
eine Stichwahl.

a) Mitglieder. Die Anzahl der Abgeordneten
beträgt 397.

b) Die Mitglieder des Reichstagssind nicht an

Aufträge des Volkes gebunden, sie sollen

Vertreter des ganzen Volkes, nicht ihrer

Wahlkreise und Parteien sein.

(3) Seine Rechte:

a) Vor allem übt er in Verbindung mit dem



A. Deutsches Staatsrecht.

b) Verträge: Staatsverträge, die in das Gebiet

der Reichsgesetzgebungfallen, benötigen für

ihre Vollziehbarkeit die Genehmigung des

Reichstags. > RV, Art. 5 (Nr. 628, Reichs-

Gesetzbl. 1871,Nr. 16, 5. 63ff)
c) Er hat die Kontrolle der Staatsverwaltung.

Darüber hinaus bedürfen einige Regierungsakte
der Genehmigungdes Reichstags.

d) Finanzwesen. Er stellt den Staatshaushalt fest.

Der Reichshaushaltsetat wird durch Gesetz

festgestellt, zu demselben ist die Zustimmung
des Reichstagserforderlich. Dadurch hat der

Reichstagnicht nur Gelegenheitauf die Finanz-

wirtschaft des Reiches mafsgebend Einfluß

auszuüben und die in Aufsicht genommenen

Regierungshandlungen oder Einrichtungen
erforderliche Geldmittel zu genehmigenoder

durch Vertagung zu verhindern, sondern auch

die gesamte Verwaltung, die Organisation und

Tätigkeit aller Behörden und hervortretenden

Bedürfnisse bei der Beratung über die einzelnen

Ansätze des Etats seiner Kontrolle und Kritik zu

unterziehen. (Bazille)

(4) Verhandlungund Abstimmung.

a) Die Verhandlungen des Reichstags sind

öffentlich.

b) Die Abstimmung erfolgt nach absoluter

Mehrheit; aber es müssen gesetzlichmindestens

199 Mitglieder anwesend sein.
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A. Deutsches Staatsrecht.

?
Welches Vorrecht haben alle

Abgeordneten im Reichstag
im Sinne der Immunität?

= RV Art. 30, 31 (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)
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21.3.2. Vorrechte der Abgeordneten im

Reichstag.

Immunität. Alle Abgeordneten genießenRedefreiheit

und können wegen ihrer Außßerungenim Plenum nicht

zur Verantwortung gezogen werden.

Aufwandsentschädigung.Sie erhalten freie Eisenbahn-

fahrt von und nach Berlin, 3000 Mark Entschädigung-

für jedeversäumte Sitzung werden 20 Mark abgezogen.
(Ehringhaus)



A. Deutsches Staatsrecht.

22. Die Rechte und Pflichten der

Staatsorgane.

22.1. Gesetzgebende Gewalt. Legislative.

Reichsverfassung 1871.
Der Gesetzgebungsprozess - Legislative.

Deutscher
Kaiser

Präsidiumdes Bundes

Einberufung, Eröffnung, Einberufung, Eröffnung,
Vertagung, Schließung Vertagung, Schließung,

Auflösung

Staatssekretäre der

Reichsämter.

Gesetzesvorlagen
Übereinstimmender Beschluss erforderlich.

U) Gesetzesvorlagen
Stimmen Abgeordnete

Bevollmächtigte Vertreter

der Regierungen der

25 Bundesstaaten zzgl.
Elsaß-Lothringen. ... In allgemeinen, direkten

Wahlen mit geheimer
Abstimmung gewählt.

werden auf 5 Jahre ...

Wahlberechtigte Deutsche aller

Bundesstaaten ab 25 Jahren.

© www.ewi
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A. Deutsches Staatsrecht.

Durch welche

Staatsorganewird die

Gesetzgebungausgeübt?

2
Welchen indirekten Weg

Gesetze vorzuschlagen
nutzt der Kaiser,

obwohl er kein direktes

Gesetzesvorschlagsrechthat?

us RV Art.24 (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

> RV, Arc9 (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, S. 63ff)

22.1.1. Wie kommt ein Gesetz zustande?

Die Gesetzgebungwird durch den Bundesrat und den

Reichstagausgeübt(zwei Faktoren).

Gesetzesvorschlägekönnen beide Faktoren machen, der

Kaiser nicht (tatsächlich tut er es durch die Präsidialan-

träge). Sie werden meist von Reichsbehörden entworfen.

Der Gesetzentwurf wird zunächst im Bundesrat, dann

vom Reichstag in drei Lesungen beraten. Der Reichstag
kann ihn annehmen, verändern oder ablehnen. Ändert er

ihn, so geht er so langezwischen Bundesrat und Reichstag
hin und her, bis eine Einigung oder Ablehnung erfolgt. Die

Übereinstimmungder Mehrheitsbeschlüsse des Bundesrats

und Reichstagsist zu jedemGesetz erforderlich.

Die Erklärung des Gesetzbefehls (Sanktion) erteilt der

Bundesrat. — Die Ausfertigung obliegt dann dem Kaiser,
ebenso die Verkündigung im Reichsgesetzblatt.— Rechts-

kraft erhält ein Gesetz in der Regel 14 Tage nach seiner

Veröffentlichung, es sei denn, das Gesetz selbst bestimmt

etwas anderes. (Ehringhaus)

22.1.2. Direkter Anteil.

(1) Bundesrat.

a) Gesetzvorschlagsrecht. Die gesetzgebende
Gewalt wird durch den Bundesrat und den

Reichstag ausgeübt. Der Bundesrat hat das

und erstellt die

Gesetzesvorlagen.Die Übereinstimmungdes
Gesetzesvorschlagsrecht

Bundesrats und Reichstagsist zu jedem Gesetz

erforderlich.

b) Er erläßt die zu den Gesetzen erforderlichen

Ausführungsbestimmungen und _Verord-

nungen.
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(2)

(3)

c) Ferner bildet er aus seiner Mitte dauernde

e) Mit dem Kriegsgesetz vom 4. August 1914
wurde dem Bundesrat das Recht zum Erlaß

von Notverordnungen mit Gesetzescharakter

beigelegt.

Kaiser.

a) Er hat nach der Verfassungkein Gesetzvor-

schlagsrecht(Initiative), tatsächlich aber durch

die Präsidialanträgedes Reichskanzlers, die fast

zur Regelgewordensind.

b) Die Gesetzesvorlagenwerden nach Maßgabe
der Beschlüsse des Bundesrats vom Reichs-

kanzler im Namen des Kaisers an den Reichstag
gebracht(Art. 16).

c) Ihm obliegt die Ausfertigungund Verkündigung
(Publikation) der Reichsgesetze.

Reichsgesetze.

Reichstag.

a) Mitwirkung an der Gesetzgebung.Er besitzt

ebenfalls das Gesetzvorschlagsrechtund kann

dem Bundesrat die Änderungvon Gesetzesvor-

lagenantragen.

A. Deutsches Staatsrecht.

> RV Arc$ (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

> RV, Art.76 (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

> RV, Art.ız (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)

> RV, Arts (Nr. 628, Reichs-

Gesetzbl. 1871,Nr. 16, S. 63ff)
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A. Deutsches Staatsrecht.

22.1.3. Indirekter Anteil.

(1) Bundesrat.

> RV Arıc.24 (Nr. a) Er beschließt die Auflösung des Reichstags
628, Reichs-Gesetzbl. unter Zustimmung des Kaisers.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)
b) Die Mitglieder haben das Recht, im Reichstag

-> RV, Arc.g (Nr. 628, Reichs- zu reden.

Gesetzbl. 1871,Nr. 16, S. 63ff)
(2) Kaiser.

-> RV Arcaa (Nr. a) Er, beruft, eröffnet,vertagt und schließtden
628, Reichs-Gesetzbl. Reichstagund kann diesen mit Zustimmung
1871,Nr. 16, S. 63ff) des Bundesratsauflösen.Der Bundesrat ist

gemäfsReichsverfassungebenfalls vom Kaiser

zu berufen und zu schließen, tatsächlich wird

der Bundesrat aber nicht mehr geschlossen,er

hat sich im Laufe der Zeit zu einer ständigen
Behörde entwickelt.

(3) Reichstag.

22.2. Vollziehende Gewalt. Exekutive.

22.2.1. Äußere Hoheitsrechte.

(1) Bundesrat.

a) Zustimmung bei Angriffskriegen.
„= RV Art. 11 (Nr. 628,

Reichs-Gesetzbl. 1871, b) Zustimmung des Bundesrats zu allen

Nr. 16, 5. 63ff) Verträgen.
i.V m.

Gesetz über den (2) Kaiser.

Belagerungszustand$ 17

(Preußische-Gesetz-Sammlunga) Kriegserklärung bei Verteidigungskriegen,
für 1851S. 451 ff) Kriegserklärung bei Angriffskriegen (nur
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mit Zustimmung des Bundesrats). Er schließt

Frieden.

b) Er schließt Verträge mit Zustimmung des

Bundesrats. Zoll- und Handelsverträgenur mit

Genehmigungdes Reichstags.

c) Er übt das alleinige Gesandtschaftsrechts aus,

ernennt und beglaubigtdie Gesandten.

d) Er ist Träger der Reichsgewalt über das

Reichsland Elsaß-Lothringen.

e) Er übt die Schutzgewaltüber die Schutzgebiete
(Kolonien) aus.

f) Er ist Oberfeldherr des Bundesheeres (über

Bayern nur im Krieg), außerdem aber auch der

Marine.

(3) Reichstag.

a) Genehmigt Zoll- und Handelsverträge.

der Reichsgesetzgebungfallen, benötigen für

ihre Vollziehbarkeit die Genehmigung des

Reichstags.

22.2.2. Innere Hoheitsrechte. Verwaltung.

(1) Bundesrat.

a) Oberaufsicht über die Verwaltung. Er teilt sie

mit dem Kaiser.

b) Er ordnet Verwaltungsvorschriftenund Einrich-

tungen an.

c) Er schlägtReichsbeamte vor und wählt einige.

A. Deutsches Staatsrecht.

uw RV Art.53 (Nr.

628, Reichs-Geserzbl.

1871,Nr. 16, 5. 63ff)
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A. Deutsches Staatsrecht.

(2)

(3)

d) Oberaufsicht der Finanzen und Überwachung
der Zoll- und Steuerverwaltung mit dem

Kaiser.

Kaiser.

a) Oberaufsicht über die Verwaltung. Er teilt sie

mit dem Bundesrat.

b) Er ernennt die Reichsbeamten, vor allem den

Reichskanzler.

c) Er ist Oberfeldherr des Bundesheeres (über

Bayern nur im Krieg), außerdem aber auch der

Marine.

d) Oberaufsicht der Finanzen und Überwachung
der Zoll- und Steuerverwaltung mit dem

Bundesrat.

e) Ehren(verleihungs)-Hoheit.Er verleiht Titel.

Reichstag.

a) Aufsicht über die Reichsverwaltung. Einige
Regierungsaktebedürfen der Genehmigungdes

Reichstags.Aufsicht und Intervention durch:

e Beschwerden.

° Anfragen (Interpellation: 30 Mitglieder),
obwohl nicht in der Verfassung.

Bittschriften (Petitionen: ı5 Mitglieder). Er

hat das Recht, nach Art. 23 an ihn gerichtete
Petitionen dem Bundesrat bzw. Reichs-

kanzler vorzulegen.

° Schriftliche Ansprachen (Adressen) an den

Kaiser, obwohl nicht in der Verfassung.

Seite 64 | Die Rechte und Pflichten der Staatsorgane.



A. Deutsches Staatsrecht.

b) Feststellung der Reichshaushaltsetats. Sie

werden durch Gesetz festgestellt;zu demselben

ist die Zustimmung des Reichstags erfor-

derlich. Dadurch hat der Reichstagnicht nur

Gelegenheit, auf die Finanzwirtschaft des

Reiches maßgebend Einfluß auszuüben und

die in Aufsicht genommenen Regierungs-
handlungen oder Einrichtungen erforder-

liche Geldmittel zu genehmigen oder durch

Vertagung zu verhindern, sondern auch die

gesamte Verwaltung, die Organisation und

Tätigkeit aller Behörden und hervortretenden

Bedürfnisse bei der Beratung über die einzelnen

Ansätze des Etats seiner Kontrolle und Kritik zu

unterziehen.

22.2.3. Souveränitätsrechte. 7
Was bedeuten die genannten

(1) Bundesrat. Souveränitätsrechte

des Kaisers?

a) Dem Kaiser liegt es ob, den Mitgliedern des

Bundesrates den üblichen diplomatischen -= RV Art.ıo (Nr. 628,
Schutz zu gewähren. Reichs-Gesetzbl. 1871,Nr.

16, 5. 63ff), unterliegt
(2) Kaiser. auch $$ 105, 106 StGB

a) Unverletzlichkeit. Er ist unverletzlich; Angriffe
gegen ihn werden als Majestätsverbrechenhart -> StPO 8484 (Nr.

bestraft. 1169,Reichs-Gesetzbl.

1877,Nr. 8, S. 253 ff)
b) Unverantwortlichkeit.

« Politisch. Er kann nicht zur Verantwortung
gezogen werden; der Reichskanzler

übernimmt die Verantwortlichkeit durch

Gegenzeichnung.

Strafrechtlich. Er ist nur privatrechtlich dem

Strafgesetzunterstellt.
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A. Deutsches Staatsrecht.

(3) Reichstag.

22.3. Ehrenrechte.

(1) Bundesrat.

(2) Kaiser.

2
Welche Ehrenrechte a) Titel, Ehren.

hat der Kaiser?

b) „Deutscher Kaiser“, Majestät, Wappen, Standarte.

c) „Präsidium des Bundes“.

d) Er übt Begnadigungsrechtaus und hat Disposi-
tionsfonds für Gnadenbewilligungen.

(3) Reichstag.

22.3.1. Thronfolge.

Es geltendie Bestimmungen:

a) Deutscher Kaiser ist der König von Preußen.

7
Welche Bestimmungen b) Die Ihronfolge der preußischenErbmonarchie ist in

gelten für die Thronfolge den Artikeln 53 bis 57 der Verfassungsurkundefür den

im Reich? Preußischen Staat vom 31. Januar 1850 bestimmt.

c) Immer der älteste männlich Nachkomme (Kronprinz)
ist erbberechtigt.

d) Mit dem vollendeten 18. Lebensjahrwird der König
volljährig und regierungsfähig.
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22.4. Richterliche Gewalt. Judikative.

(1) Bundesrat.

a) Er schlägtReichsrichter vor.

b) Er schlichtet Bundesstreitigkeiten und

beschließt Bundesexekution.

(2) Kaiser.

a) Er ernennt die Reichsrichter auf Vorschlagdes

Bundesrats.

b) Er führt die Bundesexekution aus.

(3) Reichstag.

Anmerkung. Das jeweilige Staatsoberhauptist zu allem

berechtigt, soweit ihn die Verfassung (Bundesstaat)
nicht beschränkt. Der Kaiser dagegen hat gesetzlich
nur die Rechte, die ihm die Reichsverfassungzugesteht.
Dem Bundesrat stehen grundsätzlich alle Funktionen zu,

welche nicht ausdrücklich anderen Organen des Reichs

übertragensind.

23. Der Reichskanzler.

Die vollziehende Gewalt (Exekutive) ist zwischen

Bundesrat (den Vorsitz und die Leitung seiner Geschäfte

hat der Reichskanzler inne) und Kaiser geteilt. Dabei

nimmt der Reichskanzler verfassungsmäßigeine Doppel-
stellung ein. (Ehringhaus)

A. Deutsches Staatsrecht.

t Bundesexekution ist

das Verfahren, um die

Mitglieder des Bundes

zur Erfüllung ihrer

verfassungsmäßigen
Bundespflichten
anzuhalten, und sei es mit

militärischer Gewalt.
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A. Deutsches Staatsrecht.

23.1. _ Die Doppelstellung des

Reichskanzlers.

Preußen. Deutsches Reich.

Er ist Er ist

Preußischer Staatsbeamter

Preußischer Staatsminister des Auswärtigen.

gewöhnlichzugleichPreußi-

scherMinisterpräsident.
Vertreter Preußens im Bundesrat.

Er wird in seiner Eigenschaftals
Vertreter Preußens vom König von

Preußen ernannt und abberufen.

Pflichtenkollision. Zu gleicher Zeit ist der Reichs-

kanzler der Vertreter Preußens im Bundesrat sowie

verantwortlicher Reichsminister. Die Vereinigung beider

Funktionen in der Person des Reichskanzlers begründet
die Möglichkeit einer Pflichtenkollision. Widerspricht die

Haltung, welche der Reichskanzler als Vertreter Preußens

im Bundesrate einzunehmen hat, jenen Pflichten, welche

ihm gegenüberdem Reiche obliegen, so ist er befugt, die

Entscheidungdes Kaisers anzurufen, der mit rechtlicher

Notwendigkeit zugleich Träger der Preußischen Königs-
krone ist. Der Kaiser hat sodann, sei es durch einen Wechsel

der Personen, sei es durch sachliche Entscheidung, die

oberster Reichsbeamter.

die oberste Reichsbehörde.

verantwortlicher Reichsminister.

Im Reich gibt es keine Ministerien. Der

Reichskanzler ist der einzige Reichsminister.

Vorsitzender des Bundesrates.

Vertreter des Kaisers. Als solcher
ist er Generalbevollmächtigterund
Generalmandatar des Kaisers.

Er wird in seinen Eigenschaften
als Reichskanzler vom Deutschen
Kaiser ernannt und abberufen.

Lösung des Konflikts herbeizuführen. (Ehringhaus)
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23.2. Der Reichskanzler als Mitglied und

Vorsitzender des Bundesrats.

Nach (Rosenberg).

Der Reichskanzler ist Vorsitzender des Bundesrats. Als

solcher hat er die Rechte des Reiches wahrzunehmen.

Der Reichskanzler hat Präsidialbefugnisse,kann Präsi-

dialanträgestellen und damit Gesetze vorschlagen- auch

im Namen des Kaisers. Der Reichskanzler ist als solcher

nicht redeberechtigt im Reichstag, in seiner Eigenschaft
als preußischer Bundesratsbevollmächtigter kann er

jedochjederzeit im ReichstagGehör verlangen.

Er ist einer der 17 von der Preußischen Staatsregierung
beauftragten Vertreter und Stimmführer Preußens im

Bundesrat. Als solcher hat er Rechte und besonderen

Vorteil des Preußischen Staates wahrzunehmen.

Anmerkung: Substitution als Vorsitzender des Bundesrats.

Gemäß Art. 15 der Verfassungkann sich der Reichskanzler

als Vorsitzender des Bundesrats durch jedes andere

Mitglied des Bundesrats vermöge schriftlicher Substi-

tution vertreten lassen.

Ungleichwichtiger als die Funktion, welche der Reichs-

kanzler innerhalb des Bundesrates hat, sind diejenigen,
welche ihm außerhalb desselben zustehen. Außerhalb

des Bundesrates ist der Reichskanzler sowohl der oberste

Reichsbeamte als auch die oberste Reichsbehörde, der

verantwortliche Reichsminister.

A. Deutsches Staatsrecht.

Y” Das absolute Wahlrecht

hat eine Einschränkung
erfahren durch Ziffer IX des

bayrischenSchlußprotokolls
vom 23. November 1870, in

welchem es als ein Recht

der bayrischenRegierung
anerkannt wurde, daß

ihr Vertreter im Fall der

Verhinderung Preußens

den Vorsitz führt.
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A. Deutsches Staatsrecht.

zw Allerhöchster Erlaß
über die Ermächtigung
des Reichskanzlers zur

selbständigenErledigung
von Regierungsgeschäftenim

Bereiche der Reichsverwaltung.
Vom 16. August 1914.

(Nr. 4473. Reichs-Geserzbl.

1914, 64, 5. 379 f})

-> Gesetz, betreffend
die Stellvertrerungdes

Reichskanzlers. Vom 17.

März 1878.Nr. 1224. Reichs-

Gesetzbl. 1878,Nr. 4, 8.7 ff
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23.3. Die Verantwortlichkeiten des

Reichskanzlers als Reichsminister.

23.3.1. Die allgemeine Beamten-

Verantwortlichkeit.

Auf den Reichskanzler als Reichsminister finden die

Vorschriften über die Verantwortlichkeit der Reichsbe-

amten in vollem UmfangeAnwendung. Diese allgemeine
Verantwortlichkeit, welche jeden Beamten ohne Unter-

schied trifft, ist dreifacher Natur: Eine ı.) zivilrechtliche,
eine 2.) strafrechtliche und eine 3.) disziplinäre. In allen

diesen Beziehungengeltenfür den Reichskanzler dieselben

Grundsätze, welche für die Preußischen Staatsbeamten

überhaupt gelten.

Der Reichskanzler ist für diejenigen Geschäfte verant-

wortlich, welche gemäß8 3 des genannten Gesetzes von

ihm selbst erledigt werden. Die Stellvertreter sind ihrer-

seits verantwortlich sowohl für die einzelnen Handlungen,
welche von ihnen vorgenommen werden, als für die

Leitung der ihnen zugewiesenen Ressorts. (Rosenberg)

23.3.2. Die besondere Minister-

Verantwortlichkeit.

Sie gilt nur für diejenigen Handlungen, welche der

Reichskanzler als Reichsminister vornimmt.

a) Gesamtrichtungder Reichspolitik.

Der Reichskanzler ist verantwortlich für die leitenden

Grundsätze, nach welchen die Regierung geführt wird. Er

ist somit nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet,
Anordnungen seiner Stellvertreter, welche mit der

Gesamtrichtung der von ihm befolgten Politik in prinzi-
piellem Widerspruche stehen, abzuändern beziehungs-
weise gänzlich aufzuheben. Die Verantwortlichkeit für die

Führung der Regierungsgeschäfteist also nicht zwischen

dem Reichskanzler und seinen Stellvertretern geteilt,



A. Deutsches Staatsrecht.

sie wird vielmehr von beiden Teilen gemeinschaftlich—
solidarisch — getragen.

b) Konstitutionelle Verantwortlichkeit.

Dieselbe läfst sich definieren als die Pflicht des Reichs-

kanzlers, über die Gesetzmäfßßigkeitund die politische
/weckmäfsigkeit seiner Amtshandlungen Rechenschaft

abzulegen. Die konstitutionelle Verantwortlichkeit des

Reichskanzlers erstreckt sich auf den gesamten Umkreis

seiner Amtsgeschäfte; die Grenzen seiner Verantwort-

lichkeit decken sich mit den Grenzen seiner Kompetenz.
Aus diesem Grundsatz ergeben sich folgende Konse-

quenzen: Der Reichskanzler ist verantwortlich für

alle Regierungsakte des Kaisers, welche er als Gehilfe % Eine notwendige
desselben gegenzeichnet(kontrasigniert). Die Erfüllung Bedingung für eine Tatsache

dieser Formvorschrift ist eine conditio sine qua non für undals ursächlich im

die Gültigkeit der genannten Akte. rechtlichen Sinne anzusehen.

Hast Du schon die

Orientierungsstufen
absolviert?

Sie sind an Menschen



A. Deutsches Staatsrecht.

Welche Aufgaben
übernimmt der

Reichskanzler als

Reichsminister?
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23.4. Der Reichskanzler als

Generalbevollmächtigter und

Generalmandatar des Kaisers.

Bezüglich der Reichsgeschäfteist der Reichskanzler

sowohl Generalbevollmächtigter als auch der General-

mandatar des Kaisers.

23.4.1. Generalbevollmächtigter.

In seiner Eigenschaftals Generalbevollmächtigterbedarf

es keiner Spezialvollmacht,um im Namen des Kaisers:

a) mit einem fremden Staate, Bundesstaate oder einer

Privatperson Verhandlungen zu führen, Verträge zu

schließen;

b) den Reichsfiskus in Prozessen zu vertreten;

c) Petitionen vom Reichstag in Empfang zu nehmen,
welche der Regierung zur Berücksichtigungüberwiesen

werden;

d) Verwaltungsverordnungenund -verfügungen an die

Reichsbehörden zu erlassen.

23.4.2. Generalmandatar.

In seiner Eigenschaft als Generalmandatar hat der

Reichskanzler dafür Sorge zu tragen,

a) daßß die übrigen Organe des Reiches (Bundesrat &

Reichstag)ihre Aufgabenerfüllen können;

b) daß? die Beschlüsse des Bundesrats im Namen des

Kaisers an den Reichstaggebrachtwerden;

c) daß dem Bundesrat sowie dem Reichstag über die

Verwendungaller Einnahmen des Reichs alljährlich zur

Entlastung Rechnunggelegtwird;



A. Deutsches Staatsrecht.

d) die dem Kaiser gegenüberden einzelnen Bundesstaaten

zustehenden Verwaltungs- und Aufsichtsrechte gewis-
senhaft wahrzunehmen:

«e Der Reichskanzler ist die höchste Verwal-

tungsinstanz gegenüber den Einzelstaaten,
soweit die eigene, unmittelbare Verwaltung
des Reiches sich erstreckt.

- Er ist die überwachende Aufsichtsbehörde,
soweit den Einzelstaaten dagegen die

Verwaltung als Selbstverwaltungskörper
überlassen ist. Als Aufsichtsbehörde hat

der Reichskanzler die Ausführung der

Reichsgesetze in den einzelnen Bundes-

staaten zu überwachen. Werden von ihm

Mängel konstatiert, so hat er die Regierung
des betreffenden Bundesstaats zur Besei-

tigung derselben aufzufordern. Kommt

die Regierung dieser Aufforderung nicht

nach, so muß er die Angelegenheit dem

Bundesrat unterbreiten, welcher sodann

gemäßArt. 7, Ziffer 3 der Reichsverfassung
die Entscheidung trifft. Sein Verhältnis zu

denselben ist nicht das einer vorgesetzten
Dienstbehörde, sondern das einer koordi-

nierten Kontrollbehörde.

« Soweit die eigene, unmittelbare Verwaltung
des Reiches sich erstreckt, hat der Reichs-

kanzler die oberste Entscheidung über die

Führung der Regierungsgeschäfte,die er

sowohl durch generelle Instruktionen als

durch spezielleVerfügungentreffen kann. Der

Reichskanzler erläßt diese Entscheidungen
in der Regelnach freiem Ermessen.

Anmerkung. Eine Ausnahme findet bei denjenigen
Geschäften statt, welche zur Kompetenz der richterlichen

Reichsbehörden und der selbständigenFinanzbehörden
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>

Wie ist die Stellvertretung
des Reichskanzlers geregelt?
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des Reichs gehören.Der Satz „bezüglich der Reichsge-
schäfte ist der Reichskanzler sowohl Generalbevollmäch-

tigter als auch der Generalmandatar des Kaisers“, gilt nur

für Verwaltungs-und Aufsichtsrechte im allgemeinenund

solche, welche der Kaiser auf dem Gebiet der Militär-

und Marineverwaltung hat, nicht aber für das Recht des

Oberbefehls, welches dem Kaiser gemäßArtikel 53, Absatz

ı und Artikel 63, Absatz ı der Reichsverfassungzusteht.

Soweit die Militärverwaltung im Namen des Reichs

geführt wird, ist der Reichskanzler die oberste Verwal-

tungsinstanz; soweit die Militärverwaltung im Namen

eines Bundesstaats geführt wird, ist der Reichskanzler die

Aufsichtsbehörde.

23.5. Die Stellvertretung des

Reichskanzlers.

Da der Reichskanzler allein nicht die ganze Fülle der

Reichsgeschäfteleiten kann, sind ihm eine Reihe von

Reichsämtern untergeordnet,an deren Spitze je ein Staats-

sekretär steht, dem der Kaiser auf Vorschlagdes Reichs-

kanzlers die eigene Verantwortung für seine Amtshand-

lungen übertragen kann. Solche Reichsämter bestehen

zurzeit für das Auswärtige, das Kolonialwesen, das Innere,
die Kriegsmarine, das Reichsfinanzwesen (Schatzamt), das

Reichsjustizamt mit dem Reichsgericht in Leipzig, die

Reichspostund das Reichseisenbahnwesen.

In weiteren höchsten Reichsbehörden sind zu nennen:

das Reichsbankdirektorium, das nur dem Reichskanzler

unterstellt ist; das Bundesamt für Heimatwesen, dem die

Schlichtung von Streitigkeiten über Armenwesen zusteht,
das Reichsmilitärgericht in Berlin, das Reichspatentamt
und das Reichsversicherungsamt.(Eckardt et al.)



Gemäß Gesetz von 17. März 1878 steht es allein dem

Kaiser zu, für den Reichskanzler in seiner Eigenschaft
als Reichsminister einen Stellvertreter zu bestellen. Der

Kaiser bestellt Stellvertreter:

23.5.1. Geeneralvertreter.

Diese sind nur vorübergehendbefugt, sämtliche dem

Reichskanzler obliegenden Geschäfte zu erledigen. Der

Kaiser kann nicht nur jedenReichsbeamten, sondern auch

Personen zu dieser Stellung berufen, die überhaupt kein

Reichs- oder Staatsamt bekleiden.

23.5.2. Spezialvertreter.

Diese sind dauerhaft befugt,spezielle,dem Reichskanzler

obliegenden Geschäfte, zu erledigen. Ihre Kompetenz
beschränkt sich auf einen derjenigenVerwaltungszweige,
welcher sich in der eigenen, unmittelbaren Verwaltungdes

Reiches befinden. Dem Kaiser steht bei Ernennung dieser

kein direktes Wahlrecht zu. Vielmehr ist er verpflichtet,
die Vorsteher derjenigen Verwaltungszweigezu berufen,
für die ein Spezialvertreterernannt werden soll.

23.6. Verhinderung des Reichskanzlers.

Die Anordnung einer Stellvertretung für den Reichs-

kanzler ist an zwei Voraussetzungen geknüpft:

a) eine tatsächliche Verhinderung des Reichskanzlers;

b) einen entsprechendenVertretungsantrag des Reichs-

kanzlers. Ist der Reichskanzler durch Zufall verhindert,
den entsprechendenVertretungsantrag zu stellen, kann

der Kaiser keinen Stellvertreter ernennen; ihm bleibt

in diesem Fall nur, einen Wechsel in der Person des

Kanzlers vorzunehmen. (Rosenberg)

A. Deutsches Staatsrecht.

= Gesetz betr. Stellve-

rtretung des Reichskanzlers

vom 17. März 1878.
(Nr. 1224. Reichs-Gesetzbl.

1878,Nr. 4, $.7 ff)

Unter welchen Bedingungen

s

kann der Reichskanzler

einen Generalvertreter

einsetzen, welcher

vorübergehendbefugt
ist, sämtliche dem

Reichskanzler obliegenden
Geschäfte zu erledigen?
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-> Wahlgesetzfür den

Reichstagdes Norddeutschen

Bundes. Vom 31. Mai 1869.
(Nr. 297. Bundes-Gesetzbl. des

Nd. B. 1869,Nr. 17, 5. 145ff)

04
Wer darf wählen?

‚2
Wer darf nicht wählen?

Was genau ist unter den das

Wahlrecht beschreibenden

Adjektiven zu verstehen?

‚7
Wer darf gewähltwerden?

Wer darf nicht

gewähltwerden?
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24. Wahlrecht.

24.1. Aktives Wahlrecht.

24.1.1. Wer darf wählen?

a) Jederunbescholtene, selbständigeDeutsche, der das 25.

Lebensjahrzurückgelegthat.

24.1.2. Wer darf nicht wählen?

a) Wer nicht seit 6 Monaten in der Gemeinde wohnt.

b) Wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt.

c) Wer dauernd Armenunterstützung genielst (weil

abhängig).

d) Wer sich im Konkurs befindet.

e) Wer unter Vormundschaft steht.

f) Alle Militärpersonen (damit das Heer nicht durch die

Politik in Parteien zerrissen wird).

g) Deutsche, die nicht im Besitz einer Deutschen Staats-

angehörigkeitsind (unmittelbare Reichsangehörige).

24.2. Passives Wahlrecht.

24.2.1. Wer darf gewählt werden?

a) Jederunbescholtene, selbständigeDeutsche, der das 25.

Lebensjahrvollendet hat (auch Soldaten).

24.2.2. Wer darf nicht gewählt werden?

a) Wer nicht wahlberechtigt ist.

b) Wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt.



c) Wer dauernd Armenunterstützung genielst (weil

abhängig).

d) Wer sich im Konkurs befindet.

e) Wer unter Vormundschaft steht.

f) Wer nicht seit einem Jahre eine Deutsche Staatsange-
hörigkeit besitzt.

25. Wahlverfahren.

25.1. Geschichte des Wahlverfahrens.

Das direkte, gleiche,geheime,allgemeineWahlverfahren

ist das Ideal der Demokratie nach dem Grundsatz der Volks-

herrschaft. Es stammt aus der französischen Verfassung
von 1793, der Verfassungeiner absolut demokratischen

Republik, und ist wesentlich so für das ‚Volkshaus“ in den

Verfassungsentwurfdes Deutschen Reichs von 1849 aufge-
nommen und von Bismarck zum Muster des Wahlgesetzes
für den Reichstagdes Norddeutschen Bundes genommen,
worauf es dann in unsere Reichsverfassungübergegangen
ist. (Ehringhaus)

25.2. Wahlverfahren des Reichstags.

a) Allgemein. Alle Bürger sind wahlberechtigt;

b) Einklassen-Wahlsystem(gleich — ohne Unterschied des

Standes und Besitzes, so dafs jede Stimme das gleiche
Gewicht hat). Daraus folgt: Die Stimme des Ärmsten

gilt geradeso viel wie die des Reichsten, die Stimme des

Ungebildetstengeradeso viel wie die des Gebildetsten,
die Stimme des Vaterlandfreundes geradeso viel wie

die des Vaterlandfeindes.

c) Direkt. Der Wähler wählt den Abgeordneten direkt.

Das Reich ist in 397 Wahlkreise eingeteilt; auf 100.000

A. Deutsches Staatsrecht.

> Reglementzur Ausführung
des Wahlgesetzesfür den

Reichstagdes Norddeutschen

Bundes vom 31. Mai 1869.
(Bundesgesetzbl.S. 145.).Vom

28. Mai 1870.(Nr.500. Bundes-

Gesetzbl. 1870,Nr. 17, S. 275 ff)
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sollte (1869) ein Abgeordneter kommen, weil damals

die Bevölkerung noch ziemlich gleichmäßig verteilt

war — heute ist das nicht mehr so.

d) Geheim. Der Wähler schreibt den Namen seines

Kandidaten auf einen weilsen Zettel (9 x 12 cm groß),
steckt ihn in einem besonderen Raum unbeobachtet

in einen undurchsichtigen Briefumschlagund gibt ihn

dem Wahlvorstand; dieser legt ihn ungeöffnet in die

Wahlurne (90 x 35).

26. Geschäftsordnung im Reichstag.

Der Reichstag wählt nach der Eröffnung durch den

Kaiser aus seiner Mitte seinen Präsidenten und Vorstand

und ordnet seinen Geschäftsgang.

Der Präsident leitet die Sitzungen, erteilt das Wort,
ruft zur Ordnung, entzieht das Wort und schließt von der

Sitzung aus.

26.1. _ Lesung.

Über jedesGesetz finden — um nicht übereilt zu handeln
— drei Lesungen statt. Vorgehen:

(1) Bei der ersten Lesung findet nur allgemeine
Erörterung - keine Abstimmung- statt.

(2) Bei der zweiten Lesung wird der ganze Entwurf

im einzelnen durchberaten und dann über die

einzelnen Paragraphen abgestimmt. Vorher

haben meist die Kommissionen, die die Haupt-
arbeit leisten, den Entwurf durchberaten und

abgeändert.

(3) Bei der dritten Lesung findet eine Debatte und im

Anschluss die Abstimmung statt.

Seite 78 | Geschäftsordnung im Reichstag.



26.2. Beschlußfassung.

Die Beschlüsse sollen nach absoluter Mehrheit gefaßt
werden. Vorgehen:

a) Beschlufßfähigkeit.Der Reichstag ist bei Anwesenheit

von 199 Mitgliedern beschlußfähig.

b) Die Abstimmung erfolgt durch Aufstehen oder Sitzen-

bleiben.

c) Ist dieses Abstimmungsverfahren nicht eindeutig, so

verlassen die Mitglieder den Saal und kehren durch

zwei gegenüberliegende Türen zurück, wobei sie

gezähltwerden („Hammelsprung‘).

d) Auf Antrag von 5o Mitgliedern erfolgt eine nament-

liche Abstimmung durch Abstimmkarten.

27. Die Reichsfinanzen.

Wie in jedem geordnetenStaate sind auch im Deutschen

Reich die Einnahmen und Ausgaben für jedes Jahr im

voraus zu veranschlagen und auf den Reichshaushalt

zu bringen. Dieser Voranschlag mufs vor Beginn des

Rechnungsjahresauf dem Wege der Gesetzgebungdurch

übereinstimmende Beschlüsse des Bundesrates und Reichs-

tages alljährlich, also auf eine einjährige Dauer festgestellt
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7
Wie werden

Beschlüsse gefafst?

SF
Wann ist der Reichstag
beschlufsfähig?
5

Wie erfolgt die Abstimmung
im Reichstag?
.

Was ist unter dem

„Hammelsprung“
zu verstehen?

= RV, Art. 69-73(Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, S. 63ff)

-> Reichskontrollgesetz
(Nr. 3739. Reichs-Gesetzbl.

1910, Nr. 16, S. 521 ff)
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werden. Das Rechnungsjahr,das bis 1877 mit dem Kalen-

derjahr zusammenfiel, läuft seitdem wie in Preußen vom

or. April bis 31. März.

Bei Aufstellung des Haushalts sind zunächst die

Ausgaben zu ermitteln; dann werden die zu ihrer

Deckung erforderlichen Einnahmen festgestellt. Dabei

gelangenin erster Reihe die eigenen Einnahmen, welche,
wie wir gesehenhaben, das Reich besitzt, zum Ansatz.

Zur Bestreitung der gemeinschaftlichen Ausgaben des

Reiches dienen daher zunächst, wie Art. 70 vorsieht, die

Einnahmen aus Zöllen und gemeinsamen Steuern, aus den

Reichsbahnen, Post- und Telegraphie,sowie den übrigen
Reichsverwaltungszweigen(bes. Reichsbank und Prägung
der Reichsmünzen). Dazu treten die „reichseigenen“
Einnahmen, welche besonders dem Wechselstempel,
den Reichsstempelabgabenund der Erbschaftssteuer

entstammen.

Soweit alle diese reichseigenen Einnahmen nicht

ausreichen, haben die Bundesstaaten durch Bundesbei-

träge nachzuhelfen, um durch diese aushilfliche (subsi-
diäre) Einnahmequelle das Gleichgewicht im Reichs-

haushalt herzustellen: Eigentlich kann daher im Reich ein

Fehlbetrag(Defizit) niemals eintreten.

Die Bundesbeiträgeheißen Matrikularbeiträge nach der

ehemaligenDeutschen Reichsmatrikel, einer Urkunde, in

welcher alle Stände des alten Deutschen Reichs und ihrer

Zuschüsse zu den Reichsanstalten verzeichnet waren.

Diese Umlagenwechseln also jährlich in ihrer Höhe. Die

Unterverteilung des erforderlichen Gesamtbetragesauf

die einzelnen Bundesstaaten erfolgt nach ihrer Bevölke-

rungszahl.



Über die Prüfung der Reichsrechnung fehlt eine

gesetzliche Bestimmung, wie solche für Preußen, die

Preußische Oberrechnungskammer in Potsdam unter

der Benennung Rechnungshof des Deutschen Reichs

durch Sondergesetzmit der Prüfung und Feststellungder

Haushalte des Reiches (einschließlich der Schutzgebiete
und der Reichsbank) und von Elsaß-Lothringenbeauf-

bisherige Übungbis auf weiteres bestätigt und zugleich
die Prüfung vereinfacht. Auch für die Schutzgebietewird

alljährlich ein eigener Haushalt ausgegeben.(Schubart)

27.1. Einnahmen des Deutschen Reichs.

Im Jahr ıgır.

27.1.1. Überschüsse aus Staatsbetrieb.

Millionen
Mark

a) Reichseisenbahn (Elsaß-Lothringen, 20

strategischwertvoll)

b) Post und Telegraphie(möglichstbillig) 30

27.1.2. Direkte Steuern.

Direkte Steuern sollte es im Reich

eigentlich nicht geben,es gibt daher auch Millionen
noch keine Reichssteuerzettel, aber Mark

a) Die Erbschaftssteuer rechnet 40
man gewöhnlichdazu.

Seit 1913:

b) Mehrbeitrag (trifft nur die Vermögenden).

c) Besitzsteuer (trifft nur die Vermögenden).

A. Deutsches Staatsrecht.

si LV Preußen,Art. 104

(Nr. 3212, Preuß.-Gesetzsamml.
1850,Nr. 3, S. 17 ff)

= RV Art.73 (Nr.

628, Reich-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, S. 63ff)
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Indirekte Steuern.

(Hauseinnahmen des Reiches)

nämlich: 1400

ı. Stempelsteuern:Wechsel, Karten 250

2. Zölle (seit 1879 durch Bismarck): 600

Getreide, Eisen usw.

3. Verbrauchssteuern: Salz, Tabak, 55
Branntwein, Bier, Schaumwein, Zucker,
Leuchtmittel, Zündwaren, Kali.

In fünf Schritten zur Wahrheit.
seit über 100 Jahren wird die Wahrheit verschleiert. Um

diesen Schaden zu heilen, bedarf es Wissens. Wissen über

die Wahrheit, die mit Quellen belegt ist. Genau das bieten

die Orientierungsstufen.

ewiger.org/orientierung



27.1.3. Anleihen.

Anleihen

27.1.4. Matrikularbeiträge.

= Einzelbeiträgeder Bundesstaaten (da
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B. Innere Verwaltung. Deutsches Verwaltungsrecht.

B. Innere Verwaltung.
Deutsches

Verwaltungsrecht.

28. Die Gemeinde. Gemeindewesen.

28.1. Geschichtliches.

Als die Bevölkerung Deutschlands an Zahl zunahm,
mufste eine gemeinsame Regelungder Feldbestellungund

des Weidelandes erfolgen.Dadurch bildeten sich Gemein-

schaften aus, die als Dorfgemeinde bezeichnet wurden.

Aus ihnen sind allmählich, besonders durch Verleihung
des Rechtes, Märkte abzuhalten, die Städte entstanden.

Jahrhundertelang gehörte das Obereigentum an Grund

und Boden der Stadt einem Stadtherrn, der vom 13.

Jahrhundert an mit einem Rat das Stadtregiment teilen

mußte und von diesem später in den bedeutenderen

Städten ganz verdrängt wurde. Derartige Städte erkannten

keine Macht über sich außer dem Reiche an, sie wurden

zu Freien Reichsstädten. Als solche bestehen heute noch

Hamburg, Lübeck und Bremen. Alte Patriziergeschlechter
und die Zünfte führten in ihnen eine unumschränkte

Herrschaft. Erst nach dem 30-jährigen Kriege wurde die

Macht der Städte gebrochen, ihre Selbstverwaltung bis

auf geringe Rechte beseitigt. 1808 erhielten sie in Preußen

durch die Städteordnung einen Teil der Selbstverwal-

tungsrechtezurück und am 30. Mai 1853 wurde zunächst

für die sechs östlichen Provinzen eine Neuregelung der

Städteordnung erlassen, die noch heute zurecht besteht.

Für die übrigen Preußischen Provinzen erfolgte 1856und

1858 eine ähnliche Regelung.

Die Landgemeinden standen von jeher unter der

Herrschaft eines Grundherrn und hatten nur geringe
Selbstverwaltungsrechte.Für sie war die Einführung des
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Grundsatzes der Freizügigkeit von größter Bedeutung.
Der Grundherr, der gewöhnlich Gemeindevorsteher war,

wurde mehr und mehr zu einem Staatsbeamten. Eine allge-
meine Regelungdes Gemeindewesens erfolgte in Preußen

die sieben östlichen Provinzen. In den übrigen Deutschen

Staaten wurde vielfach kein grundsätzlicher Unterschied

zwischen Stadt- und Landgemeindegemacht.(Eckardt et

al.)

28.2. Die Gemeinde als

Selbstverwaltungskörper.

Die Kaufleute eines bestimmten Bezirkes lassen ihre

gemeinsamen Interessen durch die Handelskammer

vertreten, deren Mitglieder sie aus ihrer Mitte wählen und

deren Geschäfte durch die von den Mitgliedern bestellten

Beamten durchgeführt werden. Eine solche Einrichtung
wird als Selbstverwaltungskörperbezeichnet; sie tritt uns

auch in der Gemeinde entgegen. Das Recht der Beteiligung
ist bei beiden Körperschaften an bestimmte Vorausset-

zungen geknüpft.

Unter Gemeinden versteht man die kleinsten politi-
schen Gemeinwesen, denen die Verwirklichung politi-
scher Aufgaben in örtlicher Begrenzung auf Grund der

Staatsgesetze und unter Staatsaufsicht obliegt. Jeder
Einwohner des Stadtbezirks gehört zur Stadtgemeinde,ist

zur Benutzung der Gemeindeanstalten berechtigt und zur

Teilnahme an den Gemeindelasten verpflichtet.

Der Magistrat ist die Obrigkeit der Stadt und verwaltet

Bürgermeistern und einer Anzahl von Stadträten (Beige-
ordnete), die in größeren Orten teilweise besoldet, im

Stadtverordneten.

Bei den Landgemeindenübt der Gemeindevorsteher

(Schulze, Bürgermeister) die Befugnisse des Magis-

> Landgemeindeordnung
(Nr. 9468,Preußische-Gesetz-
Samml. 1891,Nr. 23, S. 233 ff)

Was versteht man unter

&

einer Gemeinde?

> Städte-Ordnungfür
die PreußischeMonarchie.

Titel VII, $$ 84ff (Nr.1281,

Preußische-Gesetz-Samnl.
1831,Nr. 3, S. ı0 ff)

Was ist ein Magistrat?

s

> Städte-Ordnungfür
die PreußischeMonarchie.

Titel VII, $$ 90 ff (Nr.1281,

Preußische-Gesetz-Samml.
1831,Nr. 3, S. ı0 ff)
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8

Y Ihre Behandlungerfolgt
am zweckmäßigstenanhand

eines Haushaltsplans
des Heimatortes.

ir Städte-Ordnungfür
die PreußischeMonarchie.

Titel VII, 88 90 ff (Nr.1281,

Preußische-Gesetz-Samnl.
1831,Nr. 3, S. 10 ff)

> Städte-Ordnungfür
die PreußischeMonarchie.

Titel V, $$ 28 ff (Nr. 1281,

Preußische-Gesetz-Samnl.
1831,Nr. 3, S. 10 ff)

Was ist in diesem

Zusammenhangunter

„Voranschlag“zu verstehen?

trats aus. An die Stelle der Gemeindevertretung tritt in

Preußen und einigen anderen Staaten bei kleineren Orten

die Gemeindeversammlung.(Eckardt et al.)

28.3. Aufgaben der Gemeinde.

(1) Einnahmen und Ausgaben.

Sie regelt ihre Einnahmen und Ausgaben(Finanzen) und

ihre Verwaltung (Kirche und Schule, Beamtenanstellung,
Unterhaltung der Straßen usw.) und erläßt die dazu

nötigen Rechtsordnungen(Statuten), die zum großenTeil

von der vorgesetzten Behörde (Bezirksausschuß) zu geneh-
migen sind.

(2) Erweiterte Tätigkeiten.

Daneben kann sie freiwillig ihre Tätigkeit erweitern, z.

B. durch Errichtung und Betrieb von Gasanstalten, Elekt-

rizitätswerken, Schlachthöfen, Badeanstalten, Sparkassen
usw.

(3) Aufgaben im Auftrage des Staates.

Endlich hat sie eine Reihe von Aufgaben im Auftrag
des Staates zu erfüllen; hierher gehören die Verwaltung
der Ortspolizei, des Armenwesens, der Standesregister,
die Veranlagungund Eintreibung der Staatssteuern usw.

(Eckardt et al.)

28.4. Das Gemeindefinanzwesen.

Die öffentlichen Körperschaften besitzen zwar ein

gewisses Vermögen, jedoch ist ihre Tätigkeit nicht auf

eine Vermehrung desselben gerichtet. Sie können daher

im voraus übersehen, welche Kosten zur Erfüllung der

Aufgaben nötig sein werden und die auch von ihnen
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jährlich aufzustellende Bilanz stimmt in der Regel mit

dem Voranschlagüberein.

Ausgaben erforderlich, die von den Gemeindeangehö-
rigen aufzubringensind. Alljährlich wird ein Voranschlag
der Ausgabenund Einnahmen (Etat) aufgestelltund der

in solche, zu denen die Gemeinde verpflichtet ist, z. B.

Beamtengehälter,Armenpflege, Unterhaltung der Volks-

schulen, Polizeiwesen, und in solche, die sie freiwillig
übernimmt, wie Zuschüsse zu höheren Lehranstalten,
Straßsenbeleuchtung,Pflasterung, Anlage und Unter-

haltung von Promenaden, Krankenhäusern, Theatern

usw.

Da die Einrichtungen und Anstalten der Gemeinden

mehr oder minder allen Angehörigen derselben zugute-
kommen und ihnen vielfach große Annehmlichkeiten

bieten, so haben sie auch alle nach Maßgabe ihrer

Leistungsfähigkeitzu den nötigen Einnahmen beizutragen.
Teilweise werden diese allerdingsdurch gewinnbringende
Anlagen der Gemeinde (Feld- und Waldbesitz, Gas- und

Elektrizitätswerke usw.) gedeckt,jedoch reichen derartige
Einkünfte nur noch bei wenigen kleinen Gemeinden zur

Deckung der Ausgaben aus. Die weiter erforderlichen

aufgebracht.(Eckardt et al.)

28.5. Das Armenwesen.

Ein erheblicher Teil der Gemeindeabgabenentfällt auf

die öffentliche Armenpflege (1/15- 1/10). Die Armenfür-

sorge der christlichen Kirche war und ist zum Teil heute

noch vorbildlich für die öffentliche Pflege des Armen-

wesens. Die heutige Regelung beruht auf dem Unter-

stützungswohnsitzgesetzvom 30. Mai 1908, das für alle

Bundesstaaten mit Ausnahme von Bayern gilt. Danach

hat der Ortsarmenverband (Gemeinde) die Armenunter-

> Kommunalabgabengesetz
vom 14. Juli 1893.$1. (Nr.

9629,Preußische-Gesetz-
Samml. 1893,Nr. 2ı, 5. 152 ff)

-> Kommunalabgabengesetz
vom 14. Juli 1893.$77. (Nr.

9629,Preußische-Gesetz-
Samml. 1893,Nr. 2ı, S. 152 ff)

zn Kommunalabgabengesetz
vom 14. Juli 1893.$2. (Nr.

9629,Preußische-Gesetz-
Samml. 1893,Nr. 2ı, 5. 152 ff)

Was regelt das

>

Unterstützungs-
wohnsitzgesetz?
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> UnterstützungWohnsitzG.
$10 (Nr. 3495. Reichs-Gesetzbl.

1908, Nr. 35, 5. 380ff)

ir 84 (Nr. 3495. Reichs-

Gesetzbl. 1908, Nr. 35, 5. 380ff)

> Gesetz über die Polizei-

Verwaltungvom 11. März 1850.
$1 (Nr. 3256,Preußische-Gesetz-

Samml. 1850,Nr. 18, S. 265ff)

-> Kreisordnungvom 13.
Dezember 1872.$ 65.(Nr.

8080, Preußische-Gesetz-
Samml. 1872,Nr. 41, S. 661 ff)

-> AllgemeinesPreußisches
Landrecht von 1794,

Teil II, Titel 17, $ ı0.

> Polizei- Verwaltungsgesetz
$6 (Nr. 3256,Preußische-Gesetz-

Samml. 1850,Nr. 18, S. 265ff)

2
Was sind die Aufgaben

der Ortspolizei?

stützung zu gewähren,in welchem der Betreffende, soweit

er über 16 Jahre alt ist, seit einem Jahre seinen Aufenthalt

Regierung unterstützt. In Bayern entsteht durch längeren
Wohnsitz in einer Gemeinde keine Armenunterstützungs-
pflicht der Landarmen, sondern jeder Unterstützungsbe-
dürftige ist von der Gemeinde zu unterstützen, in der er

das Heimatsrecht besitzt. (Eckardt et al.)

28.6. Polizeiwesen.

Die Ausübung der Ortspolizei erfolgt durch die

Die Polizeibeamten haben demnach den Anordnungen
der vorgesetzten Staatsbeamten Folge zu leisten; in einer

Reihe von Großstädten ist das Polizeiwesen unmittelbar

vom Staat geregelt (Schutzmannschaft unter einem

Polizeipräsidenten). Auf dem platten Lande werden

mehrere kleine Gemeinden zu Amtsbezirken vereinigt, in

denen ein Amtsvorsteher die Polizeigewalt ausübt. Ihm

steht auch die Gendarmerie zur Verfügung,die auf dem

Man versteht unter Polizei die staatliche Tätigkeit
zur Abwehr von Störungen der öffentlichen Ordnung

AufgabenderOrtspolizeisindbesonders:

a) Schutz der Person und des Eigentums,

b) Paß- und Meldewesen,

c) Regelungdes öffentlichen Verkehrs,

d) Regelungdes Markt- und Nahrungsmittelverkehrs,

e) Überwachungder Vereine und Versammlungen,gemäß
dem Reichsvereinsgesetzvom 19. April 1908,
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f) Überwachung der Schank- und Saftwirtschaften;
hierher gehört auch die Festsetzung der Polizei-

stunden,

g) Sorge für Leben und Gesundheit (Sanitäts- und

Gesundheitspolizei,Desinfektion usw.),

h) Regelungdes Bau- und Feuerwesens,

i) Schutz der Felder, Wälder usw.

Polizeiliche Befugnisse sind zum Teil besonderen

Beamten wie z.B. Forstbeamten und Feldhütern übertragen.
Ferner steht die Polizei im Dienste der Staatsanwaltschaft

und der Gerichte (Kriminalpolizei). Sie überwacht das

Prefswesen und leistet Hilfe in Notfällen. Ein Eindringen

(Eckardt et al.)

29. Kirche und Schule.

29.1. Kirchenwesen.

Im engen Zusammenhangmit dem Gemeindewesen

steht die Verwaltung der Kirchen und Schulen. Zur Zeit

der Reformation waren die Bürger vielfach gezwungen,
die Religion ihres Landesherrn anzunehmen. Nach der

leistet und die Stellung als Staatsbürgerunabhängig
vom Glaubensbekenntnis. Indes ist der Staat nach wie

vor oberster Schirmherr der Kirche: Er zahlt erhebliche

Religionsunterrichterteilenund bestraft jede öffentliche

Gotteslästerungund Beschimpfungder Kirche und ihrer

-> LV Preußen,Art. 6.

(Nr. 3212, Preußische-Gesetz-
Samml. 1850,Nr. 3, S. 17 ff)

sis LV Preußen,Art.ız

(Nr. 3212, Preußische-Gesetz-
Samml. 1850,Nr. 3, S. 17 ff)

as RV, Art.24 (Nr.

628, Reichs-Geserzbl.

1871,Nr. 16, S. 63ff)

= StGB $$166/7(Nr.

1123. Reichs-Geserzbl.

1876,Nr. 6, S. 39 ff)
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> LV Preußen,Art.25
(Nr. 3212, Preußische-Gesetz-

Samml. 1850,Nr. 3, 5. 17 ff)

F Analphabeten.
Von 10.000 Rekruten waren

des Schreibens unkundig: in

Deutschland 2, in Schweden

8, in Frankreich (mit

Algerien) 470, in Italien

3290, in Rußland 7930.
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29.2. Schulwesen.

Das Schulwesen ist heute in ganz Deutschland in den

Grundzügen einheitlich geregelt.Preußen war einer der

ersten Staaten, der den öffentlichen Schulzwangeinführte

(1717).Ganz besondere Sorgfalt wurde bereits 1808 dem

in erster Linie die Gemeinde zu tragen, da der Unter-

richt unentgeltlich ist. Die anzustellenden Lehrer müssen

die nötige sittliche, wissenschaftliche und technische

Befähigungnachweisen und stehen, wie überhaupt alle

Unterrichtsanstalten (öffentliche und private), unter der

Aufsicht des Staates. Wer die Volksschule während der

gesetzlichvorgeschriebenenZeit nicht besucht, muß einen

anderweitigen Unterricht erhalten, der mindestens das

Ziel der Volksschulen erreicht. Wie hoch die Deutsche

Volksbildung über allen anderen Staaten am Eingang des

20. Jahrhunderts stand, zeigen internationale Vergleiche
der Analphabetenquote.

Im übrigen ist die Wissenschaft und ihre Lehre frei, was

am deutlichsten in dem Unterricht an den Hochschulen

(Universitäten, Technische- und Handelshochschulen

usw.) hervortritt. Der Vorbereitung zum Hochschul-

studium dienen die höheren Lehranstalten (Gymnasium,
Realgymnasium,Oberrealschule), die teils staatlich, teils

städtisch sind, und in denen der Unterricht von wissen-

schaftlich gebildeten Lehrkräften (Oberlehrer) erteilt

wird. Daneben gibt es noch eine Reihe anderer Lehran-

stalten, unter denen die Fach- und Fortbildungsschulen
für den jungen Kaufmann von besonderer Bedeutung
sind. Hier wird ihm Gelegenheit geboten, die Schul-

kenntnisse zu erweitern und die für seinen Beruf nötigen
allgemeinenFachkenntnisse zu erlangen.Der Zwang zum

Besuch der Fortbildungsschule ist vielfach bereits durch

Landes- und Reichsrecht geregelt, teilweise jedoch noch

den Gemeinden überlassen.
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29.3. Sonstige Sorge für Kultur.

Zur weiteren Förderung der Kultur haben Staat und ,‚/
Gemeinde eine Reihe von wissenschaftlichen Anstalten, Wie wird die Kultur

Bibliocheken, Lesehallen und Volksvorträgen einge- gefördert?
richtet. Ebenso dienen Museen und Ausstellungen, die

vielfach für jedermann frei sind, dem Bildungsbedürfnis.
Die Zuschüsse der Städte zu den Theatern verfolgen den

gleichenZweck. Die Pflegedes Körpers wird durch Spiel-
und Turnvereine, Wanderherbergenusw. unterstützt.

30. Die mittleren Verwaltungsbezirke.

In einem Geschäft geringen Umfangeskann der Chef

seine Angestellten ohne Schwierigkeit selbst beaufsich-

tigen. Mit der zunehmenden Größe des Geschäfts zeigt
sich dagegenimmer mehr die Notwendigkeit, Zwischen-

glieder (Prokuristen, Abteilungsvorsteher, Filialleiter)
anzustellen, die über die unteren Angestelltendie Aufsicht

ausüben. Eine ähnliche Erscheinungfinden wir auch bei

den Deutschen Bundesstaaten. (Eckardt et al.)

30.1. _ Allgemeine Organisation.

Die Gliederung der einzelnen Staaten ist je nach ihrer

Größe verschieden.

Die unterste Stufe bilden überall die Gemeinden; sie

haben stets eine Organisation als Kommunalverbände.

Zwischen ihnen und dem Staate bestehen Abteilungen,
welche unter der Bezeichnung:Kreise, Bezirke, Provinzen

vorkommen und teils den Charakter bloßer Staatsbezirke,
teils den von Kommunalverbänden besitzen. Die Kommu-

nalverbände stehen unter der unbeschränkten Herrschaft

des Staates. Ihre Verfassungberuht in allen wesentlichen

Punkten auf staatlichen Gesetzen. Nur die Regelungunter-

geordneterFragen ist ihrer eigenen Autonomie überlassen.

Sie besitzen Verwaltungsfunktionen,deren Ausübungsich

Die mittleren Verwaltungsbezirke. | Seite 91
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Welche Stellung nimmt der

jeweilige Bundesfürst ein?
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aber nach den Gesetzen des Staates zu richten hat. Den

Staaten stehen über die Kommunalverbände weitgehende
Aufsichtsrechte zu. Die Gliederung Elsaß-Lothringensist

analogder der Einzelstaaten. (Meyer)

31. Die Bundesstaaten.

31.1. Der Bundesfürst.

„An der Spitze eines jeden Staates steht in Deutschland
— mit Ausnahme der drei Hansastädte — der Bundesfürst,
ein Monarch, der den Titel König, Großherzog oder Fürst

führt. Ihm steht grundsätzlich alle Macht im Staate zu,

soweit er sie nicht selbst durch die Verfassungabgetreten
hat. Die Minister und Staatsbeamten werden von ihm

angestellt, in Bayern teilweise auch in Württemberg und

Sachsen führt er in Friedenszeiten den Oberbefehl über

das Heer, er erläßt die gemeinsam mit dem Landtage
beschlossenen Gesetze, übt das Begnadigungsrechtaus,

verleiht Titel und Orden, beruft und vertagt den Landtag
und löst ihn auf. Seine Person ist unverletzlich, d. h. er ist

für keine seiner Handlungenverantwortlich; daher müssen

seine Regierungsaktevon einem Minister gegengezeichnet
werden, der dadurch die Verantwortung dafür übernimmt.

Angriffe auf den Bundesfürsten in Wort, Schrift und der

Tat werden besonders streng bestraft. [...]

Die Freien Städte sind Republiken; an ihrer Spitze
stehen der Senat und die Bürgerschaft.Die Senatsmit-

glieder werden auf Lebenszeit gewählt und können ihrer

Stellung nach mit dem Magistrat der Städte verglichen
werden, während die Bürgerschaftaus Wahlen der Bevöl-

kerung hervorgeht und den Stadtverordneten in vielen

Beziehungenähnelt.“ (Eckardt et al. 1912, S. 15.)

31.2. Der Landtag.

Wie bei einer Aktiengesellschaftneben dem Vorstand

ein Aufsichtsrat vorhanden ist, der bei wichtigen Entschei-
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dungen mitzuwirken hat und die Tätigkeit der Leitung
kontrolliert, so ist auch in allen Deutschen Bundesstaaten

ein Staatsorgan vorhanden, das bei der Gesetzgebung
und Verwaltung des Landes mitwirkt — der Landtag. Er

besteht in Preußen, Bayern, Württemberg, Sachsen, Baden

und Hessen aus zwei, in den übrigen Staaten aus einer

Kammer.

31.2.1. Die erste Kammer.

Die erste Kammer ist in erster Linie aus den Landes-

herren der früheren Jahrhunderte hervorgegangen,daher

sind hauptsächlichder Adel und Großgrundbesitz,sowie

hohe Beamte und Bürgermeister der großen Städte in

ihr vertreten. Soweit die Betreffenden nicht durch ihre

Abstammung oder ihr Amt Anrecht auf Sitz in der ersten

Kammer haben, werden sie in der Regelvom Landesherrn

auf Lebenszeit berufen.

31.2.2. Die zweite Kammer.

Die eigentlicheVolksvertretung ist die zweite Kammer,
in Staaten mit nur einer Kammer gleicht diese in der

Hauptsache den zweiten Kammern. Die Abgeordneten
dieser Kammer gehen aus Wahlen hervor, die in den

einzelnen Staaten verschieden geregelt sind. (Eckardt et

al.)

31.2.3. Aufgabe des Landtags.

Die Hauptaufgabedes Landtags ist die Beratung von

Gesetzentwürfen, die ihm von der Regierung vorgelegt
werden. Die Kammern haben auch selbst das Recht, Geset-

zesentwürfe vorzulegen. Die Einnahmen und Ausgaben
des Landes müssen in Form eines Gesetzes (Etatgesetz)
von den Kammern genehmigtwerden. Ferner können die

Kammern von den Ministern Auskunft über Beschwerden

usw. verlangen (Interpellationen) und selbst Untersu-

chungskommissioneneinsetzen.

7
Welche Aufgabenhat der

Landtag als Staatsorgan in

den meisten Bundesstaaten?
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Die Abgeordnetenkönnen wegen ihrer Abstimmungen
und Meinungen nicht zur Rechenschaft gezogen werden

und genießenwährend der Sitzungsperioden erhöhten

strafrechtlichen Schutz. Für die Dauer der Perioden

erhalten sie teilweise Tagegelder.(Eckardt et al.)

31.3. Die obersten Staatsbehörden.

In den Bundesstaaten steht an der Spitze der Staatsver-

waltung unter dem Bundesfürsten ein Ministerium, das in

den größerenStaaten in der Regel unter fünf Ministern

verteilt ist (Finanzen, Justiz, auswärtige Angelegenheiten,
Kriegsangelegenheitenund Inneres). Je kleiner der Staat

ist, desto einfacher und übersichtlicher gestaltet sich

seine Verwaltung. Die Minister werden vom Bundes-

fürsten berufen und können von ihm jederzeit entlassen

werden. Da sie mitunterzeichnen, sowie für ihre eigenen
Handlungen auch den Kammern gegenüber jeder
persönlichverantwortlich sind, haben sie jederzeit Zutritt

zu denselben und müssen auf ihr Verlangengehörtwerden.

Der Ministerpräsident leitet die gemeinsamen Sitzungen
der Minister. (Eckardt et al.)

31.4. Das Beamtenrecht.

Alle übrigen Behörden und Beamten des Staates sind

den Ministern unterstellt und haben deren Anweisungen
Folge zu leisten. Daneben gibt es noch eine Reihe von

Beamten, die von Gemeinden oder sonstigen Verbänden

angestellt und als mittelbare Staatsbeamte bezeichnet

werden (Bürgermeister). Man versteht unter Beamten

diejenigenPersonen, die einem politischen Gemeinwesen

(Reich, Staat, Kommunalverband) infolge besonderer

Anstellung dauernde Dienste zu leisten haben. Während

die Beamten im allgemeinen ihren Vorgesetzten zum

dienstlichen Gehorsam verpflichtet sind, üben die Richter

ihr Amt völlig frei, allein nach Maßgabeder Gesetze aus;

sie können nur durch Richterspruch ihres Amtes enthoben

oder versetzt werden.
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Die Anstellung der Beamten erfolgt durch den Bundes-

fürsten oder eine Behörde in der Regel auf Lebenszeit,
nachdem die höheren Beamten die wissenschaftliche

Befähigung zur Ausübung ihres Berufes durch entspre-
chende Vorbildung und Examen nachgewiesenhaben.

(Eckardt et al.)

31.5. Das Finanzwesen im Bundesstaat.

Die Haupteinnahmen der Bundesstaaten fließen aus

den direkten Steuern, besonders aus der fast überall

eingeführten allgemeinen Einkommensteuer. Zumeist

ist die Einrichtung getroffen, dafs jeder Steuerpflichtige
sein Einkommen selbst anzugebenhat (Deklaration). Auf

Grund dieser Selbsteinschätzungbestimmt eine besondere

Kommission die Höhe der Steuerklasse. — Je höher die

Steuerklasse, ein desto größerer Prozentsatz wird als

Steuer erhoben (progressiveBesteuerung).

Da das Reich die Verwaltung der einzelnen Regierungs-
zweige (Zoll, Gericht, usw.) den Einzelstaaten überlassen

hat, bilden die Beamtengehälterund die Ausgaben für

Schule und Kirche in der Regelden größten Posten unter

den Ausgaben.

In den Bundesstaaten muß, wie bei der Gemeinde, der

Etat in der Regel vom Landtag genehmigt werden. Die

Aufstellung des Etats erfolgt in der Regel immer auf ein

Jahr im voraus. (Eckardt et al.)

32. Das Verhältnis des Reichs zu den
Einzelstaaten.

Die Staatsgewaltdes Reiches, die Reichsgewalt,wird nur

innerhalb eines von ihr selbst durch die Reichsverfassung
begrenzten Wirkungskreises tätig. Sie beherrscht nicht

nur die Staaten, sondern, in unmittelbarer Wirksamkeit,
auch die einzelnen Reichsangehörigen,das Volk. Das Reich

besitzt Verwaltungsbefugnissenicht bloß in auswärtigen,

‚7
Aus welcher fast

überall eingeführten
Steuer bestehen die

Haupteinnahmender

Bundesstaaten?

‚7
Wer muß in der Regelden

Etat der Bundesstaaten

genehmigen?

2
Warum ist die Reichsgewalt
die einzig souveräne

Gewalt in Deutschland?
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?>

Welche Angelegenheiten
unterliegen der

Gesetzgebungund

Beaufsichtigungdes Reichs?

sondern auch in inneren Angelegenheiten.Seine Gesetze

verpflichten alle, die sie angehen,durch Publikation von

Reichs wegen. Außer den Herrschaftsrechten über die

Untertanen stehen dem Reich aber auch Hoheitsrechte

über die Einzelstaaten zu, denen bestimmte Pflichten der

letzteren gegenüberdem Reiche entsprechen.Das Reich

hat die Befugnis,die Kompetenzverteilungzwischen sich

und den Einzelstaaten zu regulieren;es kann insbesondere

den letzteren Hoheitsrechte, sofern dieselben nicht den

Charakter sogenannter Sonderrechte besitzen, durch einen

Akt seiner Gesetzgebungentziehen. Die Reichsgewaltist

daher die einzig souveräne Gewalt in Deutschland.

Angelegenheiten,welche der Gesetzgebungund Beauf-

sichtigung des Reiches unterliegen,sind:

a) Die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimats-

und Niederlassungsverhältnisse, Staatsbürgerrecht,
Pafßwesen und Fremdenpolizei und über den Gewer-

bebetrieb einschließlich des Versicherungswesens,
desgleichenüber die Kolonisation und Auswanderung
nach außerdeutschen Ländern;

b) die Verhältnisse des Handels, das Zollwesen und die für

die Zwecke des Reiches zu verwendenden Steuern;

c) die Ordnung des Maß-, Münz- und Gewichtssystems
nebst Feststellungder Grundsätze über die Emission

von fundiertem und unfundiertem Papiergeld;

d) die allgemeinenBestimmungen über das Bankwesen;

e) die Erfindungspatente;

f) der Schutz des geistigen Eigentums;

g) die Organisation eines gemeinsamen Schutzes des

Deutschen Handels im Auslande, der Deutschen
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Schiffahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung
gemeinsamer konsularischer Vertretung, welche vom

Reich ausgestattet wird;

h) das Eisenbahnwesen und die Herstellung von Land- und

Wasserstraßen im Interesse der Landesverteidigung
und des allgemeinenVerkehrs;

i) der Flößerei- und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren

Staaten gemeinsamen Wasserstraßen und der Zustand

der letzteren, sowie die Fluß- und sonstigen Wasser-

zölle, desgleichendie Seeschiffahrtszeichen (Leucht-
feuer, Tonnen, Baken und sonstige Tagesmarken;

j) das Post- und Telegraphenwesen;

k) Bestimmungen über die wechselseitigeVollstreckung
von Erkenntnissen in Zivilsachen und Erledigung von

Requisitionen überhaupt,

l) sowie über die Beglaubigung von öffentlichen

Urkunden:

m) das gesamte bürgerliche Recht, das Strafrecht und das

gerichtliche Verfahren;

n) das Militärwesen des Reiches und die Kriegsmarine;

o) Mafßregelnder Medizinal- und Veterinärpolizei;

p) die Bestimmungen über die Presse und das Vereins-

wesen.

Das Reich läßt die Ausführung aller von ihm erlassenen

Gesetze nicht durch seine eigenen Organe übernehmen,
vielmehr liegt die Ausführung der Reichsgesetzeim allge-
meinen in den Händen der Einzelstaaten.
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2
Wie läßt sich der Charakter

der Glieder innerhalb des

Reichs beschreiben?

Welchen Status hat

das Reichsland Elsaß-

Lothringen, denn es ist

kein Bundesstaat?

Die Glieder des Reiches haben den Charakter von

Staaten. Ihre Gewalt ist nicht vom Reich abgeleitet,
sondern ruht auf eigenem Recht. Es ist ihnen eine Reihe

von Angelegenheiten(alle, welche dem Reich nicht durch

die Reichsverfassungübertragen sind) zur selbständigen
Regelung verblieben. Hinsichtlich dieser stehen ihnen

nicht bloß Verwaltungsbefugnisse,sondern auch gesetzge-
berische Funktionen zu. Die Einzelstaaten sind selbständig
in Bezug auf die Feststellungihrer Verfassung.Die Organe
der Einzelstaaten finden ihren Ursprung lediglich im

Einzelstaat; dem Reich steht auf die Bestellungderselben

keinerlei Einfluß zu. Die Einzelstaaten sind Subjekte des

Völkerrechts und im Besitze wenigstens eines Teiles der

völkerrechtlichen Hoheitsrechte (des Gesandtschafts-

rechts, des Vertragsschließungsrechts).Die Deutschen

Staaten sind den Anordnungen einer höheren Gewalt,
der Reichsgewalt,unterworfen, auch ihren Untertanen

gegenüberist ihre Herrschaft durch die Befugnissedieser

durchbrochen. Die Regelungder Kompetenzverhältnisse
steht nicht ihnen, sondern dem Reich, und zwar diesem

allein, zu.

Das Reichsland Elsaf-Lothringen ist kein Staat, sondern

ein vom Reich regiertes Gemeinwesen, das auch als

Provinz des Reiches bezeichnet wird. Es besitzt keine von

dem Reich unabhängigeStaatsgewalt,sondern die Staats-

gewalt über Elsaß-Lothringensteht dem Reich zu, somit

sind die „Landes“-Gesetze Reichsgesetze.Die Verwaltung
von Elsaß-Lothringenwird durch Reichsbeamte geführt.
Die Verfassungdes Reichslandes ist durch Reichsgesetze
geregelt.(Meyer)

33. Sonderrechte der einzelnen
Bundesstaaten.

Der Reichsgesetzgebungunterliegen alle Gesetze, die

einer einheitlichen Regelung bedürfen, so das gesamte
Verkehrs-, Rechts-, Militär-, Preß- und Vereinswesen.
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Einige Staaten haben sich gewisse Vorrechte ausbe-

dungen:

a) Sonderrechte in der Organisation.

b) Preußen hat das Präsidium des Bundes.

c) Preußen, Bayern, Württemberg, Sachsen bilden den

Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten.

d) Reservatrechte, das sind Befreiungenvon der Zustän-

digkeit des Reiches.

(1) Heer.

« Bayern steht nur im Kriege unter dem

Oberbefehl des Kaisers,

« Bayern, Sachsen und Württemberg haben

ein besonderes Kriegsministerium, alle

anderen Staaten unterstehen auf Grundlage
von Militärkonventionen dem Preußischen

Kriegsministerium.

(2) Post.

« Bayern und Württemberg haben eigene
Postverwaltung.

(3) Handel.

« Bayern, Württemberg, Baden haben

besondere Biersteuern.

- Hamburg und Bremen haben einen

Freihafen.

(Ehringhaus)
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2
Welche der obersten

Reichsbehörden kennst Du?

Seite 100 | Die Reichsbehörden.

34. Die Reichsbehörden.

„Reichsbehörden sind diejenigen Behörden, welche

Angelegenheitendes Reichs besorgenund ihre Befugnisse
von Organen des Reichs ableiten. Da das Reich nur auf

wenigen Gebieten eine eigene vollziehende Gewalt besitzt,
vielmehr regelmäßigdie Durchführung der Reichsgesetze
den einzelnen Staaten überläfßt und sich selbst lediglich
die Oberaufsicht über die Durchführung vorbehält, so

sind die Reichsbehörden zum größten Teil reine Zentral-

behörden. Nur für diejenigen Gegenstände,welche der

unmittelbaren Verwaltung des Reichs unterliegen (z. B.

für die Marine, Post und Telegraphie),besteht eine in die

einzelnen Teile des Reichs hineinverzweigte Behörden-

organisation mit Mittel- und Lokalbehörden. Übrigens
bedient sich das Reich auch für die Verwaltung seiner

eigenen Angelegenheiten mitunter einzelstaatlicher,
namentlich Preußischer Behörden. In einem solchen Falle

nehmen diese |...] den Charakter von Reichsbehörden an“

(Meyer 1919, S. 534.)

Der Reichskanzler ist Leiter der Reichsverwaltungund

Dienstvorgesetzter der Reichsbehörden. „Die Reichs-

behörden sind teils Verwaltungs-, teils Justizbehörden“
(Meyer 1919, S. 534.)

Dem Reichskanzler sind die Staatssekretäre, die

Verwalter der Reichsbehörden unterstellt. Sie sind seine

Vertreter als Reichsminister. Da die Staatssekretäre

verantwortlich sind, sind sie eigentlich dem Reichskanzler

untergeordneteMinister. (Ehringhaus)

Die dem Reichskanzler untergeordneten obersten

Reichsbehörden, deren Vorstände meist den Titel Staats-

sekretär führen sind folgende:

(1) Das Auswärtige Amt. Das Ministerium der auswär-

tigen Angelegenheiten Preußens fällt mit dem

Auswärtigen Amt des Reiches zusammen.



(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

(9)

(10)

(1)

(12)

(13)

(14)

B. Innere Verwaltung. Deutsches Verwaltungsrecht.

Seitdem die Auswärtigen AngelegenheitenSache

des Reiches sind, sind die bisherigen Geschäfte

des Preußischen Auswärtigen Amtes zum größten
Teil auf das „Auswärtige Amt des Reiches“ überge-
gangen; hierdurch hat das Preußische Ministerium

der Auswärtigen Angelegenheiten seine frühere

Bedeutung wesentlich eingebüßt und haupt-
sächlich diejenigen Geschäfte zu besorgen,welche

sich aus dem Verkehr mit den übrigen Deutschen

Staaten ergebenund deren Erledigung nicht einer

Reichsbehörde obliegt.

Das Reichsamt des Innern.

Reichswirtschaftsamt.

Das Reichsmarineamt.

Das Reichsjustizamt.

Das Reichsschatzamt.

Das Reichskolonialamt.

Das Reichseisenbahnamt.

Rechnungshofdes Deutschen Reichs.

Reichspostamt.

Kriegsernährungsamt.

Das Reichsamt für die Verwaltungder Reichseisen-

bahnen (in Elsaß-Lothringenund Luxemburg).

Reichsmilitärgericht.

Die Reichsbank.
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(15) Reichsversicherungsanstaltfür Angestellte.

(16) Reichsschuldenkommission.

(17) Reichsrayonkommission.

35. Die Ordnung des Rechtswesens.

35.1. Grundsätze des Rechtswesens.

Als erster ungeschriebener Grundsatz aller Rechts-

ordnung gilt die Macht des Staates, allgemeineRechts-

sätze anzuordnen, die von der Gesamtheit der Bewohner

zu befolgensind. Sache jedeseinzelnen ist es, sich Kenntnis

dieser Rechtssätze zu verschaffen; denn Unkenntnis der

Gesetze schützt nicht vor Strafe. Ein auf dem Wege der

Gesetzgebungerlassener Rechtssatz ist Gesetz im eigent-
lichen Sinne (formelles Gesetz), jedochsind auch die an die

Allgemeinheit gerichteten Anordnungen des Bundesrats,
der öffentlichen Behörden und Körperschaften (Verord-

nungen), soweit sie Rechtssätze enthalten, dem Inhalt

nach Gesetze.

Während Gesetze nur die allgemeinen Rechtsregeln
geben, haben die Gerichte die Aufgabe, sie auf den

einzelnen Fall anzuwenden. Ihre Tätigkeit, die Rechtspre-
chung, wird durch wissenschaftlich vorgebildete Beamte,
die Richter, nach bestimmten Regeln (Prozessordnung)
ausgeübt.Handelt es sich um einen Streit, an dem die

Allgemeinheit durch einen Verstoß gegen die Gesetze

(Strafgesetze)an Eigentum oder Person gefährdet ist, so

zieht der Staat durch seinen Vertreter, die Staatsanwalt-

schaft, den Täter zur Rechenschaft und bestraft ihn (Straf-

prozeß).Eine Mittelstellung zwischen Privat-, Straf- und

Verwaltungsrecht nimmt die Gewerbe-Ordnung ein.

(Eckardt et al.)
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35.2. Das Strafrecht.

Kurz nach der Gründung des Deutschen Reichs am

Is. Mai 1871 wurde das Strafgesetzbucheingeführt, das

den ersten Schritt zur Vereinheitlichung des Deutschen

Rechts darstellt. Es will durch die Androhung von Strafen

für Übertretungder gesetzlichenOrdnung die Menschen

von dem Vergehensolcher Straftaten abhalten, durch die

Strafe das Vergehensühnen und, wenn möglich, den Täter

zur Besserungveranlassen.

Je nach Schwere der Gesetzesverletzungund der darauf

ruhenden Strafe werden unterschieden:

a) Verbrechen, die mit dem Tode oder Zuchthaus bestraft

Mord, Einbruchsdiebstahl,werden (Hochverrat,
Brandstiftung, Meineid),

Gefängnis oder Geldstrafen von mehr als 150 Mark

bedroht sind (Diebstahl, Unterschlagung,Körperver-
letzung, Beleidigung, Gotteslästerung, fahrlässiger
Meineid).

Geldstrafen bis zu ı5so Mark bedroht sind (Störung der

öffentlichen Ruhe und Ordnung, Betteln, Tierquälerei,
falsche Namensführungusw.).

Neben den genannten Strafen kann auf Verlust der

sicht erkannt werden. (Eckardt et al.)

Bestraft wird nicht allein die vollbrachte Tat, sondern

freiem Willen gehandelthat, sich also nicht in Notwehr

befand oder durch Drohung gezwungen wurde und über

zwölf Jahre alt war. Im Alter von 12-18 Jahren ist die

Bestrafung nur unter gewissen Bedingungen zulässig.

Welche Wirkung sollte die

Einführung des Strafgesetz
buchs am ı5. Mai 1871,
kurz nach Gründung des

Deutschen Reichs, haben?

2
Welche Unterscheidungen
gibt es, je nach Schwere der

Gesetzesverletzungenund

der darauf ruhenden Strafe?

sis StGB $ı (Nr. 1123. Reichs-

Gesetzbl. 1876,Nr. 6, S. 39 ff)

ir StGB $360ff. (Nr.

1123. Reichs-Geserzbl.

1876,Nr. 6, 5. 39 ff)

> StGB $$32,38 (Nr.

1123. Reichs-Geserzbl.

1876,Nr. 6, S. 39 ff)

> StGB $43 (Nr. 1123. Reichs-

Gesetzbl. 1876,Nr. 6, S. 39 ff)

= StGB $5ı (Nr. 1123. Reichs-

Gesetzbl. 1876,Nr. 6, S. 39 ff)

as StGB $$ 55, 56 (Nr.

1123. Reichs-Geserzbl.

1876,Nr. 6, 5. 39 ff)
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> StGB 8244 (Nr.

1123. Reichs-Geserzbl.

1876,Nr. 6, S. 39 ff)

> StPO 8453 (Nr.

1169.Reichs-Geserzbl.

1877,Nr. 8, S. 253 ff)

is Ger. Verf.Ges. $27 (Nr.

2490. Reichs-Gesetzbl.1898,
Nr. 25, Seite 371 ff)

> GVG 873,77 (Nr.

2490. Reichs-Gesetzbl.1898,
Nr. 25, Seite 371 ff)

sis GVG $80 (Nr. 2490.

Reichs-Gesetzbl.1898,
Nr. 25, Seite 371 ff)

eis GVG $8ı (Nr. 2490.

Reichs-Gesetzbl.1898,
Nr. 25, Seite 371 ff)

a StPO $112(Nr.

1169.Reichs-Geserzbl.

1877,Nr. 8, S. 253 ff)

höfen und der Vollzug der Strafe kann unterbleiben,
falls der Schuldigesich zwei Jahre nach dem Urteil eines

tadellosen Lebenswandels befleißigt. Dadurch soll ihm

noch einmal Gelegenheitgeboten werden, seine jugend-
lichen Verfehlungenerkennen und vermeiden zu lernen.

Wiederholung einer Straftat (Rückfall) verschärft das

Strafmaß, das Vorhandensein mildernder Umstände kann

es ermäßigen.

Nicht alle Handlungen, die der rechtlich Denkende als

Unrecht empfindet, werden vom Gesetz bestraft, jedoch
weils die Gesellschaft ihren Unwillen gegen derartige
Taten auch in anderer Weise zum Ausdruck zu bringen,
z. B. durch Meidung der betreffenden Person usw. Im

Allgemeinenwird jeder gut erzogene Mensch aus eigenem
Empfinden heraus so handeln, daß er mit den Strafge-
setzen nicht in Berührungkommt. Diese Deutsche Tugend
nennt sich Sittlichkeit. (Eckardt et al.)

35.3. Das Strafverfahren.

Die Regelungdes Strafprozessesist in der Strafprozeß-

werden, jedochmuß auf Antrag das Amtsgericht hierüber

urteilen. Bei diesem Gericht treten zu dem Amtsrichter

für Übertretungenund leichtere Vergehen.Die übrigen
Vergehenund Verbrechen gehörenvor die Strafkammern

fragen von zwölf Geschworenen (Laien) gefällt wird. Auf

Grund eines richterlichen Haftbefehls können die eines

Verbrechens Angeschuldigtenoder Fluchtverdächtigenin
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Gerichtsverfassung (seit 1879).

Gerichte Zivilprozeß (Bürgerl. Strafprozeß Bemerkungen
Gesetzbuch 1900.) (Strafgesetzbuch.)

Amtsgericht: a) Vermögensstrei- a) Strafbefehle des Außerdem noch die

Rich tigkeiten bis 600 Amtsrichters bei Freiwilligen Gerichts-

Abreiln, M, ı. Instanz. Eilige geringen Verfehlungen. barkeit (Vormundschaft,
teilungen. Streitigkeiten ohne

b) Schöff: icht (
Testament usw.)

Rücksicht auf den Wert. DROTFERBERIKa

Richter und 2 Schöffen).

Alle Übertretungenu.

leichten Vergehen.

Landgericht: a) In ı. Instanz: ı. Alle A. Strafkammer. Berufunghiergegengibt
nicht vermögensrecht- es nicht, nur Revision.

3 Richter, lichen Streitiekeiten
a) ı. Instanz (5 Richter).

Kammern. .

5 . Vergehenund leichte
2. Vermögensstreitig- Verbrech
keiten über 600 M.

ErDTechen.

b) In 2. Instanz:
b) 2. Instanz (3 Richter).

Berufunggegen Urteile Berufunggegen Urteile

des Schöffengerichts.des Amtsgerichts.

<) Vielfach eine
B. Schwurgericht.

besondere Kammer (3 Richter und r2

.. Geschworene). Alle
für Handelssachen (1
Richter und 2 Laien)

schweren Verbrechen.

Oberlandesgericht: 2. Instanz: 3. Instanz. Revision

Rich Berufunggegen gegen Urteile der Straf-

,
IChter, Urteile des Landge- kammer 2. Instanz.

enate. richts in ı. Instanz.

Kammergericht: Berufunggegen Revision gegen Urteile Nur für Preußen.

d.i. Oberlandes- Urteile des Landge- der Strafkammer ı.

gericht in Berlin richts in ı. Instanz. Instanz bei Verletzung
von Landesgesetzen.

Reichsgericht in Leipzig:

7 Richter, Senate.

3. Instanz: Revision

gegen Urteile des

Oberlandesgerichts

1. in nicht vermögens-
rechtlichen Sachen stets,

2.in anderen vermö-

gensrechtlichenSachen,
wenn über 4000 M.

a) ı. und letzte

Instanz. Bei Hoch-

und Landesverrat.

b) 2. Instanz. Revision

gegen Urteile des

Landgerichts(Straf-
kammer und Schwur-

gericht ı. Instanz)
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?
Welche Wirtschaftszweige

haben sich, maßgeblich
ausgehendvon Preußen,

über den Rahmen des

Kleinhandwerks hinaus in

Deutschland entwickelt?

36. Deutschland als Wirtschaftseinheit.

36.1. _ Innere Entwicklung.

Unsere Urahnen waren ein Jäger- und Hirtenvolk. Der

Ackerbau spielte in ihrem Haushalt eine untergeordnete
Rolle und wurde den Frauen und Unfreien überlassen.

Im Laufe der Geschichte begannendie einzelnen Stämme

die Ackerflur an ihre Angehörigen aufzuteilen, und

Deutschland wurde allmählich ein Land, das über seinen

Bedarf hinaus Getreide erzeugte. Diese Stellung nahm es

auch im 19. Jahrhundert noch ein, bis in den 1870er Jahren
ein Umschwung eintrat, welcher mit der wachsenden

Bevölkerungund dem Aufblühen der Industrie im inneren

Zusammenhangsteht.

Das Gewerbe war Jahrhunderte hindurch nicht über

den Rahmen des Kleinhandwerks hinausgekommen.
Die Zersplitterung des Reichs in Hunderte von kleinen

Staaten, die vielfachen Kriege, die Erschwerung des

Handels durch unzählige Abgaben und Zölle, die Eifer-

sucht der Städte untereinander verhinderten eine kräftige
Entwicklung der Industrie. Nur einige Städte, besonders

in Süddeutschland, erzeugten Ware für die Ausfuhr

(AugsburgerTuch).

Der erste Staat, der durch einheitliche Leitung zu einer

industriellen Entfaltung gelangte,war Preußen. Durch die

zum Teil harten Mafsnahmen seiner Herrscher im 17. und

18. Jahrhundert (besonders Friedrich Wilhelms 1.) wurden

die bestehenden Gewerbe gefördert und eine Reihe neuer

Industrien eingeführt.Man nennt diese weitgehendestaat-

liche BevormundungMerkantilismus; er war auch in den

übrigen Deutschen Staaten zu finden, jedochnicht in dem

Maße wie in Preußen.

Im Lauf des 19. Jahrhunderts trugen eine Reihe von

Umständen zu dem gewaltigenAufschwung des Handels

und Gewerbes bei. Die Erfindung der Werkzeugma-
schinen (mechanischer Webstuhl, Spinnmaschine), der
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Dampfmaschinenund der Eisenbahn, die Beseitigung der

inneren Zollgrenzen durch Schaffungdes Zollvereins und

schliefSlich die Vereinigung der Deutschen Einzelstaaten

zum Deutschen Reich gestalteten das Verhältnis der

einzelnen Berufsgruppen zueinander völlig um. (Eckardt
et al.)

Hand in Hand mit der Vermehrung der in der Industrie

beschäftigten Personen geht eine starke Zunahme der

Grofßbetriebe. Aus dem Handwerk entwickelt sich die

Fabrik, im Handel treten die großen Spezialgeschäfte,
Warenhäuser und Grofsbanken auf, und die modernen

Verkehrsanstalten erfordern Hunderttausende von

Angestellten. Dadurch entstehen die Arbeiterklasse und

die große Zahl von Beamten, alle in unselbständigen
Stellungen. Einem Leiter unterstehen oft Tausende von

Angestellten, die Interessengegensätze beider werden

immer schärfer, die Arbeiter einerseitsund die Arbeitgeber
andererseits schließen sich zu Verbänden zusammen.

Aufgabe des Staates ist es, die durch diese Entwicklung
entstandenen Härten zu beseitigenoder doch zu mildern.

Diesem Zweck dienen eine Reihe von Mafsregeln,so die

Regelung des Gewerbes und des Arbeitsverhältnisses

der darin Angestellten durch die Gewerbe-Ordnung, die

Bestimmungen des Handelsgesetzbuchesüber Gehilfen

und Lehrlinge, die Arbeiter-Versicherungsgesetze,denen

sich die Privatangestellten-Versicherung anschliefst,
die Gewährungbilliger Darlehn zum Bau von Arbeiter-

häusern durch die Versicherungsanstalten,die muster-

gültige Fürsorge des Staates für seine Angestellten und die

Schaffung neuer Bauernstellen durch die innere Koloni-

sation (Ansiedlungskommission). Es gibt kein zweites

Land, in dem für die soziale Fürsorge so viele Mittel aufge-
bracht werden wie in Deutschland. (Eckardt et al.)

Abbildung:Kaiserliches
Patentamt Berlin

Das

Patentamt
.. in Berlin.

Blau

Pr. Baul Liman.
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= RV, Art.57 (Nr.

628, Reichs-Gesetzbl.

1871,Nr. 16, $. 63ff)

36.2... Äußere Entwicklung.

Bei der Behandlung des Ein- und Ausfuhrgeschäftes
wurde bereits auf die wichtige Stellungdes vermittelnden

Kaufmanns hingewiesen;bei dem Zollwesen zeigte sich die

Bedeutungdieser Einrichtung für den heimischen Markt;
der internationale Zahlungsverkehr und die Notwen-

digkeit der Banken für seine Durchführung sind erörtert

worden. Alles das weist uns darauf hin, daß die Deutsche

Wirtschaft nicht unabhängig von den übrigen Ländern

sich entfalten kann, sondern mit ihnen in vielseitigem
Zusammenhangsteht.

Deutschland setzt im Warenverkehr mit anderen

Ländern jährlich gewaltige Summen um. Wir erkennen

ferner, daß bei der Einfuhr die industriellen Rohstoffe

bei weitem an erster Stelle stehen, während unsere

gewerblichen Erzeugnisse über die Hälfte der Ausfuhr

ausmachen. Heute würde ein Staat in Europa ohne die

übrigen Staaten kaum noch in der Lage sein, die Bedürf-

nisse seiner Bewohner zu befriedigen,und ohne die große
Ausfuhr an Fabrikaten müßten hunderttausende Arbeiter

ruhen. (Eckardt et al.)

37. Das Reichsheerwesen.

37.1. Geschichte des Reichsheerwesens.

Allgemeines. Die alten Germanen betrachteten es als

ihre vornehmste Pflicht, das Vaterland gegen die Feinde

zu verteidigen. Im Mittelalter entstanden dagegendie

Söldnerheere, und erst im Anfange des 19. Jahrhunderts
wurde die allgemeineWehrpflicht in Deutschland wieder

völlig durchgeführt. Heute ist jeder männliche Deutsche

vom 17. Jahre an wehrpflichtig und kann sich in Ausübung
dieser Pflicht nicht vertreten lassen. 7 Jahre lang (vom
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20. bis 27. Jahre) gehört jeder wehrfähige Deutsche dem

stehenden Heere, bis zum 39. Lebensjahreder Landwehr

an.

a) Im Zeitalter des Absolutismus, um 1660, entstand das

stehende Heer. Friedrich Wilhelm, der Große Kurfürst,
Begrün-derdesselben in Preußen,

° 38.000 Mann,

b) Friedrich Wilhelm I., der Soldatenkönig,Schöpferdes

Offizierskorps, um 1735,

° 83.000 Mann.

c) Friedrich der Große, um 1760,Ausbildung der Kaval-

lerie, 200.000 Mann. Die Mehrzahl waren aber Söldner;
erst durch die französische Revolution wird das

Volksheer geschaffen.

d) Friedrich Wilhelm III., nach 1806 Krümpersystem
(Scharnhorst) Landwehr. 1814 Einführung der allge-
meinen Wehrpflicht (Boyen) 19-jährige Dienstzeit,

(3+2+7)Feldheer +7 = 19 Jahre,d. h. 3 Jahreaktives Heer,
2 JahreReserve, 7 JahreLandwehr, 7 JahreLandsturm.

e) Wilhelm I., 1861 Heereskonflikt, Vermehrung,
Landwehr nicht mehr zum Feldheer gehörig, (3+4)
Feldheer +4+5-16Jahre.

f) Wilhelm II., 1893 zweijährigeDienstzeit, (2+5)Feldheer

+5+7-19 Dienstjahre.1973 Heeresvermehrung.

37.2. Wie ist die Wehrpflicht geregelt?

Sie dauert vom 17. bis zum 45. Lebensjahrund zerfällt in

Dienst- und Landsturmpflicht.
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B. Innere Verwaltung. Deutsches Verwaltungsrecht.

37.2.1. Dienstpflicht.

Infantrie Kavallerie und Flotte Reserve

| feitendeFeldareillerie 2722|

1. aktive Dienstzeit 2 Jahre 3 Jahre 3 Jahre
} steh. Heer

2. Reserve 5 Jahre 4 Jahre 4 Jahre

3. Land- und Seewehr

1. Aufgebot 5 Jahre 3 Jahre 5 Jahre
} 12 Jahre

2. Aufgebot 7 Jahre 9 Jahre 7 Jahre

37.3. Landsturmpflicht.

a) Erstes Aufgebot. Alle nicht Gedienten vom 17. bis 39.

Jahre.

b) Zweites Aufgebot.Alle Wehrpflichtigen vom 39. bis 45.

Jahre.

ı % der Bevölkerung beträgt die Friedensstärke.

Die meisten Rekruten stellen die ackerbautreibenden

Provinzen.

37.4. Einteilung des Heeres.

Das Heer zerfällt in 25 Armeekorps. (18 Preußische, 3

Bayerische, ı Württembergisches, 2 Sächsische, Garde-

korps.)

Bei jedem Armeekorps ist ı Jäger-, Pionier- und Train-

bataillon sowie schwere Artillerie und Verkehrstruppen.

Bei jeder Division ist ı Kavallerie- und Feldartillerie-

brigade.
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B. Innere Verwaltung. Deutsches Verwaltungsrecht.

Infanterie.

Komman- General- General-
derendeleutnant major Oberst Major Hauptmann

enera

Armeckorps Division| Brigade | Regiment | Bataillon
|

Kompagnie

I 2 (3)

ı = |26)

I = 263)

I -3

1 = 04
Rittmeister

Kavallerie..........222222222 222... I = Schwa-
Abteilungen Hauptmann

Artillerie ...........2222222222ceeeeeennen. I = 2

I -,3 Batterien

Artillerie ..........2222222o2eeeeeeeeeneennn nennen I = 4 Estadron

37.5. Die Deutschen Armeekorps.

(1) Ostpreußen.

(2) Pommern und Posen.

(3) Brandenburg.

(4) Sachsen.

(5) Posen und Nieder-Schlesien

(6) Schlesien.
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B. Innere Verwaltung. Deutsches Verwaltungsrecht.

(7) Westfalen.

(8) Rheinprovinz.

(9) Schleswig-Holstein.

(10) Hannover.

(11) Hessen-Nassau (Nord) und Thüringen.

(12) Königreich Sachsen (Ost).

(13) Württemberg.

(14) Baden.

(15) Elsaß.

(16) Lothringen.

(17) Westpreußen.

(18) Hessen-Nassau (Süd) und Hessen.

(19) Königreich Sachsen (West).

(20) Ost- und Westpreußen.

(21) Rheinprovinz (Süd), Lothringen und Unter-

Elsaß.

I. bayrisches:Ober- und Niederbayern,Schwaben.

Il. bayrisches:Bayr. Rheinpfalzund Unterfranken.

III. bayrisches:Ober- und Mittelfranken, Oberpfalz.

Gardekorps.
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37.6.

B. Innere Verwaltung. Deutsches Verwaltungsrecht.

Das Deutsche Offizierkorps.

Landheer Flotte

Sanitätsoffiziere Besondere Kennzeichen für die

Allgemeine Kennzeichen (blauer Kragen Seeoffiziere: goldenerStreifen und eine

aller Offiziere und Askulapstab) Krone auf dem linken Unterarm.

. . Leutnant .

u kein Stern Leutnant Assistenzarzt ı schmaler Streifen
ö i zur See

& 5
3

°
2 Oberleutnant . .

S % } | 1 Stern Oberleutnant Oberarzt ı breiter Streifen
RS 2 zur See

Ss (#5)

2 <
o Hauptmann Kapitän- . .

2 Stern .

P
. Stabsarzt P

2 breite Streifen
(Rittmeister) leutnant

=
. Korvertten- . .

o 5 kein Stern Major Oberstabsarzt ı 3 breite Streifen
= 2. kapitänon 3

&
3 u General- Fregatten- . .

& E }
ı Stern Oberstleutnant 5

. 4 breite Streifen
s 8 oberarzt kapitän
on -!

“a

2 Stern Oberst Generalarzt Kapitän zur See | 4 breite Streifen

ob
breiter Admirals-

. ergeneral- . .

2 kein Stern Generalmajor 5 Konteradmiral | streifen und
S arzt . .

5 —
ı breiter Streifen

24
& S General- Generalstabs- .. und

E = ı Stern Vizeadmiral
5 Ss leutnant arzt 2 breite Streifen

S v

n. 2 Kommandie- . „und
2 © } 2 Stern Admiral . .

& © render General 3 breite Streifen
:S 5

4= a . „un
2 3 3(4) Stern | Generaloberst Großadmiral
u e 4 breite Streifen
© ©

© S
k3 2 gekreuzte

2 5 Generalfeld-
an Marschall-

. marschall
stäbe
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B. Innere Verwaltung. Deutsches Verwaltungsrecht.

SF
Welche wesentlichen

Aufgaben hat das Heer?

Abbildung:ReichsgerichtLeipzig.

37.7. Aufgaben des Heeres.

Heer und Flotte sind das wichtigste Mittel zur Wahrung
der Reichsmacht und des Friedens mit anderen Ländern.

Die Kosten ihrer Unterhaltung sind eine Versicherung
gegen die unermeßslichen, besonders wirtschaftlichen

Schädigungen,die ein unglücklicher und selbst auch ein

glücklicher Krieg uns verursachen würde. In Friedens-

zeiten hat das Heer im Notfalle mit zur Aufrechterhaltung
der Ordnung zu helfen, z. B. bei Aufruhr usw., ihre Haupt-
aufgabe aber ist, sich jederzeit kriegsbereit zu halten.

Das wird nur erreicht, wenn jeder einzelne Mann sich

dessen bewußst ist, dafs er Gut und Blut für das Wohl des

Vaterlandes einzusetzen hat und die Wehrpflicht als eine

unbedingt notwendige Ehrenpflicht betrachtet. (Eckardt
et al.)
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D. Aufgabensatz.

D. Aufgabensatz.
Alle Aufgaben aus den vorangegangenen Kapiteln sind

nachfolgendzusammengefasst.

‚7 1. Nenne das höchste Ziel des Staates?

« Selbsterhaltung.

‚7 2. Nenne den wesentlichen Zweck

des Deutschen Reichs.

« Volkswohlfahrt.

‚7 3. Uns liegt das Wohl unseres Volkes und

unserer Mitbürgeram Herzen. Nenne einige
unserer erstrebenswerten Volkstugenden.

e Anstand

Aufrichtigkeit
« Bescheidenheit
« Disziplin
« Ehrlichkeit
« Fleiß
« Geduld
« Genügsamkeit
« Gradlinigkeit

Gerechtigkeitssinn
« Gewissenhaftigkeit
- Loyalität
°e Moral
° Mur

« Ordnung/ Ordnungsliebe
« Ordnungssinn
« Pflichtbewußtsein
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D. Aufgabensatz.

Pflichterfüllung
Pflichtgefühl
Pünktlichkeit

Redlichkeit

Sauberkeit

Selbstbewußtsein
Selbstdisziplin
Selbstlosigkeit
Sittlichkeit

Sparsamkeit
Tapferkeit
Toleranz

Treue

Unbestechlichkeit

Weltoffenheit
Zielstrebigkeit
Zurückhaltung
Zuverlässigkeit

‚? 4. Was verbindet uns mit unserem Vaterland?

Nenne, was uns das Vaterland gegebenhat.
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Leben.

Heimat.

Eltern.

Geschwister.

Freunde.

Bekannte.

Nahrung.
Kleidung.
Bildung.



‚7 5. Wie entstand das Deutsche Reich?

Welche Ereignisse haben zur Entstehung
beigetragen?Benenne die zu den genannten

JahreszahlengehörigenEreignisse.

« 1806: Demütigungdurch NapoleonI. und

Untergangdes ersten Deutschen Reichs.

«1813: Befreiungskriege.
« 1815:Der Deutscher Bund.
« 1866: Der Deutsche Krieg. Norddeut-

scher Bund. VorherrschaftPreußens.
« 1870:Der Deutsch-Französische Krieg.
* 1. Januar 1871:Inkrafttretender Deutschen Reichs-

verfassung.Verfassungsbündnis„Ewiger Bund“

26. Verfassungsbündnis„Ewiger Bund“. Welche

Staatsform wurde 1871 aus 25 Deutschen

Einzelstaaten als Völkerrechtssubjekt
geschaffen?Nenne die Staatsform.

« Ein föderalerBundesstaat.

‚? 7. Welche wesentliche Veränderungwurde durch

die Gründung des ewigen Bundes für Angehörige
eines Deutschen Staates in allen übrigen Deutschen

Staaten wirksam? Nenne die rechtliche Veränderung.

« Rechtliche Gleichstellungals Inländer (in
allen übrigenDeutschen Staaten).

D. Aufgabensatz.
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D. Aufgabensatz.

‚7 8. Was gilt als „Geburtstag“des neuen Deutschen

Reichs, genannt Kaiserreich? Nenne den

Ort, das Datum und das Ereignis.

« Spiegelsaaldes Schlosses zu Versailles (Frankreich).
« 16. Januar 1871.
« Proklamation PreußensKönig Wilhelm 1.

zum Deutschen Kaiser.

‚7 9. Was ist der aktuelle Status des Deutschen

Reichs? Beschreibe den aktuellen Status durch

Nennung der drei wesentlichen Zustände.

« Kriegszustand(seit 31. Juli 1914).
« (nachfolgender)Belagerungszustand.
« Handlungsunfähigkeit(seit November 1918).

‚7 10. Der Deutsche Gesamtstaat ist seit November

1918handlungsunfähig.Was fehlt dem

Gesamtstaat zur Wiederherstellungseiner

Handlungsfähigkeit?Benne den Mangel.

« Die verfassungsmäßigen(Staats)Organe.

‚7 11. Wie lauten die lerztgültigen Stände?

Ergänze die Stände passendzu den

genannten Daten im Lückentext.
tffn

® Stichworte:

Der Gesamtstaat, verfaßterBundesstaat und
« Gebietsstand anerkanntes Völkerrechtssubjekt,ist das Deutsche
« Verfassung Reich mit seiner *..........uaneeannen.. *

vom 16. April
e Rechtsstand 1871IM "nennen *

vom 27. Oktober 1918
und “...caaaneeeeennnnnnnen*

vom 27. Juli 1914.
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„7 12. Der Kriegszustand(Art 68 RV) zieht das

preuß.Gesetz über den Belagerungszustand
nach sich. Welche verfassungsmäßigen
Rechte können damit außer Kraft gesetzt
sein? Nenne die Artikel namentlich.

a) Freiheit der Person.

b) Unverlerzlichkeit der Wohnung.
c) Meinungsfreiheit.
d) Sondergerichte.
e) Sonderstrafrecht.

‚#13. Wer allein kann den Kriegs- und

Belagerungszustandaufheben und den Frieden

erklären? Nenne das verfassungsmäßigeOrgan.

« Allein der Deutsche Kaiser.

‚7 14. Wem steht rechtmäßigdas Amt des Deutschen

Kaisers zu? Nenne den Namen des Thronfolgersdes

Hauses Hohenzollern bei Rede in dritter Person.

« Seine Majestät GeorgFriedrich, König von Preußen.

7 15. Was ist eine Verfassung?Beschreibe in eigenen
Worten, indem Du die untenstehende Beschreibung
im Rahmen weniger Sätze weiterführst.

5

Unter einer Verfassungist die Art und Weise zu

verstehen,wie. . die Vielheit der *...........ccccn...
*

sich zu einem "nn. *en, einen bestimmten
le sl

Eaurkeneranunesenn
* ausdrückenden *.............nncan..

r

enlnunuenrunenenn *, sich gewissermaßenzu einer einzigen
Persönlichkeit, einem Gesamtwillen gestaltet,nennt

man die Verfassungeines* ......................- “

D. Aufgabensatz.

Stichworte:

« Volksgenossen
« einheitlich(en)
« Willen
« Volksganzen
« zusammenschließt
« Volkes
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D. Aufgabensatz.

‚7 16. Geschichte der Verfassungen.Welche Umstände

führten zur Entwicklung der Reichsverfassungaus

dem Jahr 1871?Benenne anhand der Zeitangaben.

« 17./18.Jahrhundert:Absolutismus.
« 1789:Französische Revolution.
« 1806: Zusammbruch (/Untergang)Heiliges

römisches Reich Deutscher Nationen, auch

genannt Erstes Deutsches Reich.
« 1850:Konstitutionelle Monarchie in Preußen.

PreußischeVerfassungdurch Konzession des Königs.
« 1866: Der Deutsche Krieg. Norddeut-

scher Bund. VorherrschaftPreußens.
« 1870:Der Deutsch-Französische Krieg.
« 1. Januar 1871:Inkrafttretender Deutschen Reichs-

verfassung.Verfassungsbündnis„Ewiger Bund“

‚? 17. Wann wurden die ausgewähltwichtigen Bündnisse

nach Zusammenbruch des Deutschen Reichs

1806 bis zur Reichsgründung1871geschlossen?
Ergänze jeweils das Jahr der Gründung.

« Deutscher Bund: 1815.
« Norddeutscher Bund: 1866.
« Deutsches Reich: 1870.

‚7 18. Wie ist die Gewalt im Staat aufgeteilt?
Nenne die drei Gewalten jeweils neben

der jeweiligen Entsprechung.

« Legislative:Gesetzgebung.
« Exekutive: Verwaltung.
* Judikative: Rechtsprechung.

Seite 122 | Das Reichsheerwesen.



D. Aufgabensatz.

7 19. Worin liegt der wesentliche Unterschied

des ewigen Bundes zu dem vorangehenden
Deutschen Bund nach 1806? Beschreibe sie unter

Nennung der wesentlichen Schlagworte.
® Stichworte:

Der ewige Bund ist keine völkerrechtliche

Vereinigung,*..............ne- * mehr, sondern ein « Völkerrechtssubjekt
nllnrurneeenn LM nennen

*_ und « kein Staatenbund

anerkanntes "nn. * Deutsches Reich. « Bundesstaat
« Verfassungsbündnis

‚7 20. Welche Staatsformen kennen wir? Benenne sie.

e Absolute Monarchie.
e Konstitutionelle Monarchie.
° Republik.

‚? 21. Wie werden die einzelnen Staatsbürgeran

der Ausübung der Staatsgewaltbeteiligt?

« Sie haben das politischeWahlrecht.
« Gemeinden und einige andere Staatsgebieteverwalten

sich teilweise selbst (Selbstverwaltungskörper).
« Im Selbstverwaltungskörperwerden viele Ämter

im Ehrenamt (unbesoldet) verwaltet.

‚? 22. Kennst Du die Grundzügeder Reichsverfassung
von 1871?Definiere die Staatsform durch

vervollständigendes folgendenSatzes.

W Stichwort:

Die Staatsformdes 1871verfaßten,förderalenBundesstaates

Deutsches Reich ist eine *.........cccccanneenneeenneeenneenneennneennenenn « Pleonokratie vom

NnnneunnsuunnsunnstunnrunnssnnnsennstnnnsennntennssunnstnnsrnnnsennntnnnnennnnnTypuseiner konsti-

tutionellen aristo-

kratischen Republik.
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D. Aufgabensatz.

‚7 23. Was sind die Nationalfarben? Benenne

Sie, beginnendmit schwarz.

« schwarz-weiß-rot.

‚7 24. Welches Datum trägt die (Reichs)

Verfassungsurkunde?- Nenne das genaue Datum.

° 16. April 1871.

‚7 25. Aus wie vielen Bundesstaaten besteht das

Bundesgebiet?Wie heißt das Reichsland

im Bundesgebiet?Nenne 1) die Anzahl

der Bundesstaaten und 2) den Namen des

Reichslandes in korrekter Schreibweise.

25.
« Elsaß-Lothringen.

‚7 26. Aus welchen einzelnen Bundesstaaten

besteht das Deutsche Reich? Benenne die

einzelnen Bundesstaaten namentlich.

Vier Königreiche.
« (1) KönigreichPreußen.
« (2) KönigreichBayern.
« (3)KönigreichWürttemberg.
« (4) KönigreichSachsen.

Sechs Großherzogtümer.
« (1) GroßherzogtumBaden.
« (2) GroßherzogtumMecklenburg-Schwerin.
« (3)GroßherzogtumHessen.

« (1) GroßherzogtumOldenburg.
« (2) GroßherzogtumSachsen-Weimar-Eisenach.
« (3)GroßherzogtumMecklenburg-Strelitz.
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FünfHerzogtümer.
« (1) HerzogtumBraunschweig.
« (2) HerzogtumSachsen-Meiningen.
« (3)HerzogtumAnhalt.
« (4) HerzogtumSachsen-Coburgund Gotha.
« (5)HerzogtumSachsen-Altenburg.

Sieben Fürstentümer.

« (1) Fürstentum Lippe.
« (2) Fürstentum Waldeck.
« (3)Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt.
« (4) Fürstentum Schwarzburg-Sondershausen.
« (5)Fürstentum Reußjüngerer Linie.

« (6) Fürstentum Schaumburg-Lippe.
« (7)Fürstentum Reußälterer Linie.

Drei Reichsstädte.
« (1) Freie und Hansestadt Hamburg.
« (2) Freie und Hansestadt Lübeck.
« (3)Freie Hansestadt Bremen.

Ein Reichsland (kein Bundesstaat).
« (1) Reichsland Elsaß-Lothringen.

‚7 27. Wird die Reichsangehörigkeitautomatisch durch

Staatsangehörigkeitin einem Bundesstaat erworben?

« Ja. Das ist korrekt.

‚? 28. Was bedeutet die Abkürzung „RuStAG“.
Schreibe die Langform auf und achte

auf dabei auf die Rechtschreibung.

Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz.

D. Aufgabensatz.
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D. Aufgabensatz.

‚7 29. Wann trat das Reichs- und

Staatsangehörigkeitsgesetz(RuStAG ) in

Kraft, seitdem die Staatsangehörigenals

Rechtssubjekt„Deutscher“ normiert sind? Nenne

das Datum im Format: 00. Monat. 0000

° 1. Januar 1914.

‚7 30. Wie ist das Rechtssubjekt
„Deutscher“ normiert? Ergänze.

« Deutscher ist, wer die Staatsangehörigkeit
... ineeinem Bundesstaat oder die unmit-

telbare Reichsangehörigkeitbesitz.

‚7 31. Kann auch derjenige„Deutscher“ sein,
welcher nicht die Staatsangehörigkeitin einem

Bundesstaat besitzt? Antworte mit Ja oder Nein

und begründeDeine Antwort mit einem Satz.

« Ja. Deutscher ist auch, wer die unmit-

telbare Reichsangehörigkeitbesitz.

‚7 32. Besteht das Indigenat auch für unmittelbare

Reichsangehörige?Antworte mit Ja oder Nein

und begründeDeine Antwort mit einem Satz.

« Nein. Das Indigenatbesteht nur für „Deutsche“
mit Staatsangehörigkeitin einem Bundesstaat.
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D. Aufgabensatz.

‚7 33. Wie hängt die Reichsangehörigkeitmit der

Einzelstaatsangehörigkeitzusammen? Definiere

den Zusammenhangund beschreibe die Ausnahme

der „unmittelbaren Reichsangehörigkeit“.

* Die Reichsangehörigkeitist durch die Einzel-

staatsangehörigkeitbedingt.
° Die „unmittelbare Reichsangehörigkeit“kann auch

erwerben, wer keinem Einzelstaat angehört.
« Diese Ausnahme kann für Ausländer gelten,welche

sich in den Deutschen Schutzgebieten(Kolonien)
niederlassen und für Eingeboreneder Schutzgebiete,
denen der Reichskanzler gem. $ 33 RuStAG die

unmittelbare Reichsangehörigkeitverleihen kann.

‚7 34. Wann können mehrere deutsche

Staatsangehörigkeiten,das heißt Staatsangehörigkeit
in mehreren Einzelstaaten aufgenommen
werden? Beschreibe kurz einen Fall von

Staatsangehörigkeitenin Bayern und Württemberg.

« Ein Bayer läßtsich in die Württembergische
Staatsangehörigkeitaufnehmenund bleibt dabei

gleichsamBayerischerStaatsangehöriger.
« Ein BayerischerStaatsangehörigertritt in den

Staatsdienst in Württembergund nimmt dadurch

auch eben diese Staatsangehörigkeitauf.
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D. Aufgabensatz.

® Stichworte:

« Staatsbürgerrechts
« Indigenat
e Wohnsitz
« Inländer
e Grundstücken
« Ämtern

T 35. Was bedeutet das „gemeinsame Indigenat“?
Definiere den Begriff und die Wirkung.
Vervollständigeden nachfolgendenText.

Für ganz Deutschland besteht ein gemeinsames
* mit der Wirkung,daßder Angehörigeeuere ,

eines jedenBundesstaates in jedemanderen Bundesstaat

als Henne. *
zu behandeln und demgemäß

zum festen*.....neeenen * zum Gewerbebetriebe,
zu öffentlichen*........................ *, zur Erwerbungvon

Fa
eneennnsennnnnnen *, zur Erlangungdes *........................ *

und zum Genußealler sonstigenbürgerlichenRechte

unter denselben Voraussetzungenwie der Einheimische

zuzulassen,auch in Betreffder Rechtsverfolgungund des

Rechtsschutzes demselben gleichzu behandeln ist.

‚7 36.Wie wird die Staatsangehörigkeitin
einem Bundesstaat erworben? Nenne

bis zu acht Möglichkeiten.

« Abstammung.
° Legitimation.
« Verheirarung.
« Anstellung.
« Aufnahme.
« Naturalisation.
« Wiederaufnahme.
e Renaturalisation.
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D. Aufgabensatz.

‚7 37. Wie kann die Staatsangehörigkeitin
einem Bundesstaat verloren werden?

Nenne bis zu sechs Möglichkeiten.

° Legitimation.
« Verheirarung.
« Nichterfüllungder Wehrpflicht(Fahnenfluche).
« Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit.
« Entlassung.
« Aberkennung.

7 38. Durch welche wesentliche Regelungsind

die Deutschen zu Kindern eines gemeinsamen
Vaterlandes geworden?Ergänze den Satz.

Y Stichworte:

Erst durch die Regelungder *.......................- *

sind die Deutschen wirklich zu *........................ *
« Staatsangehörigkeit

eines gemeinsamenStaates und zu Kindern eines . Bürgern
gemeinsamenVaterlandes geworden.

‚7 39. Welche öffentlichen Rechte haben die

Staatsangehörigen(Staatsbürger)gemäß
Reichsverfassungneben den staatsbürgerlichenoder

politischen Rechten? Antworte in einem Satz.

« Sie haben außerdemdie bürgerlichen(Grund)Rechte.

‚7 40. Welche staatsbürgerlichenRechte sichern

dem Bürger Anteil an der Staatsgewalt?Nenne

drei wesentliche staatsbürgerlicheRechte.

- Das Wahlrecht.
« Das Recht, (politische)Vereine zu gründen.
« Die Meinungsfreiheit.
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D. Aufgabensatz.

‚7 41. Wie werden die bürgerlichen
Rechte unterschieden?

° nach außen:positive Schutzrechte.

nach innen: negative Grundrechte.

‚7 42. Welche Vorteile, die der Staat (das Reich)
als solcher gewährt,gebendie (positiven)
Schutzrechte? Nenne die Rechtsansprüche.

« Anspruchauf Schutz gegenüberdem Ausland.
- Anspruchauf Schutz durch inländische Gerichte.
« Anspruchauf Fürsorgedes Staates in der inneren

Verwaltung(gleichmäßigeBehandlung).

‚7 43. Inwiefern sind alle vor dem Gesetz gleich?
Benenne, was daraus folgt, indem Du die Punkte

durch jeweils einen Halbsatz erläuterst.

e hinsichtlich des Standes: Standesvor-

rechte und Bevorzugungengibt es nicht.
° hinsichtlich Ämter: Sie sind allen Befähigtenzugänglich.
- hinsichtlich des Rechtes: Ausnahmegerichte

gibt es nicht bzw. niemand darf seinem gesetz-
lichen Richter entzogen werden.

‚? 44. Definiere den Anspruch, der aus den

Gleichheitsrechten erwächst.

Y Stichworte:

Daraus erwächst der Anspruch,... nicht *........................ *
« willkürlich Fo

eennnnnenennnenen
* behandelt zu werden.

° geserzlos
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D. Aufgabensatz.

‚7 45. Was sind Freiheitsrechte des einzelnen? Nenne bis

zu zehn Freiheitsrechte des einzelnen namentlich.

« Die Freiheit der Person.

« Freiheit der Wohnung(Hausfriedensbruch).
« Freiheit des Eigentums.
« Freizügigkeit.
« Freiheit der Auswanderung.
« Gewerbefreiheiit.
« Briefgeheimnis.
« Denkfreiheit.
« Preßfreiheit.
« Gewissens- (Religions-Jfreiheiit.
« Beschwerde- und Petitionsrecht.

‚7 46. Welche Freiheitsrechte geltenbeim

Zusammenschluß mehrerer Personen? Nenne bis

zu vier Freiheitsrechte für diesen Personenkreis.

« Verehelichungsfreiheit(außerbeim Militär).
« Vereinigungsfreiheitzu religiösenGesell-

schaftenund zur Ausübungder Religion.
« Vereinsfreiheit.
« Versammlungsfreiheit.

‚7 47. Welche allgemeinenstaatsbürgerlichen
Pflichten ergebensich aus der Natur jedes
modernen Staates? Nenne Pflichten, die sich

daraus für jeden Reichsangehörigenergeben.

° Die Treuepflicht.
« Die Wehrpflicht.
- Die Steuerpflicht.
° Die Schulpflicht.
« Die Pflichtzur Übernahme bürgerlicherEhren-

ämter, insbesondere der Selbstverwaltung.
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D. Aufgabensatz.

‚7 48. Welche ist die alleinige Staatsbürgerpflicht,die

durch die Reichsverfassungbesteht? Benenne sie.

% Stichworte:

Nur die Yan. * wird durch
« Wehrpflicht die Reichsverfassunggeregelt.

‚7 49. Warum wird im Kriegszustanddie Aufforderung
zur Rückkehr von Deutschen im Ausland

vom Kaiser und nicht von den einzelnen

Staaten erlassen? Nenne den Grund.

° Die Rückkehr von Deutschen im Ausland wird im

Kriegszustandvom Kaiser erlassen,weil ... der Krieg
eine ausschließlicheAngelegenheitdes Reiches ist.

‚7 50. Durch wen werden die Reichsgesetzgebung
und Macht im Reich ausgeübt?Nenne die

verfassungsmäßigenOrgane des Deutschen Reichs.

e Bundesrat.
e Kaiser/ Präsidium.

Reichstag.
« Reichskanzler.

‚7 51. Wie ist die Macht im Reich gemäß
Reichsverfassunggeteilt?Nenne

die ausübenden Organe.

« Legislative:durch Bundesrat und Reichstag.
« Exekutive: zwischen Bundesrat, Reichs-

kanzler und Kaiser geteilt.
« Judikative: durch das Reichsgerichtin

Leipzignach den Gesetzen ausgeübt.
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D. Aufgabensatz.

‚7 52. Bei wem liegt die Souveränität des

Deutschen Reichs? Nenne das Staatsorgan
und wie es sich grob zusammensetzt.

« Die Souveränität des Deutschen Reichs liegtbei ...den

im Bundesrat vereinten Regierungender Bundesstaaten.
« Der Bundesrat besteht aus den Vertretern der 25

Bundesstaaten und des Reichsland Elsaß-Lothringen.

‚7 53. Welches Vorrecht haben die Mitglieder des

Bundesrats im Reichstag?Antworte im ganzen Satz.

« Sie dürfenjederzeitim Reichstagreden und die

Ansicht ihrer Regierungvertreten, auch wenn die

Mehrheit des Bundesrats anderer Meinung war.

Stichworte:

‚7 54. Welche Rechte und Pflichten hat der Kaiser

gemäßArt.ıı der Reichsverfassung?Nenne diese. « völkerrechtlich

zu vertreten

Das "anne * des Bundes steht dem König « Präsidium

von Preußenzu, welcher den Namen Deutscher Kaiser « Frieden zu schließen
führt. Der Kaiser hat das Reich *.............................. * « Krieg zu erklären

im Namen des Reichs *.............u...0u...u. * und « Gesandte zu

eeeknnsnnnnssennnnenn N enennnnennnnenn
* und beglaubigenund

andere *....anneneneenennnn * mit fremdenStaaten zu empfangen
einzugehen,*..........2uuucssnsennnenennnennneeenennnnen* ° Verträge

e Bündnisse

‚7 55. Wieso hat der Kaiser eine Doppelstellung
inne? Definiere die beiden Stellungen.

e Erist einmal Deutscher Kaiser in

Angelegenheitendes Reichs.
« Zum anderen ist er König von Preußen

in rein preußischerAngelegenheit.
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D. Aufgabensatz.

‚7 56.Welche Stellungnimmt der Kaiser zu den

anderen Bundesfürsten ein? Er ist der „Primus
inter pares.“ Übersetze die Formel.

Stichwort:«di
DA

Der Kaiser ist Yo...
*

unter Gleichen.
« der Erste

‚7 57. Nach welchem Verfassungsrecht
regelt sich das Recht zur Thronfolgedes

Kaisers? Nenne nur die Verfassung.

« Nach der Verfassungsurkundefür den Preußi-
schen Staat vom 31. Januar 1850.

‚7 58. Welches Staatsorgan im Reich kann als

die ‚Volksvertretung“ bezeichnet werden? ı)
Nenne das Staatsorgan und nenne die beiden

Staatsorgane2), 3),denen gegenüberdieses

Organ die Interessen des Volkes vertritt.

° Der Reichstag.
e Bundesrat.
« Kaiser/Präsidium.

‚7 59. Durch welche Adjektive läßt sich das

Wahlrecht für den (nicht im) Reichstag
beschreiben? Nenne bis zu vier Adjektive.

« Allgemein.
° Gleich.
° Direkt.
« Geheim.
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D. Aufgabensatz.

‚7 60. Wie viele Abgeordnetehat der

Reichstag?Nenne die genaue Anzahl.

“397:

‚7 61. Die Mitglieder des Reichstagssind nicht

an Verträge und Institutionen gebunden.
Sie sind nicht an Aufträge ihrer Wähler

gebunden.Ergänze im Sinne dieser

Unabhängigkeitaußerdem folgendenSatz.

Die Mitgliederdes Reichstagessollen Vertreter des ganzen W Stichwort:
DA

Volkes,nicht ihrer *..............ccaeceseenseeeneenneeeneennnenn
* sein.

« Wahlkreise und

Parteien

‚7 62. Welches Vorrecht haben alle Abgeordneten im

Reichstagim Sinne der Immunität? ı) Nenne das

Vorrecht und 2) gib an, wo dieses Vorrecht gilt.

« 1) Die Redefreiheit.
« 2) Das Vorrecht gilt für ihre Äußerungen

im Plenum des Reichstages.

‚? 63. Durch welche Staatsorganewird die

Gesetzgebungausgeübt?Man spricht auch

von zwei Faktoren- Nenne beide Faktoren.

e Bundesrat.

Reichstag.
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D. Aufgabensatz.

® Stichwort:

°e Reichskanzler
e Reichsbehörden

® Stichwort:

Majestätsverbrechen
« privatrechtlich
« Gegenzeichnung
e Reichskanzler

YP Stichwort:

« Begnadigungsrecht
« Dispositionsfonds

‚7 64. Welchen indirekten Weg Gesetze

vorzuschlagennutzt der Kaiser, obwohl er

kein direktes Gesetzesvorschlagsrechthat? 1)
Nenne den Weg und 2) die Funktion/ Amt

bzw. 3) entwerfende Institution (Mehrzahl).

« 1) Der Kaiser kann den Wegüber die

Präsidialanträgenutzen.
« 2) Präsidialanträgewerden durch den

euuneennsnnnsnnsennenennnnnnn* eingebrachtbzw.

Wnnunnnesssererssssnnenn
* entworfen.

‚7 65. Was bedeuten die genannten Souveränitätsrechte

des Kaisers? Erläutere nebenstehend unter

Nennung des jeweils relevanten Stichworts.

Unverletzlichkeit: Angriffegegen ihn werden als
%

nern
* hart bestraft.

Unverantwortlichkeit politisch(Wer übernimmt wodurch die

Verantwortung?):Der *...........uunneennenn * jbernimmt

die Verantwortlichkeit durch *.....................c.. “

Unverantwortlichkeit strafrechtlich:Er ist (nur)
Enlnuknknsnnnerernenn

* dem Strafgesetzunterstellt.

‚7 66. Welche Ehrenrechte hat der Kaiser?

Nenne sie nebenstehend.

Der Kaiser verleiht: Titel und Ehren.

Der Kaiser hat Titel, Ehren und zwar:

Majestät, Wappen,Standarte.

Er übt: Ha... *
aus und hat

ennnsnesnenneneennnsneneen* für Gnadenbewilligungen.
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‚7 67.Welche Bestimmungen gelten für die

Thronfolge im Reich? Nenne die bis zu Y

vier geltendenBestimmungen.

Der Yen. * ist Deutscher Kaiser.

ennnnnnnneennnenn*
vom 31. Januar 1850bestimmt.

Immer der älteste, männliche Nachkomme (Kronprinz)ist

DA

Mit dem vollendeten *..................2000.......
* wird

der König volljährigund *.............................

‚? 68. Welche Aufgabenübernimmt der Reichskanzler

als Reichsminister? Nenne die Doppelfunktion,
die er im Zusammenspielmit dem Kaiser ausübt.

« Generalbevollmächtigter.
+ Generalmandatar.

‚7 69. Wie ist die Stellvertretung des

Reichskanzlers geregelt?Nenne die beiden

Statusbezeichnungenfür möglicheVertreter.

° Generalvertreter.
« Spezialvertreter.

7 70. Unter welchen Bedingungenkann der

Reichskanzler einen Generalvertreter einsetzen,
welcher vorübergehendbefugt ist, sämtliche

dem Reichskanzler obliegendenGeschäfte

zu erledigen?Nenne zwei Voraussetzungen,
an die die Anordnung einer Stellvertretung
für den Reichskanzler geknüpft ist.

° Die tatsächliche Verhinderungdes Reichskanzlers.
« Der Reichskanzler muss einen entspre-

chenden Vertrerungsantragstellen.

D. Aufgabensatz.

Stichwort:

« Verfassungs-
urkunde für den

preußischenStaat

regierungsfähig
« erbberechtigt
« preußischen

Erbmonarchie
« König von Preußen
« 18. Lebensjahr
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D. Aufgabensatz.

‚7 71. Aktives Wahlrecht. Wer darf wählen?

Formuliere die Antwort in einem Satz.

Jederunbescholtene,selbständigeDeutsche,der das

25. Lebensjahrzurückgelegthat, darf wählen.

F 72. Aktives Wahlrecht. Wer darf nicht wählen?

Vervollständigeden Satz jeweils unter Nennung
verschiedener Gründe. Es darf nicht wählen, ...

e Wer nicht seit 6 Monaten in der Gemeinde wohnt.
« Wer die bürgerlichenEhrenrechte nicht besitzt.
« Wer dauernd Armenunterstützunggenießt.
« Wer sich im Konkurs befindet.
« Wer unter Vormundschaftsteht.
« Wer Militärpersonist.

F 73. Passives Wahlrecht. Wer darf gewähltwerden?

Formuliere die Antwort in einem Satz.

Jederunbescholtene,selbständigeDeutsche,
der das 25. Lebensjahrvollendet hat, darf
gewähltwerden (auch Soldaten).

‚7 74. Passives Wahlrecht. Wer darf nicht gewählt
werden? Vervollständigeden Satz jeweils
unter Nennung verschiedener Gründe.

Es darf nicht gewähltwerden, ...

« wer nicht wahlberechtigtist.

« wer die bürgerlichenEhrenrechte nicht besitzt.
« wer dauernd Armenunterstützunggenießt.
« wer sich im Konkurs befindet.
« wer unter Vormundschaftsteht.
« wer nicht seit einem Jahreeine Deutsche

Staatsangehörigkeitbesitzt.

Seite 138 | Das Reichsheerwesen.



D. Aufgabensatz.

7 75. Wahlverfahren für den Reichstag.Das direkte,
gleiche,geheime,allgemeineWahlverfahren ist

das Ideal der Demokratie nach dem Grundsatz

der Volksherrschaft. Was genau ist unter den

beschreibenden Adjektiven zu verstehen?

Allgemein.
« Alle Bürgersind wahlberechtigr.

Gleich.
« Einklassen-Wahlsystemohne Unter-

schied des Standes und Besitzes, so daß
jedeStimme das gleicheGewicht hat.

Direkt.
« Der Wähler wählt den Abgeordnetendirekt.

Geheim.
« Der Wähler schreibt den Namen seines Kandidaten auf

einen weißenZettel (9 x ı2 cm groß),steckt ihn in einem

besonderen Raum unbeobachtet in einen undurchsich-

tigen Briefumschlagund gibt ihn dem Wahlvorstand;
dieser legtihn ungeöffnetin die Wahl-urne (90x 35).

‚7 76. Geschäftsordnungim Reichstag.Wie werden

Beschlüsse gefaßt?Nenne die Mehrheitsform, nach

der Beschlüsse im Reichstaggefaßtwerden.

e Nach absoluter Mehrheit.

‚7 77. Geschäftsordnungim Reichstag.Wann ist der

Reichstagbeschlußfähig?Nenne die notwendige
Anzahl der stimmberechtigtenMitglieder.

° Der Reichstagist bei Anwesenheit von

199 Mitgliedernbeschlußfähig.
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D. Aufgabensatz.

‚7 78. Geschäftsordnungim Reichstag.Wie

erfolgt die Abstimmung im Reichstag?
Beschreibe die Form der Abstimmung.

« Die Abstimmungerfolgtdurch

Aufstehenoder Sitzenbleiben.

‚7 79. Geschäftsordnungim Reichstag.Was ist

unter dem „Hammelsprung“ zu verstehen?

Beschreibe die Ausgangssituation und

das „Hammelsprung“-Verfahren.

Ist die Abstimmungim Reichstagnicht

eindeutig,so verlassen die Mitgliederden Saal

und kehren durch zwei gegenüberliegende
Türen zurück, wobei sie gezähltwerden.

7 80. Was versteht man unter einer Gemeinde?

Vervollständigeden folgendenSatz.

Y Stichworte: Unter Gemeinden versteht man die kleinsten politischen
Fo

nennnnssnnnenenneen * denen die *.........ccaaeenneennnnnnn * in

« Staatsaufsicht örtlicher Begrenzungauf Grund der *..............
u...

*

« Gemeinwesen und unter Y..aeenaaneennnneeenaneennnn* obliegt.
« Verwirklichung

politischerAufgaben
° Staatsgeserze ‚7 Sı. Was ist ein Magistrat? Definiere die ı) Funktion,

2) seine Aufgabeund 3) die Zusammensetzung.

Der Magistrat ist die
« 1) Obrigkeitder Stadt und
° 2) verwaltet ihre Angelegenheiten.
« 3) Er besteht aus einem oder zwei Bürgermeistern

und einer Anzahl von Stadträten (Beigeordnete).
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D. Aufgabensatz.

‚7 82. Die öffentlichen Körperschaftenbesitzen zwar ein

gewisses Vermögen, jedoch ist ihre Tätigkeit nicht

auf eine Vermehrungdesselben gerichtet. Was ist

in diesem Zusammenhangunter „Voranschlag“zu

verstehen? Erläutere den Begriff in einem Satz.

Y Stichworte:

Die Gemeinden sollten im voraus übersehen können,
welche *.........ccceeenneenneeeneeennennnnennnneenenennenenn*

nötig « Kosten zur Erfüllung
sein werden und die von ihnen jährlich aufzustellende der Gemeinde-

eennennnsennneneneennn
* stimmt in der Regelmit dem Aufgaben

Voranschlag(*.....................0..0.0.. *) überein. « Bilanz
° Etat

‚83. Was regelt das Unterstützungswohnsitzgesetz?
Beschreibe den Inhalt des Gesetzes unter

Nennung der relevanten Stichworte.
zeit,

% Stichworte:
x xNach diesem Gesetz hat der *...................2..0......

(Gemeinde) die *...............22000..000.... *zu « Ortsarmenverband

gewähren,in welchem der Betreffende,soweit er - Aufenthalt
Wnnnunnssssssnseensenenn*

jst, seit einem Jahreseinen « Armenunterstützung
Wuenknnnsnennsenennneen* hat (Unterstützungswohnsiitz). « über 16 Jahrealt

‚? 84. Was sind die Aufgabender Ortspolizei? Nenne

die Aufgaben,die allgemeinals Tätigkeiten
zur Abwehr von Störungen der öffentlichen

Ordnung zusammengefaßtwerden können.

« 1. Schutz der Person und des Eigentums
« 2. Paß-und Meldewesen,
°

3. Regelungdes öffentlichenVerkehrs,
«4. Regelungdes Markt- und Nahrungsmittelverkehrs,
°

5. Überwachungder Vereine und Versammlungen,
gemäßdemReichsvereinsgesetzvom 19. April1908,

° 6. Überwachungder Schank- und Saftwirtschaften;
hierher gehörtauch die Festsetzungder Polizeistunden,

« 6. Sorgefür Leben und Gesundheit (Sanitäts-
und Gesundheitspolizei,Desinfektionusw.),

° 7. Regelungdes Bau- und Feuerwesens,
« 8. Schutz der Felder, Wälder usw.
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D. Aufgabensatz.

% Stichworte:

Hansastädte

Verfassung
Bundefürsten
Großherzog
König
Oberbefehlüber

das Heer

Fürst

Staatsbeamten

Gesetze

Landtag
Regierungsakte
unverletzlich

‚ 85. Sonstige Sorge für Kultur. Wie wird die Kultur

gefördert?Nenne die Reihe der Institutionen

und Veranstaltungen,die Staat und Gemeinde

geschaffenhaben, um die Kultur weiter zu fördern.

« WissenschaftlicheAnstalten.
« Bibliotheken.
« Lesehallen.
« Volksvorträge

‚7 86. Bundesstaaten. Welche Stellungnimmt

der jeweilige Bundesfürst ein? Beschreibe

seine Stellung, seine Machtbefugnisseund

die Hierarchie durch Füllen der Lücken.

An der Spitzeeines jedenStaates steht in Deutschland — mit

Ausnahme der drei *.............u..uun.uune... *
— der Bundesfürst,

ein Monarch, der den Titel *............................. *
eenennssnnnnenenneen

* oder Yeeaanennnneenenneeennnnen*

führt. Ihm steht grundsätzlichalle Macht im Staate zu,

soweit er sie nicht selbst durch die *............................. *

r rbeschränkt hat. Die Minister und

werden von ihm angestellt,in Bayern teilweise auch in

Württembergund Sachsen führt er in Friedenszeiten den

nnsnnnsnnssneeenn *, er erläßtdie von ihm mit dem

Landtagegemeinsam beschlossenen * *

übt das Begnadigungsrechtaus, verleiht Titel und Orden,
beruftund vertagt den *.............

u...
* und löst

ihn auf.Seine Person ist *.......
cn: * d.h.

er ist für keine seiner Handlungenverantwortlich; daher

müssen seine*.....neaneennenneeneennnn*
von einem Minister

gegengezeichnetwerden, der dadurch die Verantwortung
dafürübernimmt. Angriffeauf *

Wort, Schriftund der Tat werden besonders streng bestraft.
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D. Aufgabensatz.

‚? 87. Welche Aufgabenhat der Landtag als Staatsorgan
in den meisten Bundesstaaten? Beschreibe die

Aufgabenunter Nennung der relevanten Stichworte.

% Stichworte:
En

eennnsennnsenennenen
* bei Entscheidungen.

« Etat

eennnsnnnnsnenenenn
* der Tätigkeitder Regierung. « Verwaltung

° Mitwirkung
Mitwirkung bei der *............. u... *

« Gesetzgebung
und *...caenneennnenennnennnn* «e Kontrolle

Einnahmen und Ausgabendes Landes müssen in Form eines

Gesetzes nn.
* gesetz)genehmigtwerden.

‚7 88. Aus welcher fast überall eingeführten
Steuer bestehen die Haupteinnahmender

Bundesstaaten? ı) Nenne sie und 2) nenne die

Bezeichnungfür die steuerliche Selbstauskunft.

e 1) Einkommenssteuer.
« 2) Deklaration.

‚ 89. Wer muß in der Regelden Etat der Bundesstaaten

genehmigen?Nenne das Staatsorgan.

« Esist der Landtag.

‚7 90. Warum ist die Reichsgewaltdie einzig souveräne

Gewalt in Deutschland? Begründedie Aussage
unter Nennung der relevanten Stichworte. # Stichworte:

Das Reich hat die Befugnis,die *............................- *
« Gesetz(gebung)

zwischen sich und den Einzelstaaten zu *......................0...... *
« Kompetenzverteilung

en; es kann insbesondere den letzteren *................2...........- * e Hoheitsrechte

soferndieselben nicht den Charakter sogenannter « Sonderrechte

nuennnsennssneneneeenn
* besitzen,durch einen Akt seiner « regulier(en)

eelulununsntntnenserennnnn*gebungentziehen. Die Reichsgewalt
ist daher die einzig souveräne Gewalt in Deutschland.
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D. Aufgabensatz.

‚7 91. Welche Angelegenheitenunterliegen der

Gesetzgebungund Beaufsichtigungdes Reichs?
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a) Die Bestimmungenüber Freizügigkeir,Heimats-

und Niederlassungsverhältnisse,Staatsbürger-
recht, Paßwesenund Fremdenpolizeiund über den

Gewerbebetrieb einschließlichdes Versicherungs-
wesens, desgleichenüber die Kolonisation und

Auswanderungnach außer-deutschenLändern;
b) die Verhältnisse des Handels, das Zollwesen und die

für die Zwecke des Reiches zu verwen-denden Steuern;
c) die Ordnungdes Maß-,Münz- und Gewichtssystems
nebst Feststellungder Grundsätze über die Emission

von fundiertemund unfundiertemPapiergeld;
d) die allgemeinenBestimmungenüber das Bankwesen;
e) die Erfindungspatente;
P der Schutz des geistigenEigentums.
g)die Organisationeines gemeinsamenSchutzes
des Deutschen Handels im Auslande, der

Deutschen Schiffahrtund ihrer Flaggezur See

und Anordnunggemeinsamer konsularischer

Vertretung,welche vom Reich ausgestattet wird.

h) das Eisenbahnwesen und die Herstellungvon

Land- und Wasserstraßenim Interesse der Landes-

verteidigungund des allgemeinenVerkehrs;
i) der Flößerei-und Schiffahrtsbetriebauf den mehreren

Staaten gemeinsamenWasserstraßenund der Zustand

der letzteren, sowie die Fluß-und sonstigen Wasser-

zölle, desgleichendie Seeschiffahrtszeichen(Leucht-

feuer,Tonnen, Baken und sonstigeTagesmarken;
j) das Post- und Telegraphenwesen;
k) Bestimmungenüber die wechselseitigeVollstre-

ckungvon Erkenntnissen in Zivilsachen und

Erledigungvon Requisitionenüberhaupt,
) sowie über die Beglaubigungvon

öffentlichenUrkunden;
m) das gesamte bürgerlicheRecht, das Straf-
recht und das gerichtlicheVerfahren;
n) das Militärwesen des Reiches und die Kriegsmarine;



« 0) Maßsregelnder Medizinal- und Veterinärpolizei;
« p) die Bestimmungenüber die Presse

und das Vereinswesen.

‚7 92. Wie läßt sich der Charakter der Glieder

innerhalb des Reichs beschreiben? Beschreibe

unter Nennung der relevanten Stichworte. I

* *

« Eine Reihe von Angelegenheitenzur *............

nn lnunsunsntnsnteeeesenenteneen* verblieben.
° nicht bloß*..................... * sondern

auch Yan. *

*
« selbständigin Bezugauf die *.............................

DA
e Einzelstaaten sind *..............nnan..

Fr

und im Besitze wenigstenseines Teiles der
% slvölkerrechtlichen *....................0.00.....

”

‚7 93. Welchen Status hat das Reichsland Elsaß-

Lothringen, denn es ist kein Bundesstaat? Definiere

unter Nennung der relevanten Begriffe.
®

Das Reichsland Elsaß-Lothringenist kein Staat, sondern

EIN YaeeeennnnnnennnnenennenenenEEE
nnennnnenunnnnenn * das

als Ynnnenennenennnnennn. * des Reichs bezeichnet wird.

Die *........ccannnnnnn * über Elsaß-Lothringen
steht dem Reich zu, somit sind die „Landes“-Gesetze

eknenennssnnssnesennnenn *, Die Verwaltungvon Elsaß-Lothringen
wird durch *..........caenanenannn.. * geführt.Die Verfassung
des Reichslandes ist durch *............................. * geregelt.

D. Aufgabensatz.

Stichworte (zu 92.):

e Charakter von

Staaten
« ruht aufeigenem

Recht
« selbstständigen

Regelung
« Verwaltungs-

befugnisse
« geserzgeberische

Funktionen

«Feststellung ihrer

Verfassung
« Subjektedes

Völkerrechts
e Hoheitsrechte
« Gesandtschaftsrecht
° Vertragsschlie-

Rungsrecht

Stichworte:

« vom Reich regiertes
« Gemeinwesen
« Provinz

« Staatsgewalt
Reichsgesetze

«e Reichsbeamte

Reichsgesetze
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D. Aufgabensatz.

‚7 94. Welche der obersten Reichsbehörden kennst

Du? Benenne bis zu 17 Reichsämter.

« 1) Das AuswärtigeAmt.
« 2) Das Reichsamt des Innern.

« 3) Reichswirtschaftsamt.
e 4) Das Reichsmarineamt.
° 5) Das Reichsjustizamt.
« 6) Das Reichsschatzamt.
« 7) Das Reichskolonialamt.
« 8) Das Reichseisenbahnamt.
« 9) Der Rechnungshofdes Deutschen Reichs.
« 10) Das Reichspostamt.
« 11)Das Kriegsernährungsamt.
« 12) Das Reichsamt für die Verwaltungder Reichs-

eisenbahnen (in Elsaß-Lothringenund Luxemburg).
° 13)Das Reichsmilitärgericht.
« 14)Die Reichsbank.
° 15)Die Reichsversicherungsanstaltfür Angestellte.
« 16) Die Reichsschuldenkommission.
« 17)Die Reichsrayonkommission.

‚7 95. Welche Wirkung sollte die Einführung des

Strafgesetzbuchsam 15. Mai 1871,kurz nach

Gründung des Deutschen Reichs, haben?

® Stichworte: Nenne nur den relevanten Aspekt.

« Vereinheitlichung Vo
nnsnnnnensseenen

* des Deutschen Rechts.

‚7 96. Strafrecht. Welche Unterscheidungengibt es,

je nach Schwere der Gesetzesverletzungenund

der darauf ruhenden Strafe? Ergänze die drei

Straftaten, beginnendmit schweren Verbrechen.

Hochverrat, Mord, Einbruchsdiebstahl, Brandstiftung,Meineid.
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D. Aufgabensatz.

oder Geldstrafenvon mehr als 150 Mark bedroht

sind: Diebstahl, Unterschlagung,Körperverletzung,
Beleidigung,Gotteslästerung,fahrlässigerMeineid.

bis zu 150 Mark bedroht sind: Störungder öffentlichenRuhe

und Ordnung,Berteln, Tierquälerei,falscheNamensführung.

F 97. Innere Entwicklung. Welche

Wirtschaftszweigehaben sich, maßgeblich
ausgehendvon Preußen, über den Rahmen

des Kleinhandwerks hinaus in Deutschland

entwickelt? Nenne die Wirtschaftszweige.

«e Handel.
« Gewerbe.
« Industrie/ Produktion/ Großbetriebe.

‚7 98. Wie ist die Wehrpflicht geregelt?Gib die Dauer

der Wehrpflicht beginnendmit dem Eintrittsalter an.

« Sie dauert vom 17. bis zum 45. Lebensjahr.

‚7 99. Welche wesentlichen Aufgabenhat das

Heer? Nenne die beiden Aufgaben.

« Die Wahrungder Reichsmacht.
« Die Wahrungdes Friedens.
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Bundes-Gefebblatt
DeutfchenBundes.

N 16.

(Nr. 628.) Gefch, betreffend die Verfaffung des Deutfhen Reihe. Bom 16. April 1871.

Mir Milbelm, von Gottes Gnaden DeutfcherKaifer, König
bon Dreußen ıc.

verordnen hiermit im Namen ded Deutfchen Reich8, nach erfolgter Zuftiinmung
de Bundesrathed und de8 Neichdtages,was folgt:

gl.
An die Stelle der zwifchendem NorddeutfchenBunde und den Großherzog-

thümern Baden und SHeffenvereinbarten Berfaffung de8 Deutfchen Bundes
(Bundesgefeßbl.vom Sabre 1870. ©. 627. ff.), fowie der mit den Königreichen
Bayern und Württemberg über den Beitritt zu diefer Verfaffung gefchloffenen
Verträge vom 23. und 25. November 1870. (Bundeögefegbl.vorm Jahre 1871.
‘©. 9. ff. und vom Jahre 1870. ©. 654. ff.) tritt die beigefügte

Berfaffungs-Urkunde für das Deutfche Neich.

$. 2.

Die Beftimmungen in Artikel 80. der in $. 1. gedachtenVerfafjung des

Deutfhen Bundes (Bundeögefeßbl.vom Jahre 1870. ©. 647.), unter IIL. $. 8.
de8 Wertraged mit Bayern vom 23. November 1870. CBunbeageiehdvon

Sabre 1871. ©. 21. ff), in Artikel 2. Nr. 6. des Vertraged mit Württemberg
vom 25. November 1870. (Bundesgefeßbl. vom jahre 1870. ©. 656.), über
die Einführung der im NoxrddeutfchenBunde ergangenen Gefehe in diefenStaaten
bleiben in Kraft.

Die dort bezeichnetenGefeße find Neichögefege.Wo in denfelben von

dein NorddeutfchenBunde, deffen Verfaffung, Gebiet,Mitgliedern oder Staaten,

znbigenat,verfaffungsmäßigenOrganen, Angehörigen,Beamten, Jlagge u. f. w.

die Hedeift, find das Deutfche Neich und deffen entjprechendeBeziehungenzu
verftehen.

Bundes. Gefeßbl.1871. 19

Ausgegebenzu Berlin den 20. April 1871.
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Gesetz, betreffend die Verfassung
des Deutschen Reichs

vom 16. April 1871.
— im letzten gültigen Rechtsstand vom 27. Oktober 1918, 24 Uhr —

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußsen etc. verordnen

hiermit im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrates

und des Reichstages,was folgt:

81.

An die Stelle der zwischen dem Norddeutschen Bunde und den Großherzogtümern
Baden und Hessen vereinbarten Verfassungdes Deutschen Bundes (Bundesgesetzbl.vom

Jahre 1870 S. 627 ff.), sowie der mit den Königreichen Bayern und Württemberg über

den Beitritt zu dieser VerfassunggeschlossenenVerträge vom 23. und 25. November 1870
(Bundesgesetzbl.vom Jahre1871 S. 9 ff. und vom Jahre1870 S. 654 ff.) tritt die beigefügte
Verfassungs-Urkundefür das Deutsche Reich.

82.

ı Die Bestimmungen in Artikel 80 der in $ ı gedachtenVerfassungdes Deutschen

Bundes (Bundesgesetzbl.vom Jahre 1870 S. 647), unter III. $ 8 des Vertrages mit Bayern
vom 23. November 1870 (Bundesgesetzbl.vom Jahre1871 S. 21 ff.), in Artikel 2. Nr. 6. des

Vertrages mit Württemberg vom 25. November 1870 (Bundesgesetzbl.vom Jahre 1870 S.

656),über die Einführung der im Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetze in diesen

Staaten bleiben in Kraft.

2 Die dort bezeichneten Gesetze sind Reichsgesetze.Wo in denselben von dem Nord-

deutschen Bunde, dessen Verfassung,Gebiet, Mitgliedern oder Staaten, Indigenat, ver-

fassungsmäfßsigenOrganen, Angehörigen,Beamten, Flaggeu. s. w. die Rede ist, sind das

Deutsche Reich und dessen entsprechendeBeziehungenzu verstehen. Dasselbe gilt von

denjenigen im Norddeutschen Bunde ergangenen Gesetzen, welche in der Folgein einem

der genannten Staaten eingeführt werden.
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53.

ı Die Vereinbarungen in dem zu Versailles am ı5. November 1870 aufgenommenen
Protokolle (Bundesgesetzbl.vom Jahre1870 S. 650 ff.), in der Verhandlung zu Berlin vom

25. November 1870 (Bundesgesetzbl.vom Jahre 1870 S. 657),dem Schlußprotokollevom

23. November 1870 (Bundesgesetzbl.vom Jahre1871S. 23 ff.), sowie unter IV. des Vertrages
mit Bayern vom 23. November 1870 (a. a. ©. S. 25 ff.) werden durch dieses Gesetz nicht

berührt.

2 Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschrift und beigedrucktem
Kaiserlichen Insiegel.

GegebenBerlin, den 16. April 1871.

(Locus Sigilli)

Wilhelm.

Fürst v. Bismarck.
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Verfassung des Deutschen Reichs.

Seine Majestät der König von Preußen im Namen des Norddeutschen Bundes, Seine

Majestät der König von Bayern, Seine Majestät der König von Württemberg, Seine König-
liche Hoheit der Großherzogvon Baden und Seine Königliche Hoheit der Großherzog
von Hessen und bei Rhein für die südlich vom Main belegenenTeile des Großherzogtums
Hessen, schließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundesgebietesund des innerhalb

desselben gültigen Rechtes, sowie zur Pflegeder Wohlfahrt des Deutschen Volkes. Dieser

Bund wird den Namen Deutsches Reich führen und wird nachstehende Verfassung
haben.

I. Bundesgebiet.
Artikel ı.

Das Bundesgebietbesteht aus den Staaten Preußen mit Lauenburg,Bayern, Sachsen,
Württemberg, Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin,Sachsen-Weimar, Mecklenburg-
Strelitz, Oldenburg, Braunschweig,Sachsen-Meiningen,Sachsen-Altenburg,Sachsen-

Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen,
Waldeck, Reuß älterer Linie, Reufß jüngerer Linie, Schaumburg-Lippe,Lippe, Lübeck,
Bremen und Hamburg sowie Elsaß-Lothringen.”

I) Durch Reichsgesetz betreffend die Vereinigung von Elsaß und Lothringen mit dem Deutschen Reiche vom

9. Juni 1871 (RGBl. S. 212), geändert durch Reichsgesetz vom 20. Juni 1872 (RGBl. S. 208) wurde die Reichs-

verfassung zum 1. Januar 1874 im Reichsland Elsaß-Lothringen in Kraft gesetzt. Die hierzu erforderlichen

Bestimmungen ergingen durch Reichsgesetz betreffend die Einführung der Verfassung des Deutschen Reichs in

Elsaß-Lothringen vom 25. Juni 1873 (RGBl. S. 161). Außerdem wurde durch Reichsgesetz vom 15.12.1890 (RGBl. S.

207-208) Helgoland dem preußischen Staat einverleibt.
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II. Reichsgesetzgebung.
Artikel 2.

Innerhalb dieses Bundesgebietesübt das Reich das Recht der Gesetzgebungnach

Maßgabedes Inhalts dieser Verfassungund mit der Wirkung aus, daß die Reichsge-
setze den Landesgesetzenvorgehen.Die Reichsgesetzeerhalten ihre verbindliche Kraft

durch ihre Verkündigung von Reichs wegen, welche vermittelst eines Reichsgesetzblattes
geschieht.Sofern nicht in dem publizierten Gesetze ein anderer Anfangstermin seiner

verbindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die letztere mit dem vierzehnten Tage nach

dem Ablauf desjenigenTages,an welchem das betreffende Stück des Reichsgesetzblattes
in Berlin ausgegebenworden ist.

Artikel 3.

Für ganz Deutschland besteht ein gemeinsames Indigenat mit der Wirkung, daß der

Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in jedem anderen

Bundesstaate als Inländer zu behandeln und demgemäßzum festen Wohnsitz, zum

Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Ämtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur

Erlangungdes Staatsbürgerrechtesund zum Genusse aller sonstigen bürgerlichenRechte

unter denselben Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen, auch in Betreff der

Rechtsverfolgungund des Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist.

Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Befugnis durch die Obrigkeit seiner

Heimat, oder durch die Obrigkeit eines anderen Bundesstaates beschränkt werden.

Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung und die Aufnahme in den

lokalen Gemeindeverband betreffen, werden durch den im ersten Absatz ausgespro-
chenen Grundsatz nicht berührt.

Ebenso bleiben bis auf weiteres die Verträge in Kraft, welche zwischen den einzelnen

Bundesstaaten in Beziehungauf die Übernahme von Auszuweisenden, die Verpflegung
erkrankter und die Beerdigungverstorbener Staatsangehörigenbestehen.

Hinsichtlich der Erfüllung der Militärpflicht im Verhältnis zu dem Heimatslande wird

im Wege der Reichsgesetzgebungdas Nötige geordnetwerden.

Dem Auslande gegenüberhaben alle Deutschen gleichmäßigAnspruch auf den Schutz

des Reichs.
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Artikel 4.

Der Beaufsichtigungseitens des Reichs und der Gesetzgebungdesselben unterliegen
die nachstehenden Angelegenheiten:?

1.) die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimats- und Niederlassungs-Verhältnisse,
Staatsbürgerrecht, Paßwesen und Fremdenpolizei und über den Gewerbebetrieb,
einschließlich des Versicherungswesens,soweit die Gegenständenicht schon durch

den Artikel 3 dieser Verfassungerledigt sind, in Bayern jedoch mit Ausschluß der

Heimats- und Niederlassungs-Verhältnisse,desgleichenüber die Kolonisation und die

Auswanderungnach außerdeutschen Ländern;
2.) die Zoll- und Handelsgesetzgebungund die für die Zwecke des Reichs zu ver-

wendenden Steuern;

3.) die Ordnung des Maß-, Münz- und Gewichtssystems,nebst Feststellungder Grund-

sätze über die Emission von fundiertem und unfundiertem Papiergelde;
4.) die allgemeinenBestimmungen über das Bankwesen;
5.) die Erfindungspatente;
6.) der Schutz des geistigen Eigentums;
7.) Organisation eines gemeinsamen Schutzes des Deutschen Handels im Auslande,
der Deutschen Schiffahrt und ihrer Flagge zur See und Anordnung gemeinsamer
konsularischer Vertretung, welche vom Reiche ausgestattet wird;
8.) das Eisenbahnwesen, in Bayern vorbehaltlich der Bestimmung im Artikel 46, und die

Herstellung von Land- und Wasserstraßen im Interesse der Landesverteidigungund des

allgemeinenVerkehrs;
9.) der Flößerei- und Schiffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten gemeinsamen
Wasserstraßen und der Zustand der letzteren, sowie die Fluß- und sonstigen Wasser-

zölle; desgleichendie Seeschiffahrtszeichen (Leuchtfeuer, Tonnen, Balken und sonstige
Tagesmarken);»
10.) das Post- und Telegraphenwesen,jedoch in Bayern und Württemberg nur nach Maß-

gabeder Bestimmung im Artikel 52;
ı1.) Bestimmungen über die wechselseitigeVollstreckung von Erkenntnissen in Zivil-

sachen und Erledigung von Requisitionen überhaupt; sowie über die Beglaubigungvon

öffentlichen Urkunden;
12.) die gemeinsame Gesetzgebungüber das gesamte bürgerliche Recht, das Strafrecht

2) Diese Aufzählung ist nicht abschließend; insbesondere kann ihr Umfang durch die „Kompetenz-Kompe-
tenz“ des Reiches nach Artikel 78 der Verfassung durch einfaches Reichsgesetz (das im Bundesrat jedoch keine

14 Stimmen gegen sich haben darf) erweitert werden, ohne den Text der Verfassungsurkunde formal zu ändern

(„verfassungsdurchbrechende Gesetze“).

3) Der letzte Punkt wurde durch Gesetz vom 3. März 1873 (RGBl. S. 47) eingefügt.
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und das gerichtliche Verfahren;”
13.) das Militärwesen des Reichs und die Kriegsmarine;
14.) Maßregelnder Medizinal- und Veterinärpolizei;
15.) die Bestimmungen über die Presse und das Vereinswesen.

Artikel 5.

Die Reichsgesetzgebungwird ausgeübtdurch den Bundesrat und den Reichstag.Die

Übereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse beider Versammlungenist zu einem Reichs-

gesetze erforderlich und ausreichend.

Bei Gesetzesvorschlägenüber das Militärwesen, die Kriegsmarine und die im Artikel 35
bezeichneten Abgaben gibt, wenn im Bundesrate eine Meinungsverschiedenheitstatt-

findet, die Stimme des Präsidiums’ den Ausschlag,wenn sie sich für die Aufrechthaltung
der bestehenden Einrichtungen ausspricht.

III. Bundesrat.

Artikel 6.

Der Bundesrat besteht aus den Vertretern der Mitglieder des Bundes, unter welchen die

Stimmführung sich in der Weise verteilt, daß

Preußen mit den ehemaligenStimmen von Hannover, Kurhessen, Holstein, Nassau und

Frankfurt 17 Stimmen führt,

Bayern 6 Stimmen,
Sachsen 4 Stimmen,

Württemberg 4 Stimmen,
Baden 3 Stimmen,

Hessen 3 Stimmen,

Mecklenburg-Schwerin 2 Stimmen,
Sachsen-Weimar ı Stimme,

Mecklenburg-Strelitz ı Stimme,

Oldenburg ı Stimme,

4) Der Wortlaut wurde durch Gesetz vom 20. Dezember 1873 (RGBl. S. 379) neugefaßt.
5) Eine „Präsidialstimme“ Preußens gibt es nicht. Gemeint sind die 17 preußischen Mitgliedschaftsstimmen,
die einheitlich (als „Eine Stimme“) vom stimmführenden preußischen Bundesratsbevollmächtigten abzugebenP 8 8
sind.

Seite 155



E. Anhang.

Braunschweig
Sachsen-Meiningen
Sachsen-Altenburg
Sachsen-Koburg-Gotha
Anhalt

Schwarzburg-Rudolstadt
Schwarzburg-Sondershausen
Waldeck

Reuß älterer Linie

Reuß jüngerer Linie

Schaumburg-Lippe
Lippe
Lübeck

Bremen

Hamburg
zusammen

2 Stimmen,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,
ı Stimme,

58 Stimmen.

JedesMitglied des Bundes kann so viel Bevollmächtigtezum Bundesrate ernennen, wie

es Stimmen hat, doch kann die Gesamtheit der zuständigenStimmen nur einheitlich

abgegebenwerden.

Artikel 6a.

Elsaß-Lothringenführt im Bundesrate drei Stimmen, solangedie Vorschriften in Art.

II $ 1,82 Abs. ı und 3 des Gesetzes über die VerfassungElsaß-Lothringensvom 31. Mai

ı9ıı in Kraft sind.

Die elsaß-lothringischenStimmen werden nicht gezählt,wenn die Präsidialstimme”

nur durch den Hinzutritt dieser Stimmen die Mehrheit für sich erlangenoder im Sinne

des Art. 7 Abs. 3 Satz 3 den Ausschlaggebenwürde. Das gleichegilt bei der Beschluß-

fassungüber Änderungender Verfassung.

Elsaß-Lothringengilt im Sinne des Art. 6 Abs. 2 und der Art. 7 und 8 als Bundesstaat.

6) Dieser Artikel wurde durch Gesetz vom 31. Mai ıgıı (RGBl. S. 225) eingefügt.
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Artikel 7.

Der Bundesrat beschließt:

1.) über die dem Reichstage zu machenden Vorlagen und die von demselben

gefaßstenBeschlüsse;
2) über die zur Ausführung der Reichsgesetzeerforderlichen allgemeinenVer-

waltungsvorschriften und Einrichtungen, sofern nicht durch Reichsgesetzetwas

Anderes bestimmt ist;

3.) über Mängel,welche bei der Ausführung der Reichsgesetzeoder der vorstehend

erwähnten Vorschriften oder Einrichtungen hervortreten.

JedesBundesgliedist befugt,Vorschlägezu machen und in Vortrag zu bringen, und das

Präsidium ist verpflichtet, dieselben der Beratung zu übergeben.

Die Beschlußfassungerfolgt, vorbehaltlich der Bestimmungen in den Artikeln 5, 37,
und 78, mit einfacher Mehrheit. Nicht vertretene oder nicht instruierte Stimmen werden

nicht gezählt.Bei Stimmengleichheitgibt die Präsidialstimme”’ den Ausschlag.

Bei der Beschlußfassungüber eine Angelegenheit,welche nach den Bestimmungen
dieser Verfassungnicht dem ganzen Reiche gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen

nur derjenigenBundesstaaten gezählt,welchen die Angelegenheitgemeinschaftlichist.

Artikel 8.

Der Bundesrat bildet aus seiner Mitte dauernde Ausschüsse

1.) für das Landheer und die Festungen;
2.) für das Seewesen;

3.) für Zoll- und Steuerwesen;
4.) für Handel und Verkehr;
5.) für Eisenbahnen, Post und Telegraphen;
6.) für Justizwesen;
7) für Rechnungswesen.

In jedem dieser Ausschüsse werden außer dem Präsidium mindestens vier Bundes-

staaten vertreten sein, und führt innerhalb derselben jeder Staat nur Eine Stimme. In

7) Siehe hierzu Artikel 5sAnmerkung 5.
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dem Ausschuß für das Landheer und die Festungen hat Bayern einen ständigen Sitz,?
die übrigen Mitglieder desselben, sowie die Mitglieder des Ausschusses für das Seewesen

werden vom Kaiser ernannt; die Mitglieder der anderen Ausschüsse werden von dem

Bundesrate gewählt. Die Zusammensetzung dieser Ausschüsse ist für jede Session des

Bundesrates resp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei die ausscheidenden Mitglieder
wieder wählbar sind.

Außerdem wird im Bundesrate aus den Bevollmächtigten der Königreiche Bayern,
Sachsen und Württemberg und zwei, vom Bundesrate alljährlich zu wählenden Bevoll-

mächtigten anderer Bundesstaaten ein Ausschuß für die auswärtigen Angelegenheiten
gebildet, in welchem Bayern den Vorsitz führt.

Den Ausschüssen werden die zu ihren Arbeiten nötigen Beamten zur Verfügung
gestellt.

Artikel 9.

JedesMitglied des Bundesrates hat das Recht, im Reichstagezu erscheinen und muß

daselbst auf Verlangenjederzeit gehört werden, um die Ansichten seiner Regierung zu

vertreten, auch dann, wenn dieselben von der Majorität des Bundesrates nicht adoptiert
worden sind. Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrates und des Reichstages
sein.

Artikel ıo.

Dem Kaiser liegt es ob, den Mitgliedern des Bundesrates den üblichen diplomatischen
Schutz zu gewähren.

8) Aufgrund der Militärkonvention zwischen dem Norddeutschen Bund und dem Königreich Sachsen vom

07.02.1867 sowie der Militärkonvention zwischen dem Norddeutschen Bunde und dem Königreich Württemberg
vom 21./25.11.1870haben Sachsen und Württemberg ebenfalls einen ständigen Sitz in diesem Ausschuß inne.
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IV. Präsidium.

Artikel ıı.

Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von Preußen zu, welcher den Namen

Deutscher Kaiser führt. Der Kaiser hat das Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen

des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu schließen, Bündnisse und andere Verträge
mit fremden Staaten einzugehen,Gesandte zu beglaubigenund zu empfangen.

Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die Zustimmung des Bundes-

rates erforderlich, es sei denn, daß ein Angriff auf das Bundesgebietoder dessen Küsten

erfolgt.

Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Gegenständebeziehen,
welche nach Artikel 4 in den Bereich der Reichsgesetzgebunggehören, ist zu ihrem

Abschluß die Zustimmung des Bundesrates und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung
des Reichstageserforderlich.

Artikel ı2.

Dem Kaiser steht es zu, den Bundesrat und den Reichstagzu berufen, zu eröffnen, zu

vertagen und zu schließen.

Artikel 13.

Die Berufungdes Bundesrates und des Reichstagesfindet alljährlich statt und kann der

Bundesrat zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichstag,letzterer aber nicht ohne

den Bundesrat berufen werden.

Artikel 14.

Die Berufung des Bundesrates muß erfolgen, sobald sie von einem Drittel der

Stimmenzahl verlangt wird.
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Artikel ı5.

Der Vorsitz im Bundesrate und die Leitung der Geschäfte steht dem Reichskanzler zu,

welcher vom Kaiser zu ernennen ist.

Der Reichskanzler kann sich durch jedes andere Mitglied des Bundesrates vermöge
schriftlicher Substitution vertreten lassen.?

Artikel ı6.

Die erforderlichen Vorlagenwerden nach Mafsgabeder Beschlüsse des Bundesrates im

Namen des Kaisers an den Reichstaggebracht,wo sie durch Mitglieder des Bundesrates

oder durch besondere von letzterem zu ernennende Kommissarien vertreten werden.

Artikel 17.

Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgesetzeund die

Überwachungder Ausführung derselben zu. Die Anordnungen und Verfügungendes

Kaisers werden im Namen des Reichs erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen-
zeichnungdes Reichskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt.

9) Die Vertretung des Reichskanzlers wurde geregelt durch das Gesetz betreffend die Stellvertretung des

Reichskanzlers vom 17. März 1878 (RGBl. S. 7). Hiernach sind folgende Stellvertreter aufgestellt worden:

a) der Generalstellvertreter (der Vizekanzler),

b) der Staatssekretär des Auswärtigen,
c) der Chef der Admiralität,

d) der Staatssekretär für das Finanzwesen (Reichsschatz-Sekretär),

e) der Staatssekretär für das Post- und Telegraphenwesen (bis 1880 Generalpostmeister des Deutschen Reichs),

f) der Staatssekretär für das Justizwesen,

g) der Staatssekretär für die Verwaltung der Reichs-Eisenbahnen,

h) der Staatssekretär des Innern.
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Artikel ı8.

Der Kaiser ernennt die Reichsbeamten, läßt dieselben für das Reich vereidigen und

verfügt erforderlichen Falles deren Entlassung.Den zu einem Reichsamte '” berufenen

Beamten eines Bundesstaates stehen, sofern nicht vor ihrem Eintritt in den Reichsdienst

im Wege der Reichsgesetzgebungetwas Anderes bestimmt ist, dem Reiche gegenüber
diejenigenRechte zu, welche ihnen in ihrem Heimatslande aus ihrer dienstlichen Stellung
zugestandenhatten.

Artikel 19.

Wenn Bundesgliederihre verfassungsmäßigenBundespflichtennicht erfüllen, können

sie dazu im Wege der Exekution angehaltenwerden. Diese Exekution ist vom Bundesrate

zu beschlieffen und vom Kaiser zu vollstrecken.

10) Als Reichsämter wurden errichtet:

I. Zentralverwaltung (d. h. Stellen, in deren Tätigkeit der Reichskanzler jederzeit einzugreifen befugt ist):

a) das Reichsamt des Innern (bis 1879 Reichskanzleramt, das 1871 aus dem 1867 gegründeten Bundeskanzler-

amt hervorging) mit den Reichskommissariaten, dem statistischen Amt, der Normal-Eichungskommission,
Gesundheitsamt und einer besonderen Abteilung für wirtschaftliche Angelegenheiten unter einem Direktor;

b) das auswärtige Amt (seit 1871, auch heute noch Bezeichnung für das dt. Außenministerium)
c) die Admiralität (seit 1872),
d) das Reichs-Postamt (1875 bis 1880: General-Postamt),
e) das Reichs-Justizamt (seit 1876),
f) das Reichsamt für die Verwaltung der Reichs-Eisenbahnen (seit 1879),
g) das Reichs-Eisenbahnamt (seit 1873),
h) das Reichs-Schatzamt (seit 1879),
i) das Reichsbank-Direktorium (seit 1875).
j) das Reichswirtschaftsamt (seit 1917).
k) das Reichsarbeitsamt (seit 1918).
II. Die selbständigen Finanzbehörden des Reichs, welche nur unter der „oberen Leitung“ des Reichskanzlers

stehen:

a) der Rechnungshof(seit 1871),
b) das Reichsbank-Kuratorium und die Reichsbank-Kommissäre (seit 1875),
c) die Reichsschulden-Verwaltung und die Reichsschulden-Kommission,
d) die Verwaltung des Reichsinvalidenfonds.

III. die Richterbehörden des Reichs:

a) das Reichsgericht (seit 1879),
b) die Reichskonsulargerichte,
c) die Disziplinargerichte,
d) die Verwaltungsgerichte, das Bundesamt für Heimatwesen, das verstärkte Reichs-Eisenbahnamt, das

Reichs-Patentamt, das Reichs-Oberseeamt, die Reichs-Rayonkommission, die auf Grund des Reichsgesetzes vom

21. Oktober 1878 gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie gebildete Reichskommission

(1878 bis 1890), das Reichsversicherungsamt.
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V. Reichstag.
Artikel 20.

Der Reichstaggeht aus allgemeinenund direkten Wahlen mit geheimerAbstimmung
hervor.

Bis zu der gesetzlichenRegelung,welche im $ 5 des Wahlgesetzesvom 31. Mai 1869
(Bundesgesetzbl.1869S. 145)vorbehalten ist, werden in Bayern 48, in Württemberg 17, in

Elsaß-Lothringen15,
” in Baden 14, in Hessen südlich des Main 6 Abgeordnetegewählt,

und beträgt demnach die Gesamtzahl der Abgeordneten397.

Artikel 2ı.

Beamte bedürfen keines Urlaubs zum Eintritt in den Reichstag.

Wenn ein Mitglied des Reichstagesein besoldetes Reichsamt oder in einem Bundes-

staat ein besoldetes Staatsamt annimmt oder im Reichs- oder Staatsdienste in ein Amt

eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder ein höheres Gehalt verbunden ist, so verliert

es Sitz und Stimme in dem Reichstagund kann seine Stelle in demselben nur durch neue

Wahl wieder erlangen.

Artikel 22.

Die Verhandlungendes Reichstagessind öffentlich. WahrheitsgetreueBerichte über

Verhandlungenin den öffentlichen Sitzungen des Reichstagesbleiben von jeder Verant-

wortlichkeit frei.

Artikel 23.

Der Reichstaghat das Recht, innerhalb der Kompetenz des Reichs Gesetze vorzu-

schlagenund an ihn gerichtete Petitionen dem Bundesrate resp. Reichskanzler zu

überweisen.

ı1) Durch 8 3 des Reichsgesetzes betreffend die Einführung der Verfassung des Deutschen Reichs in Elsaß-Lo-

thringen vom 25. Juni 1873 (RGBl. S. 161) wurden für Elsaß-Lothringen 15 Abgeordnete bestimmt. Dadurch hat

sich die Gesamtanzahl der Abgeordneten von 382 auf 397 erhöht.
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Artikel 24.

Die Legislaturperiodedes Reichstagesdauert fünf ” Jahre.Zur Auflösung des Reichs-

tages während derselben ist ein Beschluß des Bundesrates unter Zustimmung des Kaisers

erforderlich.

Artikel 25.

Im Falle der Auflösung ” des Reichstagesmüssen innerhalb eines Zeitraumes von 60

Tagen nach derselben die Wähler und innerhalb eines Zeitraumes von 90 Tagen nach der

Auflösung der Reichstagversammelt werden.

Artikel 26.

Ohne Zustimmung des Reichstagesdarf die Vertagung desselben die Frist von 30 Tagen
nicht übersteigenund während derselben Session nicht wiederholt werden.

Artikel 27.

Der Reichstagprüft die Legitimation seiner Mitglieder und entscheidet darüber. Er

regelt seinen Geschäftsgangund seine Disziplin durch eine Geschäftsordnung'* und

erwählt seinen Präsidenten, seine Vizepräsidentenund Schriftführer.

12) Durch Gesetz vom 19. März 1888 (RGBl. S. 110) wurde die Legislaturperiode in Art. 24 von drei auf fünf

Jahre erhöht.

13) Bis 1918 kam es verfassungsgemäßzu 4 Auflösungen des Reichstages:
a) am 24. Mai 1878,

b) am 14. Januar 1887,

c) am 6. Mai 1893,

d) am 13. Dezember 1906.

14) Geschäftsordnung des Reichstages vom 10. Februar 1876.
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Artikel 28.

Der Reichstag beschließt nach absoluter Stimmenmehrheit. Zur Gültigkeit der

Beschlußfassungist die Anwesenheit der Mehrheit der gesetzlichenAnzahl der Mitglieder
erforderlich.

Artikel 29.

Die Mitglieder des Reichstagessind Vertreter des gesamten Volkes und an Aufträge
und Instruktionen nicht gebunden.

Artikel 30.

Kein Mitglied des Reichstagesdarf zu irgend einer Zeit wegen seiner Abstimmung
oder wegen der in Ausübung seines Berufes getanen Äußerungengerichtlich oder diszi-

plinarisch verfolgt oder sonst außerhalb der Versammlungzur Verantwortung gezogen
werden.

Artikel 31.

Ohne Genehmigung des Reichstageskann kein Mitglied desselben während der

Sitzungsperiodewegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Untersuchunggezogen
oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung der Tat oder im Laufe des nächst-

folgendenTagesergriffen wird.

Gleiche Genehmigungist bei einer Verhaftungwegen Schulden erforderlich.

Auf Verlangendes Reichstageswird jedesStrafverfahren gegen ein Mitglied desselben

und jedeUntersuchungs-oder Zivilhaft für die Dauer der Sitzungsperiodeaufgehoben.

Artikel 32.

Die Mitglieder des Reichstagesdürfen als solche keine Besoldungbeziehen. Sie erhalten

eine Entschädigungnach Maßgabedes Gesetzes. '

15) Art. 28 Absatz 2 ist durch Gesetz vom 24. Februar 1873 (RGBl. S. 45) aufgehoben worden. Er lautete: „Bei
der Beschlußfassung über eine Angelegenheit, welche nach den Bestimmungen dieser Verfassung nicht dem gan-
zen Reiche gemeinschaftlich ist, werden die Stimmen nur derjenigen Mitglieder gezählt, die in Bundesstaaten

gewählt sind, welchen die Angelegenheit gemeinschaftlich ist.“

16) Diesen Wortlaut erhielt Art. 32 durch Gesetz vom 21. Mai 1906 (RGBl. S. 467). Dazu Reichsgesetz betref-
fend die Gewährung einer Entschädigung an die Mitglieder des Deutschen Reichstags vom 2ı. Mai 1906 (RGBl.
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VI. Zoll- und Handelswesen.

Artikel 33.

Deutschland bildet ein Zoll- und Handelsgebiet,umgeben von gemeinschaftlicher
Zollgrenze. Ausgeschlossenbleiben die wegen ihrer Lage zur Einschließung in die

Zollgrenzenicht geeigneten einzelnen Gebietsteile.

Alle Gegenstände,welche im freien Verkehr eines Bundesstaates befindlich sind,
können in jeden anderen Bundesstaat eingeführt und dürfen in letzterem einer Abgabe
nur insoweit unterworfen werden, als daselbst gleichartige inländische Erzeugnisse einer

inneren Steuer unterliegen.

Artikel 34.

Die Hansestädte Bremen und Hamburg mit einem dem Zweck entsprechendenBezirke

ihres oder des umliegendenGebietes bleiben als Freihäfen außerhalb der gemeinschaft-
lichen Zollgrenze,bis sie ihren Einschluß in dieselbe beantragen.'

Artikel 35.

Das Reich ausschließlich hat die Gesetzgebungüber das gesamte Zollwesen, über die

Besteuerung des im Bundesgebietegewonnenen Salzes und Tabaks, bereiteten Brannt-

weins und Bieres und aus Rüben oder anderen inländischen Erzeugnissen dargestellten
Zuckers und Sirups, über den gegenseitigen Schutz der in den einzelnen Bundesstaaten

erhobenen Verbrauchsabgabengegen Hinterziehungen,sowie über die Maßregeln,welche

in den Zollausschlüssen zur Sicherungder gemeinsamen Zollgrenzeerforderlich sind.

In Bayern, Württemberg und Baden bleibt die Besteuerung des inländischen Brannt-

weins und Bieres der Landesgesetzgebungvorbehalten. Die Bundesstaaten werden jedoch
ihr Bestreben darauf richten, eine Übereinstimmungder Gesetzgebungüber die Besteu-

erung auch dieser Gegenständeherbeizuführen.

S. 468-470), geändert durch Reichsgesetz vom 22. Juni 1918 (RGBl. S. 667).

17) Hamburg und Bremen wurden auf eigenen Antrag hin mit dem 15. Oktober 1888 in das Zollgebiet einbe-

zogen (die Freihafengebiete wurden auf die Hafengebiete selbst beschränkt); siehe Reichsgesetz betreffend die

Ausführung des Anschlusses der freien und Hansestadt Hamburg an das Deutsche Zollgebiet vom 16. Februar

1882 (RGBl. S. 39) und Reichsgesetz betreffend den Beitrag des Reichs zu den Kosten des Anschlusses der freien
Hansestadt Bremen an das Deutsche Zollgebiet vom 31. März 1885 (RGBl. S. 79).
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Artikel 36.

Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchssteuern (Art. 35) bleibt

jedem Bundesstaate, soweit derselbe sie bisher ausgeübthat, innerhalb seines Gebietes

überlassen.

Der Kaiser überwacht die Einhaltung des gesetzlichenVerfahrens durch Reichs-

beamte, welche er den Zoll- oder Steuerämtern und den Direktivbehörden der einzelnen

Staaten, nach Vernehmungdes Ausschusses des Bundesrates für Zoll- und Steuerwesen,
beiordnet.

Die von diesen Beamten über Mängel bei der Ausführung der gemeinschaftlichen
Gesetzgebung(Art. 35)gemachtenAnzeigen werden dem Bundesrate zur Beschlußnahme

vorgelegt.

Artikel 37.

Bei der Beschlußßnahme über die zur Ausführungder gemeinschaftlichenGesetzgebung
(Art. 35) dienenden Verwaltungsvorschriften und Einrichtungen gibt die Stimme des

Präsidiums alsdann den Ausschlag,wenn sie sich für Aufrechthaltung der bestehenden

Vorschrift oder Einrichtung ausspricht.

Artikel 38.

Der Ertrag der Zölle und der anderen in Artikel 35 bezeichneten Abgaben, letzterer

soweit sie der Reichsgesetzgebungunterliegen, fliefSt in die Reichskasse. Dieser Ertrag
besteht aus der gesamten von den Zöllen und den übrigen Abgaben aufgekommenen
Einnahme nach Abzug:

ı.) der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungsvorschriften
beruhenden Steuervergütungen und Ermäßigungen,

2) der Rückerstattungenfür unrichtige Erhebungen,
3.) der Erhebungs-und Verwaltungskosten,und zwar:

a) bei den Zöllen der Kosten, welche an den gegen das Ausland gelegenen
Grenzen und in dem Grenzbezirke für den Schutz und die Erhebung der

Zölle erforderlich sind,
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b) bei der Salzsteuer der Kosten, welche zur Besoldungder mit Erhebungund

Kontrolierung dieser Steuer auf den Salzwerken beauftragten Beamten

aufgewendetwerden,

c) beider Rübenzuckersteuer und Tabaksteuer der Vergütung, welche nach den

jeweiligenBeschlüssen des Bundesrates den einzelnen Bundesregierungenfür

die Kosten der Verwaltung dieser Steuern zu gewährenist,

d) bei den übrigen Steuern mit fünfzehn Prozent der Gesamteinnahme. "®

Die außerhalb der gemeinschaftlichenZollgrenze liegenden Gebiete tragen zu den

Ausgabendes Reichs durch Zahlung eines Aversums bei.

Bayern, Württemberg und Baden haben an dem in die Reichskasse fließenden Ertrage
der Steuern von Branntwein und Bier und an dem diesem Ertrage entsprechendenTeile

des vorstehend erwähnten Aversums keinen Teil.

Artikel 39.

Die von den Erhebungsbehördender Bundesstaaten nach Ablauf eines jeden Viertel-

jahres aufzustellenden Quartal-Extrakte und die nach dem Jahres-und Bücherschlusse

aufzustellenden Finalabschlüsse über die im Laufe des Vierteljahres beziehungsweise
während des Rechnungsjahresfällig gewordenenEinnahmen an Zöllen und nach Artikel

38 zur Reichskasse fließenden Verbrauchsabgabenwerden von den Direktivbehörden der

Bundesstaaten, nach vorangegangener Prüfung, in Hauptübersichten zusammengestellt,
in welchen jedeAbgabegesondertnachzuweisen ist, und es werden diese Übersichten an

den Ausschuß des Bundesrates für das Rechnungsweseneingesandt.

Der letztere stellt auf Grund dieser Übersichten von drei zu drei Monaten den von der

Kasse jedesBundesstaates der Reichskasse schuldigenBetrag vorläufig fest und setzt von

dieser Feststellungden Bundesrat und die Bundesstaaten in Kenntnis, legt auch alljährlich
die schließliche Feststellungjener Beträge mit seinen Bemerkungendem Bundesrate vor.

Der Bundesrat beschließt über diese Feststellung.

18) Artikel 38 Absatz 2 Ziffer 3d wurde hinsichtlich der Brausteuer abgeändert durch $ 5 des Gesetzes vom 3.

Juni 1906 (RGBl. S. 620): „Die Vorschrift des Art. 38 Abs. 2 Ziffer 3d der Reichsverfassung wird in Ansehung der

Brausteuer aufgehoben. Die den Bundesstaaten zu gewährende Vergütung der Erhebungs- und Verwaltungskos-
ten der Brausteuer wird durch den Bundesrat festgesetzt.“
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Artikel go.

Die Bestimmungen in dem Zollvereinigungsvertragevom 8. Juli 1867bleiben in Kraft,
soweit sie nicht durch die Vorschriften dieser Verfassungabgeändertsind und solangesie

nicht auf dem im Artikel 7, beziehungsweise78 bezeichneten Wege abgeändertwerden.

VII. Eisenbahnwesen.

Artikel qı.

Eisenbahnen, welche im Interesse der Verteidigung Deutschlands oder im Interesse

des gemeinsamen Verkehrs für notwendig erachtet werden, können kraft eines Reichs-

gesetzes auch gegen den Widerspruch der Bundesglieder,deren Gebiet die Eisenbahnen

durchschneiden, unbeschadet der Landeshoheitsrechte, für Rechnungdes Reichs angelegt
oder an Privatunternehmer zur Ausführung konzessioniert und mit dem Expropriations-
rechte ausgestattet werden.

Jedebestehende Eisenbahnverwaltungist verpflichtet, sich den Anschluß neu angelegter
Eisenbahnen auf Kosten der letzteren gefallenzu lassen.

Die gesetzlichenBestimmungen, welche bestehenden Eisenbahn-Unternehmungenein

Widerspruchsrechtgegen die Anlegung von Parallel- oder Konkurrenzbahnen einräumen,

werden, unbeschadet bereits erworbener Rechte, für das ganze Reich hierdurch aufge-
hoben. Ein solches Widerspruchsrechtkann auch in den künftig zu erteilenden Konzes-

sionen nicht weiter verliehen werden.

Artikel 42.

Die Bundesregierungenverpflichten sich, die Deutschen Eisenbahnen im Interesse des

allgemeinenVerkehrs wie ein einheitliches Netz verwalten und zu diesem Behuf auch

die neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen Normen anlegenund ausrüsten zu

lassen.
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Artikel 43.

Es sollen demgemäßin tunlichster Beschleunigungübereinstimmende Betriebseinrich-

tungen getroffen, insbesondere gleicheBahnpolizei-Reglements'” eingeführtwerden. Das

Reich hat dafür Sorge zu tragen, daß die Eisenbahnverwaltungendie Bahnen jederzeit in

einem die nötige Sicherheit gewährendenbaulichen Zustande erhalten und dieselben mit

Betriebsmaterial so ausrüsten, wie das Verkehrsbedürfnis es erheischt.

Artikel 44.

Die Eisenbahnverwaltungensind verpflichtet, die für den durchgehendenVerkehr

und zur Herstellung ineinander greifenderFahrplänenötigen Personenzügemit entspre-
chender Fahrgeschwindigkeit, desgleichen die zur Bewältigung des Güterverkehrs

nötigen Güterzüge einzuführen, auch direkte Expeditionen im Personen- und Güter-

verkehr, unter Gestattung des Übergangesder Transportmittel von einer Bahn auf die

andere, gegen die übliche Vergütung einzurichten.

Artikel 45.

Dem Reiche steht die Kontrolle über das Tarifwesen zu. Dasselbe wird namentlich

dahin wirken:

1.) daß baldigst auf allen deutschen Eisenbahnen übereinstimmende Betriebsregle-
ments eingeführtwerden;
2) daß die möglichste Gleichmäßigkeitund Herabsetzungder Tarife erzielt, ins-

besondere, dafs bei größerenEntfernungenfür den Transport von Kohlen, Koks, Holz,
Erzen, Steinen, Salz, Roheisen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenständenein

dem Bedürfnis der Landwirtschaft und Industrie entsprechenderermäßigter Tarif,
und zwar zunächst tunlichst der Einpfennig-Tarif eingeführt werde. ?

19) Bahnpolizei-Reglement für die Eisenbahnen Deutschlands vom 30. November 1885 (RGBl. S. 289).
20) Gemäß Artikel 45 Nr. ı erging das Betriebsreglement für die Eisenbahnen Deutschlands am ır. Mai 1874
(RGBl. S. 84) und trat am 1. Juli 1874 in Kraft.

21) Bezüglich der Württembergischen Eisenbahnen ist in der Verhandlung vom 25. November 1870 über den

Beitritt Württembergs zu der zwischen dem Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen vereinbarten Verfassung
des Deutschen Bundes (BGBl. S. 657) unter 2. zum Artikel 45 der Verfassung anerkannt, daß bei ihren Bau-,
Betriebs- und Verkehrsverhältnissen nicht alle im Artikel 45 aufgeführten Transportgegenstände in allen Gat-

tungen von Verkehren zum Einpfennigsatz befördert werden können.
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Artikel 46.

Bei eintretenden Notständen, insbesondere bei ungewöhnlicherTeuerung der Lebens-

mittel, sind die Eisenbahnverwaltungenverpflichtet, für den Transport, namentlich von

Getreide, Mehl, Hülsenfrüchten und Kartoffeln, zeitweise einen dem Bedürfnis entspre-
chenden, von dem Kaiser auf Vorschlagdes betreffenden Bundesrats-Ausschusses festzu-

stellenden, niedrigenSpezialtarifeinzuführen, welcher jedochnicht unter den niedrigsten
auf der betreffenden Bahn für Rohprodukte geltendenSatz herabgehendarf.

Die vorstehend, sowie die in den Artikeln 42 bis 45 getroffenenBestimmungen sind auf

Bayern nicht anwendbar.

Dem Reiche steht jedoch auch Bayern gegenüberdas Recht zu, im Wege der Gesetz-

gebungeinheitliche Normen für die Konstruktion und Ausrüstung der für die Landesver-

teidigung wichtigen Eisenbahnen aufzustellen.

Artikel 47.

Den Anforderungen der Behörden des Reichs in Betreff der Benutzung der Eisen-

bahnen zum Zweck der Verteidigung Deutschlands haben sämtliche Eisenbahnverwal-

tungen unweigerlich Folge zu leisten. Insbesondere ist das Militär und alles Kriegsma-
terial zu gleichenermäßigtenSätzen zu befördern.

VII. Post- und Telegraphenwesen.
Artikel 48.

Das Postwesen und das Telegraphenwesenwerden für das gesamte Gebiet des Deutschen

Reichs als einheitliche Staatsverkehrsanstalten eingerichtet und verwaltet.

Die im Artikel 4. vorgeseheneGesetzgebungdes Reichs in Post- und Telegraphen-
Angelegenheitenerstreckt sich nicht auf diejenigen Gegenstände,deren Regelungnach

den in der Norddeutschen Post- und Telegraphen-Verwaltungmaßgebendgewesenen
Grundsätzen der reglementarischen Festsetzung oder administrativen Anordnung
überlassen ist.
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Artikel 49.

Die Einnahmen des Post- und Telegraphenwesenssind für das ganze Reich gemein-
schaftlich. Die Ausgabenwerden aus den gemeinschaftlichenEinnahmen bestritten. Die

Überschüsse fließen in die Reichskasse (Abschnitt XII.).

Artikel 50.

Dem Kaiser gehört die obere Leitung der Post- und Telegraphenverwaltungan. Die von

ihm bestellten Behörden haben die Pflicht und das Recht, dafür zu sorgen, daß Einheit

in der Organisation der Verwaltung und im Betriebe des Dienstes, sowie in der Quali-
fikation der Beamten hergestelltund erhalten wird.

Dem Kaiser steht der Erlaß der reglementarischenFestsetzungen und allgemeinen
administrativen Anordnungen, sowie die ausschließliche Wahrnehmungder Beziehungen
zu anderen Post- und Telegraphenverwaltungenzu.

Sämtliche Beamte der Post- und Telegraphenverwaltungsind verpflichtet, den Kaiser-

lichen Anordnungen Folge zu leisten. Diese Verpflichtung ist in den Diensteid aufzu-

nehmen.

Die Anstellung der bei den Verwaltungsbehördender Post und Telegraphie in den

verschiedenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten (z. B. der Direktoren, Räte,

Ober-Inspektoren), ferner die Anstellung der zur Wahrnehmungdes Aufsichts- u. s. w.

Dienstes in den einzelnen Bezirken als Organe der erwähnten Behörden fungierenden
Post- und Telegraphenbeamten(z. B. Inspektoren, Kontrolleure) geht für das ganze
Gebiet des Deutschen Reichs vom Kaiser aus, welchem diese Beamten den Diensteid

leisten. Den einzelnen Landesregierungenwird von den in Rede stehenden Ernennungen,
soweit dieselben ihre Gebiete betreffen, Behufs der landesherrlichen Bestätigung und

Publikation rechtzeitig Mitteilung gemachtwerden.

Die anderen bei den Verwaltungsbehördender Post und Telegraphieerforderlichen

Beamten, sowie alle für den lokalen und technischen Betrieb bestimmten, mithin bei den

eigentlichenBetriebsstellen fungierendenBeamten u. s. w. werden von den betreffenden

Landesregierungenangestellt.

Wo eine selbständige Landespost- resp. Telegraphenverwaltung nicht besteht,
entscheiden die Bestimmungen der besonderen Verträge.
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Artikel sı.

Bei Überweisungdes Überschusses der Postverwaltung für allgemeineReichszwecke

(Art. 49) soll, in Betracht der bisherigenVerschiedenheit der von den Landes-Postver-

waltungen der einzelnen Gebiete erzielten Reineinnahmen, zum Zwecke einer entspre-
chenden Ausgleichung während der unten festgesetztenÜbergangszeitfolgendes
Verfahren beobachtet werden.

Aus den Postüberschüssen, welche in den einzelnen Postbezirken während der fünf

Jahre 1861 bis 1865 aufgekommensind, wird ein durchschnittlicher Jahresüberschuß
berechnet, und der Anteil, welchen jeder einzelne Postbezirk an dem für das gesamte
Gebiet des Reichs sich darnach herausstellenden Postüberschusse gehabt hat, nach

Prozenten festgestellt.

Nach Maßgabedes auf diese Weise festgestelltenVerhältnisses werden den einzelnen

Staaten während der auf ihren Eintritt in die Reichs-Postverwaltungfolgendenacht Jahre
die sich für sie aus den im Reiche aufkommenden Postüberschüssen ergebendenQuoten
auf ihre sonstigen Beiträge zu Reichszwecken zu Gute gerechnet.

Nach Ablauf der acht Jahre hört jene Unterscheidungauf, und fließen die Postüber-

schüsse in ungeteilter Aufrechnung nach dem im Artikel 49 enthaltenen Grundsatz der

Reichskasse zu.

Von der während der vorgedachtenacht Jahre für die Hansestädte sich herausstel-

lenden Quote des Postüberschusses wird alljährlich vorweg die Hälfte dem Kaiser zur

Disposition gestellt zu dem Zwecke, daraus zunächst die Kosten für die Herstellung
normaler Posteinrichtungenin den Hansestädten zu bestreiten.

Artikel 32.

Die Bestimmungen in den vorstehenden Artikeln 48 bis sı finden auf Bayern und

Württemberg keine Anwendung.An ihrer Stelle gelten für beide Bundesstaaten folgende
Bestimmungen.

Dem Reiche ausschließlich steht die Gesetzgebungüber die Vorrechte der Post und

Telegraphie,über die rechtlichen Verhältnisse beider Anstalten zum Publikum, über

die Portofreiheiten und das Posttaxwesen, jedoch ausschließlich der reglementarischen
und Tarif-Bestimmungenfür den internen Verkehr innerhalb Bayerns, beziehungsweise
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Württembergs, sowie, unter gleicher Beschränkung,die Feststellungder Gebühren für

die telegraphischeKorrespondenzzu.

Ebenso steht dem Reiche die Regelungdes Post- und Telegraphenverkehrsmit dem

Auslande zu, ausgenommen den eigenen unmittelbaren Verkehr Bayerns, beziehungs-
weise Württembergs mit seinen dem Reiche nicht angehörendenNachbarstaaten,
wegen dessen Regelunges bei der Bestimmung im Artikel 49 des Postvertrages vom 23.
November 1867bewendet.

An den zur Reichskasse fließenden Einnahmen des Post- und Telegraphenwesenshaben

Bayern und Württemberg keinen Teil.

IX. Marine und Schiffahrt.

Artikel 53.

Die Kriegsmarine des Reichs ist eine einheitliche unter dem Oberbefehl des Kaisers. Die

Organisation und Zusammensetzung derselben liegt dem Kaiser ob, welcher die Offiziere

und Beamten der Marine ernennt, und für welchen dieselben nebst den Mannschaften

eidlich in Pflicht zu nehmen sind.

Der Kieler Hafen und der Jadehafensind Reichskriegshäfen.

Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und der damit zusammenhängenden
Anstalten erforderliche Aufwand wird aus der Reichskasse bestritten.

Die gesamte seemännische Bevölkerungdes Reichs, einschließlich des Maschinenper-
sonals und der Schiffshandwerker, ist vom Dienste im Landheere befreit, dagegenzum

Dienste in der Kaiserlichen Marine verpflichtet. ?

Artikel 54.

Die Kauffahrteischiffe aller Bundesstaaten bilden eine einheitliche Handelsmarine.

Das Reich hat das Verfahren zur Ermittlung der Ladungsfähigkeitder Seeschiffe zu

bestimmen, die Ausstellung der Meßbriefe, sowie der Schiffszertifikate zu regeln und

22) Art. 53 wurde durch das Gesetz betreffend die Ersatzverteilung vom 26. Mai 1893 (RGBl. S. 185-186) neu

gefaßt und Abs. 5 aufgehoben. Die Regelung der Ersatzverteilung erfolgt seither durch Art. II $ ı besagten
Gesetzes.
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die Bedingungenfestzustellen, von welchen die Erlaubnis zur Führung eines Seeschiffes

abhängigist.

In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künstlichen Wasserstraßen der einzelnen

Bundesstaaten werden die Kauffahrteischiffe sämtlicher Bundesstaaten gleichmäßig
zugelassenund behandelt.

Auf natürlichen Wasserstraßen dürfen Abgaben nur für solche Anstalten (Werke und

Einrichtungen) erhoben werden, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind. Sie

dürfen bei staatlichen und kommunalen Anstalten die zur Herstellung und Erhaltung
erforderlichen Kosten nicht übersteigen.Die Herstellungs-und Unterhaltungskostenfür

Anstalten, die nicht nur zur Erleichterung des Verkehrs, sondern auch zur Förderung
anderer Zwecke und Interessen bestimmt sind, dürfen nur zu einem verhältnismäßigen
Anteil durch Schiffahrtsabgabenaufgebrachtwerden. Als Kosten der Herstellung gelten
die Zinsen und Tilgungsbeträgefür die aufgewendetenKapitalien.23

Die Vorschriften des Abs. 4 finden auch Anwendung auf die Abgaben,die für künst-

liche Wasserstraßen und für Anstalten an solchen sowie in Häfen erhoben werden.

Der Bemessung von Befahrungsabgabenkönnen im Bereiche der Binnenschiffahrt

die Gesamtkosten für eine Wasserstraße, ein Stromgebiet oder ein Wasserstraßennetz

zugrundegelegtwerden.

Auf die Flößerei finden diese Bestimmungen insoweit Anwendung, als sie auf schiff-

baren Wasserstraßen betrieben wird.

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungenandere oder höhere Abgabenzu legen,als von

den Schiffen der Bundesstaaten oder deren Ladungenzu entrichten sind, steht keinem

Einzelstaate, sondern nur dem Reiche zu.

Artikel 55.

Die Flaggeder Kriegs- und Handelsmarine ist schwarz-weißs-rot.

23) Durch Gesetz betreffend den Ausbau der Deutschen Wasserstraßen und die Erhebung von Schiffahrtsabga-
ben vom 24.12.1911 (RGBl. S. 1137)wurde Abs. 3 Satz 2 gestrichen, Abs. 4 aufgehoben und durch die jetzigen Abs.

4 bis 7 ersetzt.

Seite 174



E. Anhang.

X. Konsulatwesen.

Artikel 56.

Das gesamte Konsulatwesen des Deutschen Reichs steht unter der Aufsicht des Kaisers,
welcher die Konsuln, nach Vernehmungdes Ausschusses des Bundesrates für Handel und

Verkehr, anstellt.

In dem Amtsbezirk der Deutschen Konsuln dürfen neue Landeskonsulate nicht

errichtet werden. Die Deutschen Konsuln üben für die in ihrem Bezirk nicht vertretenen

Bundesstaaten die Funktionen eines Landeskonsuls aus. Die sämtlichen bestehenden

Landeskonsulate werden aufgehoben,sobald die Organisation der Deutschen Konsulate

dergestaltvollendet ist, daß die Vertretung der Einzelinteressen aller Bundesstaaten als

durch die Deutschen Konsulate gesichertvon dem Bundesrate anerkannt wird.

XI. Reichskriegswesen.
Artikel 57.

Jeder Deutsche ist wehrpflichtig und kann sich in Ausübung dieser Pflicht nicht

vertreten lassen.

Artikel 58.

Die Kosten und Lasten des gesamten Kriegswesens des Reichs sind von allen Bundes-

staaten und ihren Angehörigen gleichmäßig zu tragen, so daß weder Bevorzugungen,
noch Prägravationen einzelner Staaten oder Klassen grundsätzlich zulässigsind. Wo die

gleicheVerteilung der Lasten sich in natura nicht herstellen läßt, ohne die öffentliche

Wohlfahrt zu schädigen,ist die Ausgleichungnach den Grundsätzen der Gerechtigkeit
im Wege der Gesetzgebungfestzustellen.

Artikel 59.

Jeder wehrfähige Deutsche gehört sieben Jahre lang, in der Regel vom vollendeten

zwanzigsten bis zum beginnenden achtundzwanzigstenLebensjahre,dem stehenden

Heere, die folgendenfünf Lebensjahreder Landwehr ersten Aufgebotsund sodann bis zum
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31. März des Kalenderjahres,in welchem das neununddreißigsteLebensjahrvollendet

wird, der Landwehr zweiten Aufgebots an. ?”

Während der Dauer der Dienstpflicht im stehenden Heere sind die Mannschaften der

Kavallerie und reitenden Feldartillerie die ersten drei, alle übrigen Mannschaften die

ersten zwei Jahre zum ununterbrochenen Dienste bei den Fahnen verpflichtet.

In Bezug auf die Auswanderung der Reservisten sollen lediglich diejenigen Bestim-

mungen mafsgebendsein, welche für die Auswanderungder Landwehrmänner gelten.

Artikel 60.

Die Friedens-Präsenzstärke des deutschen Heeres wird bis zum 31. Dezember 1871 auf

ein Prozent der Bevölkerungvon 1867 normiert, und wird pro rata derselben von den

einzelnen Bundesstaaten gestellt. Für die spätere Zeit wird die Friedens-Präsenzstärke

des Heeres im Wege der Reichsgesetzgebungfestgestellt.>)

Artikel 61.

Nach Publikation dieser Verfassungist in dem ganzen Reiche die gesamte preußische
Militärgesetzgebungungesäumt einzuführen, sowohl die Gesetze selbst, als die zu ihrer

Ausführung, Erläuterung oder Ergänzung erlassenen Reglements, Instruktionen und

Reskripte, namentlich also das Militärstrafgesetzbuchvom 3. April 1845, °° die Militär-

strafgerichtsordnungvom 3. April 1845, ”’ die Verordnung über die Ehrengerichtevom

20. Juli 1843, die Bestimmungen über Aushebung,Dienstzeit, Servis- und Verpflegungs-
wesen, Einquartierung, Ersatz von Flurbeschädigungen,Mobilmachung u. s. w. für Krieg
und Frieden. Die Militärkirchenordnung ist jedochausgeschlossen.

24) Durch Gesetz vom 15. April 1905 (RGBl. S. 249-250) wurde der frühere Abs. ı aufgehoben und durch die

jetzigen Absätze ı und 2 ersetzt.

25) Durch Gesetz vom 9. Dezember 1871 (RGBl. S. 413) wurde das Provisorium der Artikel 60 und 62 bis zum 31.
Dezember 1874 verlängert. Späterhin ergingen bezüglich der Festsetzung der Friedens-Präsenzstärke des Heeres

weitere Gesetze wie folgt: Gesetz vom 2. Mai 1874 (RGBl. S. 45); Gesetz vom 6. Mai 1880 (RGBl. S. 103); Gesetz

vom ı1. März 1887 (RGBl. S. 140); Gesetz vom ı5. Mai 1890 (RGBl. S. 233); Gesetz vom 3. August 1893 (RGBl. S.

233); Gesetz vom 25. März 1899 (RGBl. S. 213); Gesetz vom 22. Februar 1904 (RGBl. S. 65); Gesetz vom ı5. Mai

1905 (RGBl. S. 247); Gesetz vom 25. März ı911 (RGBl. 99); Ergänzungsgesetz vom 14. Juni 1912 (RGBl. S. 389);
Ergänzungsgesetz vom 3. Juli 1913 (RGBl. S. 496).
26) Das preußische Militair-Strafgesetzbuch vom 3. April 1845 wurde ersetzt durch das Reichsmilitär-

strafgesetzbuch vom 2o. Juni 1872 (RGBl. S. 175).

27) Die preußische Militair-Strafgerichtsordnung vom 3. April 1845 wurde ersetzt durch die Reichs-

militärstrafgerichtsordnung vom ı. Dezember 1898 (RGBl. S. 1189).
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Nach gleichmäßigerDurchführung der Kriegsorganisation des Deutschen Heeres wird

ein umfassendes Reichsmilitärgesetzdem Reichstageund dem Bundesrate zur verfas-

sungsmäßigenBeschlußfassungvorgelegtwerden. ®®

Artikel 62.

Zur Bestreitung des Aufwandes für das gesamte Deutsche Heer und die zu demselben

gehörigenEinrichtungen sind bis zum 31. Dezember 1871 dem Kaiser jährlich sovielmal

225 Thaler, in Worten zweihundertfünfundzwanzigThaler, als die Kopfzahlder Friedens-

stärke des Heeres nach Artikel 60 beträgt, zur Verfügung zu stellen. Vergl. Abschnitt

XI.

Nach dem 31. Dezember 1871 müssen diese Beiträge von den einzelnen Staaten des

Bundes zur Reichskasse fortgezahlt werden. Zur Berechnungderselben wird die im

Artikel 60 interimistisch festgestellteFriedens-Präsenzstärke so lange festgehalten,bis

sie durch ein Reichsgesetzabgeändertist.

Die Verausgabungdieser Summe für das gesamte Reichsheer und dessen Einrichtungen
wird durch das Etatgesetz festgestellt.

Bei der Feststellungdes Militärausgabeetatswird die auf Grundlagedieser Verfassung
gesetzlichfeststehende Organisation des Reichsheeres zu Grunde gelegt.

Artikel 63.

Die gesamte Landmacht des Reichs wird ein einheitliches Heer bilden, welches in Krieg
und Frieden unter dem Befehle des Kaisers steht.

28) Dadurch ergingen folgende Reichsgesetze:
a) das Wehrgesetz vom 9. November 1867 (BGBl. S. 131); in Württemberg, Baden und Hessen südlich des Mains

eingeführt durch Art. 80 der Verfassung des Deutschen Bundes, in Bayern durch Reichsgesetz vom 24. Novem-

ber 1871 (RGBl. S. 398); wie auch die Neufassung des Wehrgesetzes vom ı1. Februar 1888 (RGBl. S. ır),
b) das Quartierleistungsgesetz vom 25. Juni 1868 (BGBl. S. 523); in Baden eingeführt durch Reichsgesetz vom

22. November 1871 (RGBl. S. 400), in Bayern und Württemberg eingeführt durch Reichsgesetz vom 9. Februar

1875 (RGBl. S. 41, 48),
c) das Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai 1874 (RGBl. S. 45),
d) das Landsturmgesetz vom ı2. Februar 1875 (RGBl. S. 63),
e) das Kontrollgesetz vom 15. Februar 1875 (RGBl. S. 65),
f) die Deutsche Wehrordnung vom 22. November 1888,

g) das Rayongesetz vom 2ı. Dezember 1871 (RGBl. S. 459),
h) das Kriegsleistungsgesetz vom 13. Juni 1871 (RGBl. S. 129),
j) das Naturalleistungsgesetz vom 13. Februar 1875 (RGBl. S. 52).

29) Siehe Artikel 60 Anmerkungen 25.
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Die Regimenter etc. führen fortlaufende Nummern durch das ganze deutsche Heer. Für

die Bekleidungsind die Grundfarben und der Schnitt der Königlich Preußischen Armee

mafsgebend.Dem betreffenden Kontingentsherrn bleibt es überlassen, die äußeren

Abzeichen (Kokarden etc.) zu bestimmen.

Der Kaiser hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu tragen, daß innerhalb des

Deutschen Heeres alle Truppenteile vollzählig und kriegstüchtig vorhanden sind und

daß Einheit in der Organisation und Formation, in Bewaffnungund Kommando, in der

Ausbildung der Mannschaften, sowie in der Qualifikation der Offiziere hergestelltund

erhalten wird. Zu diesem Behuf ist der Kaiser berechtigt, sich jederzeit durch Inspek-
tionen von der Verfassungder einzelnen Kontingente zu überzeugenund die Abstellung
der dabei vorgefundenenMängelanzuordnen.

Der Kaiser bestimmt den Präsenzstand,?” die Gliederung und Einteilung der Kontin-

gente des Reichsheeres, sowie die Organisation der Landwehr, und hat das Recht,
innerhalb des Bundesgebietesdie Garnisonen zu bestimmen, sowie die kriegsbereite
Aufstellung eines jedenTeils des Reichsheeres anzuordnen.

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Administration, Verpflegung,
Bewaffnungund Ausrüstung aller Truppenteile des Deutschen Heeres sind die bezüg-
lichen künftig ergehendenAnordnungen für die Preußische Armee den Kommandeuren

der übrigen Kontingente, durch den Artikel 8 Nr. ı bezeichneten Ausschuß für das

Landheer und die Festungen, zur Nachachtungin geeigneter Weise mitzuteilen.

Artikel 64.

Alle Deutsche Truppen sind verpflichtet, den Befehlen des Kaisers unbedingteFolgezu

leisten. Diese Verpflichtung ist in den Fahneneid aufzunehmen.

Der Höchstkommendierende eines Kontingents, sowie alle Offiziere, welche Truppen
mehr als eines Kontingents befehligen,und alle Festungskommandantenwerden von dem

Kaiser ernannt. Die von Demselben ernannten Offiziere leisten Ihm den Fahneneid. Bei

Generalen und den Generalstellungenversehenden Offizieren innerhalb des Kontingents
ist die Ernennung von der jedesmaligenZustimmung des Kaisers abhängigzu machen.

30) Der Kaiser wurde durch die Gesetze zur Feststellung der Friedenspräsenzstärke in dieser Kompetenz ein-

geschränkt. Siehe Art. 60 Anmerkung 25.
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Der Kaiser ist berechtigt, Behufs Versetzung mit oder ohne Beförderungfür die von

Ihm im Reichsdienste, sei es im Preußischen Heere, oder in anderen Kontingenten zu

besetzenden Stellen aus den Offizieren aller Kontingente des Reichsheeres zu wählen.

Artikel 65.

Das Recht, Festungen innerhalb des Bundesgebietesanzulegen,steht dem Kaiser zu,

welcher die Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel, soweit das Ordinarium sie nicht

gewährt,nach Abschnitt XII. beantragt.

Artikel 66.

Wo nicht besondere Konventionen ein Anderes bestimmen, ernennen die Bundes-

fürsten, beziehentlich die Senate die Offiziere ihrer Kontingente, mit der Einschränkung
des Artikels 64. Sie sind Chefs aller ihren Gebieten angehörendenTruppenteile und

genießendie damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlich das Recht der Inspizierung
zu jeder Zeit und erhalten, außer den regelmäßigenRapporten und Meldungen über

vorkommende Veränderungen,Behufs der nötigen landesherrlichen Publikation, recht-

zeitige Mitteilung von den die betreffenden Truppenteile berührenden Avancements und

Ernennungen.

Auch steht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht bloß ihre eigenen
Truppen zu verwenden, sondern auch alle anderen Truppenteile des Reichsheeres, welche

in ihren Ländergebietendisloziert sind, zu requirieren.

Artikel 67.

Ersparnisse an dem Militäretat fallen unter keinen Umständen einer einzelnen

Regierung, sondern jederzeit der Reichskasse zu.

Artikel 68.

Der Kaiser kann, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebietebedroht ist,
einen jeden Teil desselben in Kriegszustanderklären. Bis zum Erlaß eines die Voraus-

setzungen, die Form der Verkündigung und die Wirkungen einer solchen Erklärung
regelndenReichsgesetzesgelten dafür die Vorschriften des Preußischen Gesetzes vom 4.

Juni 1851(Gesetz.-Samml. für 1851S. 451 ff.).
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Schlußbestimmungzum XI. Abschnitt.

Die in diesem Abschnitt enthaltenen Vorschriften kommen in Bayern nach näherer

Bestimmung des Bündnisvertragesvom 23. November 1870 (Bundesgesetzbl.1871 S. 9)
unter III. $ 5, in Württemberg nach näherer Bestimmung der Militärkonvention vom

21./25.November 1870 (Bundesgesetzbl.1870 S. 658) zur Anwendung.

XII. Reichsfinanzen.

Artikel 69.

Alle Einnahmen und Ausgabendes Reichs müssen für jedesJahr veranschlagtund auf

den Reichshaushaltsetat gebrachtwerden. Letzterer wird vor Beginn des Etatsjahresnach

folgendenGrundsätzen durch ein Gesetz festgestellt.

Artikel 70.

Zur Bestreitung aller gemeinschaftlichenAusgabendienen zunächst die aus den Zöllen

und gemeinsamen Steuern, aus dem Eisenbahn-, Post- und Telegraphenwesen,sowie aus

den übrigen Verwaltungszweigenfließenden gemeinschaftlichenEinnahmen. Insoweit

die Ausgabendurch diese Einnahmen nicht gedecktwerden, sind sie durch Beiträge der

einzelnen Bundesstaaten nach Maßgabeihrer Bevölkerungaufzubringen,welche in Höhe

des budgetmäßßigenBetrages durch den Reichskanzler ausgeschriebenwerden. Insoweit

diese Beträge in den Überweisungenkeine Deckung finden, sind sie den Bundesstaaten

am Jahresschlußin dem Maße zu erstatten, als die übrigen ordentlichen Einnahmen des

Reichs dessen Bedarf übersteigen.

Etwaige Überschüsse aus den Vorjahren dienen, insoweit durch das Gesetz über den

Reichshaushaltsetat nicht ein Anderes bestimmt wird, zur Deckunggemeinschaftlicher
außerordentlicher Ausgaben.”

Artikel 7ı.

Die gemeinschaftlichenAusgabenwerden in der Regelfür ein Jahr bewilligt, können

jedoch in besonderen Fällen auch für eine längereDauer bewilligt werden.

31) Die vorliegende Fassung erhielt Art. 70 durch Gesetz vom 14. Mai 1904
(RGBl. S. 169-170).
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Während der im Artikel 60 normierten Übergangszeitist der nach Titeln geordnete
Etat über die Ausgabenfür das Heer dem Bundesrate und dem Reichstagenur zur Kennt-

nisnahme und zur Erinnerung vorzulegen.

Artikel 72.

Über die Verwendung aller Einnahmen des Reichs ist durch den Reichskanzler dem

Bundesrate und dem Reichstagezur Entlastungjährlich Rechnungzu legen.

Artikel 73.

In Fällen eines außerordentlichen Bedürfnisses kann im Wege der Reichsgesetzgebung
die Aufnahme einer Anleihe, sowie die Übernahme einer Garantie zu Lasten des Reichs

erfolgen.

Schlußbestimmungzum XI. Abschnitt.

Auf die Ausgaben für das BayerischeHeer finden die Artikel 69 und 7ı nur nach

Maßgabeder in der Schlußbestimmungzum XI. Abschnitt erwähnten Bestimmungen des

Vertrages vom 23. November 1870 und der Artikel 72 nur insoweit Anwendung, als dem

Bundesrate und dem Reichstagedie Überweisungder für das BayerischeHeer erforder-

lichen Summe an Bayern nachzuweisen ist.

XII. Schlichtung von Streitigkeiten
und Strafbestimmungen.

Artikel 74.

JedesUnternehmen gegen die Existenz, die Integrität, die Sicherheit oder die Verfassung
des Deutschen Reichs, endlich die Beleidigung des Bundesrates, des Reichstages,eines

Mitgliedes des Bundesrates oder des Reichstages,einer Behörde oder eines öffentlichen

Beamten des Reichs, während dieselben in der Ausübung ihres Berufes begriffen sind

oder in Beziehungauf ihren Beruf, durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bildliche oder

andere Darstellung,werden in den einzelnen Bundesstaaten beurteilt und bestraft nach

Maßgabeder in den letzteren bestehenden oder künftig in Wirksamkeit tretenden

Gesetze, nach welchen eine gleichegegen den einzelnen Bundesstaat, seine Verfassung,
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seine Kammern oder Stände, seine Kammer- oder Ständemitglieder,seine Behörden und

Beamten begangeneHandlung zu richten wäre. ”)

Artikel 75.

Für diejenigen in Artikel 74 bezeichneten Unternehmungengegen das Deutsche Reich,
welche, wenn gegen einen der einzelnen Bundesstaaten gerichtet, als Hochverrat oder

Landesverrat zu qualifizieren wären, ist das gemeinschaftlicheOber-Appellationsgericht
der drei freien und Hansestädte in Lübeck die zuständigeSpruchbehördein erster und

letzter Instanz.

Die näheren Bestimmungen über die Zuständigkeit und das Verfahren des Ober-

Appellationsgerichts erfolgen im Wege der Reichsgesetzgebung.Bis zum Erlasse eines

Reichsgesetzesbewendet es bei der seitherigen Zuständigkeit der Gerichte in den

einzelnen Bundesstaaten und den auf das Verfahren dieser Gerichte sich beziehenden

Bestimmungen. ®

Artikel 76.

Streitigkeiten zwischen verschiedenen Bundesstaaten, sofern dieselben nicht privat-
rechtlicher Natur und daher von den kompetenten Gerichtsbehörden zu entscheiden

sind, werden auf Anrufen des einen Teils von dem Bundesrate erledigt.

Verfassungsstreitigkeitenin solchen Bundesstaaten, in deren Verfassungnicht eine

Behörde zur Entscheidungsolcher Streitigkeiten bestimmt ist, hat auf Anrufen eines

Teiles der Bundesrat gütlich auszugleichenoder, wenn das nicht gelingt, im Wege der

Reichsgesetzgebungzur Erledigung zu bringen.

Artikel 77.

Wenn in einem Bundesstaate der Fall einer Justizverweigerung eintritt, und auf gesetz-
lichen Wegen ausreichende Hilfe nicht erlangt werden kann, so liegt dem Bundesrate

ob, erwiesene, nach der Verfassungund den bestehenden Gesetzen des betreffenden

Bundesstaates zu beurteilende Beschwerden über verweigerte oder gehemmteRechts-

32) Art. 74 war im wesentlichen schon durch die reichsweite Gültigkeit des Strafgesetzbuchs für das Deutsche

Reich vom 15.05.1871 (RGBl. S. 127) überholt, das in den 88 80 bis 95, 105, 106, 196, 197 und 389 den Schutz des

Reichs und seiner Verfassungsorgane detailliert regelt.
33) Artikel 75 wurde durch $ 136 Ziffer ı des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877 (RGBl. S. 4)
gegenstandslos; mit diesem Gesetz wurde das Reichsgericht [in Leipzig] zuständiges Gericht.
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pflegeanzunehmen, und darauf die gerichtliche Hilfe bei der Bundesregierung,die zu der

Beschwerde Anlaß gegebenhat, zu bewirken.

XIV. Allgemeine Bestimmungen.

Artikel 78.

Veränderungender Verfassungerfolgen im Wege der Gesetzgebung.Sie gelten als

abgelehnt,wenn sie im Bundesrate 14 Stimmen gegen sich haben.

Diejenigen Vorschriften der Reichsverfassung,durch welche bestimmte Rechte

einzelner Bundesstaaten in deren Verhältnis zur Gesamtheit festgestelltsind, können nur

mit Zustimmung des berechtigtenBundesstaates abgeändertwerden.

Seite 183





Schlußwort.

Preußen, das Deutsche Reich und die Deutschen.

Das Deutsche Reich ist von Preußen geschaffenworden. Alle Vorteile wirtschaftlicher

und Vorzüge politischer Natur, die in überreicher Fülle seit 1867dem ganzen deutschen

Volk zuflossen, sind das Ergebnis der preußischenStaats- und Heereskunst. Seither

nahmen in edlem Wetteifer nicht nur im Bundesrat und Reichstag,sondern im Gesamt-

leben der Nation alle deutschen Stämme und Volksteile an der gewaltigenArbeit teil,
die das neue gesamtdeutscheLeben dem ganzen deutschen Volk zur Pflicht gemachthat;
kein Stamm oder Staat darf sich dieser wichtigen Arbeit entziehen. Aber die granitene
Grundlage dieses deutschen Lebens ist Preußen. Darum ist es nicht allein - wenn auch

in erster Linie — Sache der Preußen, daß die Festigkeit des Staates Preußen, den die

Hohenzollern und ihr ostelbisches Volk geschaffenhaben, nicht erschüttert werden

durfte. Die Stärke Preußens ist die Stärke des Staates, den Preußen zum Heile des ganzen
deutschen Volkes geschaffenhat: des Deutschen Reiches. Die Notwendigkeit der Restau-

ration des preußischenKönigtums liegt auf der Hand, denn Otto von Bismarck hat das

Deutsche Reich und damit die deutsche Nation auf das Engste mit der preußischen
Krone verbunden. Deshalb sind alle Deutschen, nicht nur die Preußen, in der Gegenwart
berufen, sich besonnen und ernst für die Restauration des preußischenThrones einzu-

setzen:

Lasst hallen einig Ruf vom Fels zum Meer:

Wir wünschen der Hohenzollern Wiederkehr!
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